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Eroffnung
Steffen Flath

Staatsminister des Sachsischen Staatsministeriums fir Umwelt und Landwirtschaft

.Bodenschutz als gemeinsames Interesse®: Dies ist das Motto der 4. Sachsischen Bodenschutztage,

einer Veranstaltung, die wir alle zwei Jahre durchfiihren und die sich mittlerweile etabliert hat.

Bodenschutz ist immer noch ein relativ junges Feld in der Umweltpolitik. Sachsen hatte als eines der
ersten Bundeslander ein Landesbodenschutzgesetz. Auf Bundesebene ist vor rund zwei Jahren mit
dem Bundes-Bodenschutzgesetz eine einheitliche Rechtsgrundlage in Kraft getreten. Zeitnah wurde
im Mai 1999 das ,Erste Gesetz zur Abfallwirtschaft und zum Bodenschutz im Freistaat Sachsen” an

die neue Rechtslage angepasst sowie eine entsprechende Rechtsverordnung erlassen.

Bei einer neuen ordnungsrechtlichen Regelung wie dem Bundesbodenschutzgesetz erwartet man
zunachst vor allem neue Restriktionen und Pflichten. Dies ist teilweise richtig, da es um den Schutz
der Lebensgrundlagen und des Allgemeinwohls geht. Bodenschutz jedoch auf eine Iastige Pflicht zu

reduzieren, ware natlrlich ein falscher Ansatz der Betrachtung.

Letztendlich ist gesunder Boden Lebensgrundlage, er ist Voraussetzung fiir eine nachhaltige Entwick-
lung und die Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts, er ist Standortfaktor, wo es um Lebensqualitat
geht und er ist Produktions- und Wirtschaftsfaktor. Vorsorgender Bodenschutz geht daher alle etwas

an und ist vielmehr als Aufgabe, denn als Pflicht zu betrachten.

Das ist beispielsweise einem auf die Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit seiner Flachen bedachten
Landwirt seit langem eine Selbstverstandlichkeit — zumindest wohl den meisten. Sachsen ist mit
fruchtbaren und wertvollen Bdden ausgestattet, die in den hiigeligen Regionen und im Mittelgebirgs-
raum durch Erosion teilweise stark gefahrdet sind. Erosion vermindert die Fruchtbarkeit der Ackerfla-

chen und kann beispielsweise zu Gewasserbelastungen flihren.

Die gemeinsame Arbeit der landwirtschaftlichen und Umweltfachbehérden in Sachsen zum Erosions-
schutz stol3t bei den sachsischen Landwirten inzwischen auf grofle Resonanz. Beratungsangebote
und FérdermalRnahmen werden in zunehmendem Umfang angenommen. Mit dem wachsenden Fla-
chenanteil, der bodenschonend bewirtschaftet wird, nimmt das Gesamtausmaf der Erosion in Sach-
sen ab. Jedoch gibt es auch hier, noch eine ganze Menge zu tun. Das Know-how und die Akzeptanz
fir diese modernen Bewirtschaftungsformen sind bestandig zu verbessern. Dabei miissen insbeson-
dere auch fiir den 6kologischen Landbau Lésungen gefunden werden, da hier der Einsatz von Herbi-

ziden weitestgehend ausgeschlossen ist.

Besonders im Bereich der Schadstoffbelastungen hilft vorsorgender Bodenschutz, "neue Altlasten" zu
vermeiden und so Kosten zu sparen. Ein Effekt, der nicht immer sogleich deutlich wird, dem aber um-

so wichtiger ist, wenn man den Aufwand fir eine spater notwendige Sanierung bericksichtigt.

Wer sind aber die entscheidenden Akteure im Bodenschutz meine Damen und Herren?
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Bodenschutz bewegt sich immer aber im Spannungsfeld von Interessen. Nutzungen sind mit Einwir-
kungen auf die Bdéden verbunden. Teilweise sind die unterschiedlichen Nutzungsinteressen konkurrie-
rend, denkt man beispielsweise an den Erhalt von Freiflachen oder von landwirtschaftlichen Flachen
und auf der anderen Seite die Nutzung als Bauland oder die Abgrabung von Rohstoffen.

Hier muss immer wieder zwischen den verschiedenen Interessen abgewogen und vermittelt werden —

das ist, wie Sie sicher besser noch wissen als ich, selten eine einfache Aufgabe.

Meine Damen und Herren, Eigentum verpflichtet.

Bodenschutz geschieht — oder auch nicht — vor Ort, d. h. flachenkonkret. Auf regionaler und vor allem
lokaler Ebene wird die Flacheninanspruchnahme geplant. Hier findet die Nutzung des Bodens statt.
Es sind also ganz konkrete Akteure, die die Nutzung von Béden bestimmen und betreiben. Diese sind

dementsprechend auch die ersten Adressaten des Bodenschutzes.

Nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz sind die Grundstiickseigentiimer, der Inhaber der tatsachli-
chen Gewalt tber ein Grundstlick und derjenige, der Verrichtungen auf einem Grundstlick durchfiihrt
oder durchfiihren lasst fir die Vorsorge verantwortlich — also nicht nur die Nutzer, sondern auch die

Eigentimer.

Im Grundgesetz steht:
»Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.”

In Zukunft sollten wir etwas starker auch die Eigentimer ansprechen und auf ihre Verantwortung hin-
weisen. Gerade in der Landwirtschaft, wo doch die allermeisten Flachen, die bewirtschaftet werden,
verpachtet sind, stehen eigentlich bisher immer die Pachter im Vordergrund, kaum die Eigentiimer.
Deshalb sollten wir auch Gberlegen, wie wir Eigentiimer der landwirtschaftlichen — aber z. B. auch von
forstwirtschaftlich genutzten — Flachen einbeziehen, z. B. Uber Informationsveranstaltungen, und dort

vor allen Dingen Uberhaupt erst mal das Interesse und das Verstandnis entwickeln.

Dazu gehdren auch Informationen Gber den Bodenzustand. Béden bilden eine Vielfalt an Erscheinun-
gen, den Boden an sich gibt es ja nicht. Dementsprechend weisen Bdden unterschiedliche Auspra-
gungen in ihren Funktionen aus, die sie in Naturhaushalt oder bei der Nutzung wahrnehmen. Sind
Nutzungsanderungen geplant, werden einzelne Flachen daher auch unterschiedlich zu bewerten sein.
Beispielsweise unterscheiden sich — das wissen Sie - Sand- und L6Rbéden hinsichtlich ihrer Ertrags-
fahigkeit fur landwirtschaftliche und gartnerische Produktion oder ihrer Schutzfunktion fir das Grund-

wasser.

Unser Ressort hat in Abstimmung mit dem Wirtschafts- und Innenressort einen Leitfaden erstellt, in
dem Anforderungen zum Bodenschutz in Planungs- und Genehmigungsverfahren zusammenfassend
dargestellt werden. Dieser Leitfaden ist erschienen und kann Uber das Landesamt fir Umwelt und
Geologie oder bei der Sachsischen Druck- und Verlagshaus AG bezogen werden. Er richtet sich an

die Planungstrager und alle mit der Planung Beschaftigten.

Beim Thema Landschafts- und Flachennutzungsplanung wird auch die besondere Rolle und Verant-

wortung der Kommunen beim Schutz der Ressource Boden deutlich.
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Nach wie vor findet in der Bundesrepublik ein Bodenverlust durch Flachenversiegelung in nicht uner-
heblichem Umfang statt. Auch in Sachsen nimmt der Anteil der Siedlungs- und Verkehrsflache — und
damit natlrlich der Versiegelung — weiter zu. Dieser Bodenverbrauch wurde durch die rechtlichen
Regelungen bisher nicht vermindert. Es ist auch fraglich, ob hier allein rechtliche Regelungen zum Ziel
fihren werden. Eine Einschrankung des Flachenverbrauchs lasst sich nur im gesellschaftlichen Kon-
sens durch den Willen aller an den Entscheidungsprozessen Beteiligten erreichen. Das Umwelt- und
Landwirtschaftsministerium nimmt sich dieses Ziel zur Aufgabe, auf eine Verminderung des Flachen-
verbrauchs hinzuwirken. Die Umweltfachbehdrden unterstitzen die Kommunen hier durch Informatio-

nen und fachliche Empfehlungen.

Ich glaube, die Aufgabe der nachsten Jahre wird sein, nicht unsere Gesetze weiter zu verbessern
oder alle Anordnungen und Verordnungen — ich glaube schon jetzt hat kein Mensch in Deutschland
den Uberblick, was alles zu tun ist, was ich falsch machen kénnte. Ich denke dort liegen nicht mehr
die Chancen einer Verbesserung. Die Verbesserung sehe ich viel eher, wenn es uns gelingt - und da
sind Sie genauso gefragt wie ich - die vielen Ziele die wir verfolgen, irgendwo mal miteinander zu ver-

netzen und einen Dialog herzustellen.

Ansprechen und Zu-Wort-Kommen-Lassen der Akteure, das Bewusstsein fordern, dass Bodenschutz
ein gemeinsames Interesse ist: Das ist das Ziel nun auch dieser Veranstaltung dieser Bodenschutzta-
ge. Es soll der Bogen gespannt werden von allgemeinen und Uberregionalen Betrachtungen, Uber die
regionale und lokale Umsetzung des Bodenschutzes im 6ffentlichen Bereich bis hin zu konkreten Vor-
haben und Initiativen in der Privatwirtschaft. Die Vortragsthemen heute und morgen spiegeln die wich-
tige Aufgabe des Bodenschutzes wider — ich danke den Referenten, die sich heute und morgen betei-

ligen, schon mal im Voraus.

,Bodenschutz als gemeinsames Interesse“ — Ich wlnsche uns, dass diese Veranstaltung durch die
Vortrage, durch die Diskussionen, durch die Gesprache am Rande dazu beitrégt, dass Bodenschutz
nicht im Spannungsfeld der Interessen untergeht oder stecken bleibt, sondern im gemeinsamen Inte-

resse Wege und Lésungen gefunden werden, damit wir den Boden nicht unter den FiiRen verlieren.

Ich wiinsche dieser Veranstaltung einen guten Erfolg und ich bitte sie vor allem, dass sie alle mithel-
fen, dass das Anliegen der Bodenschutztage im Land zunehmend Gehér findet und vor allem bertick-

sichtigt wird und ich will gerne dieses Anliegen unterstitzen und meinen Beitrag dazu leisten.

Herzlichen Dank und viel Erfolg in diesen zwei Tagen!
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Bodenschutz — katastrophale Entwicklung oder Katastrophe?

Dipl.-Ing. Werner Schenkel
Erster Direktor und Professor beim Umweltbundesamt Berlin

1.  Einfiihrung

Mein Vortrag nimmt einen Gedanken auf und fihrt ihn weiter, den ich 1998 auf dem 13ten M.O.R.E.-
Seminar (Management of Risks in Engineering) zum Thema ,Katastrophale Auswirkungen von Um-
weltschaden und ihre Folgen® entwickelt habe. Es ging dabei um den Unterschied zwischen der Ka-
tastrophe als schweres, nicht abwendbares Unglick und den katastrophalen Entwicklungen, die lang-
sam, schleichend und stetig ablaufen und im Ergebnis zu ahnlichen Folgen wie die Katastrophe flih-
ren. Nur sind sie viel unspektakularer als diese. Die Medien wenden sich ihnen nicht zu oder meist

erst dann, wenn keine Vorsorge mehr getroffen werden kann.

Fir viele solcher Vorgange liefert der Bodenschutz exemplarische Beispiele. Die Schadstoff-
anreicherung, die Versauerung, die Erosion sind solche Phdnomene katastrophaler Entwicklungen,

die wir leicht aus dem Blick verlieren und deren Ergebnisse wir spater als Katastrophen erleben.

Diese Phanomene stellen Experten mittlerweile weltweit fest. Der Bericht des Wissenschaftlichen
Beirats der Bundesregierung Globale Umweltveranderungen (WBGU) zum Boden von 1994 ist eine
solche Dokumentation Uber weltweite Entwicklungen. In einem Brainstorming 2001 zwischen dem
Wissenschaftlichen Beirat beim BMU und dem BMU wurden einige dieser Probleme naher untersucht

und erste MalRnahmen vorgeschlagen.

Aullerdem hat der WBGU in seinem Jahresgutachten 1998 den Versuch gemacht, Risiken zu klassifi-
zieren und mit Syndromen zu beschreiben. Allerdings bleibt die Bewertung offen, wie das Eintreten

von riskanten Ereignissen bewertet werden muss.

Anlasslich der 4ten Sachsischen Bodentage mdchte ich drei Fragen nachgehen, die aus meiner Sicht

zu dem Komplex Katastrophen und katastrophale Entwicklungen gehoren.

Da ist einmal die Frage:

= Wie wird eine katastrophale Entwicklung zu einer Katastrophe?
= Welche Rolle spielt dabei die Wissenschaft?

= Welche Entwicklungen werden aller Voraussicht noch katastrophal enden?

2. Wie wird eine katastrophale Entwicklung zu einer Katastrophe?

Zu dem Thema Risiken und Katastrophen gibt es eine gewaltige Literatur, die ich hier nicht darlegen
will. Worauf es mir ankommt, ist die Wirkung des Faktors Zeit deutlich zu machen. Er vermag es,
durch stetige Einwirkung einen Zustand unmerklich so zu verandern, dass er fur die Betroffenen als

Katastrophe endet.
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Es kommt mir deshalb nicht darauf an, Katastrophen zu differenzieren und als solche darzustellen. Ob
es sich um personliche Katastrophen oder Katastrophen fir grof3e Populationen handelt, erscheint mir

in diesem Zusammenhang unwichtig.

Ich definiere, dass Katastrophen existenzbedrohend, meist Menschen betreffend, nicht vorhersehbar
und kurzfristig sind. Einer Vorhersage oder einem Gegensteuern sind sie meist nicht zuganglich. Bei-
spiele dafur sind Vulkanausbriche, Wirbelstirme, Muren und Erdrutsche, Lawinen, Trockenzeiten,
Uberschwemmungen. Die Bibel nennt nicht Katastrophen, sondern sie nennt 10 Plagen: Finsternis,
Heuschrecken, Hagel, Blattern, Viehpest, Stechfliegen, Stechmicken, Frésche, Verwandlung von

Wasser in Blut und Tétung der Erstgeburt. Parow hat viele technische Katastrophen beschrieben.

Als Katastrophen bezeichne ich:

= was die Medien als Katastrophe kommunizieren,

= wenn eine lebensnotwendige Risikoschwelle Gberschritten wird, so dass der Exitus von Lebewesen
nicht zu verhindern ist,

= wenn eine lebensnotwendige Risikoschwelle oder Umweltqualitdtsziele Uberschritten wurden und
sich eine vollig neue Biozdnose entwickelt,

» Ereignisse, die bei Versicherungsgesellschaften zu groften Schadensfallen fuhren.

Dabei unterscheide ich nicht zwischen lokalen, regionalen und globalen Katastrophen.

Gegenuber Katastrophen sind katastrophale Entwicklungen dadurch gekennzeichnet, dass sie nichts
Spektakulares aufweisen, dass sie das Alltagliche umfassen und schlie3lich aller Voraussicht nach in
einer Katastrophe enden — das Ubliche, das Normale werden. Uber l&dngere Zeiten hinweg akkumulie-
ren sich z.B. Schad- und Nahrstoffe in der Umwelt, sterben Lebewesen und fehlen in den Nahrungs-
ketten, verandern Gase und FlUssigkeiten lange eingespielte, natlrliche Ablaufe. So entwickeln sich
kleine Ereignisse oft unmerklich Uber die Zeit hinweg zu Katastrophen. Das bezeichne ich mit katast-
rophalen Entwicklungen. Der Versuch gegenzusteuern, bleibt oft unwirksam und fihrt haufig zu neu-

en, nicht Uberschaubaren Entwicklungen.

Was bezeichnen wir nun als Katastrophe?

-,Nur was im Fernsehen kommt, wird kommuniziert.“ Dieser Ausspruch von Niklas Luhmann beschreibt
ein Dilemma der Umweltschitzer. Eine Katastrophe wird demnach erst durch das Erscheinen im
Fernsehen zur Katastrophe. Es ist unwichtig, ob die Katastrophe stattgefunden hat oder nicht. Das
Ereignis muss kommuniziert werden. Wer weifld denn ohne diese Informationen, ob das Ereignis auch
wirklich stattgefunden hat und wer davon betroffen war? Nur die informierte Offentlichkeit (bt Druck
auf die Verantwortlichen und politisch Handelnden aus. Nur so kommen Impulse flir wiinschenswerte
Veranderungen zustande, Umweltschutz und Medien haben in der Vergangenheit vielfach zusam-

mengewirkt. Haufig war dieses Zusammenwirken erst die Voraussetzung fir politisches Handeln.
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Aber was kommt ins Fernsehen? Wer wahlt die Katastrophen aus und was will er damit erreichen?
Geht es um Tourismuswerbung oder um Spendenaufrufe oder um Informationsweitergaben der Ver-
kaufszahlen? Katastrophen wie Bergrutsche, Uberschwemmungen, Hochwasser, Giftmiill, Giftgas,
Erdbeben, Tankerhavarien lassen sich leicht ins Bild setzen, sie sind optisch wahrnehmbar, sind billig
zu produzieren und lassen sich kurz in den Nachrichten ansprechen. Man kann sich weltweit unter-
richten lassen. Sie brauchen keine grofieren Erklarungen. Sie scheinen selbsterklarend fiir eine aktu-

elle Katastrophenberichterstattung. Man weil}, was in der Welt los ist: CNN oder ntv.

Welche Rolle spielt der Ort der Katastrophe? Wen interessieren bei uns die Uberschwemmungen am
oberen Nil oder im mittleren Westen von Nordamerika? Wer nimmt dort die Hochwasser des Po, der
Donau oder des Rheins war? Wer erinnert sich noch an die Bilder von Bopal, Seveso oder Hamburg?
Haben diese Bilder das Grauen um den Globus transportiert oder waren es nur lokale Havarien? Wen
erschittern bei uns die Bilder von der Amoco Cadiz oder der Exxon Valdez? Trotz weltweitem Bilder-
tausches sehen wir die Katastrophe bei den anderen. Unser Revier bleibt verschont! Die Katastrophe
erreicht unsere Seele nicht. Wir fliihlen uns informiert aber nicht berihrt. Eigentlich berihrt werden wir
nur dann, wenn die Folgen der Katastrophe uns konkret betreffen, z. B. ob Eigentum vernichtet wird,

Fremde oder Bekannte geschadigt werden, Wahlerstimmen verloren gehen.

Zum Beginn des Umweltschutzes wurde generell mit Mitteln der Katastrophenberichterstattung gear-

beitet. Es waren damals Uberwiegend Buchtitel wie:

H. Gruhls .Der Planet wird geplindert®,
R. Carson ,Der stumme Frihling®,

Meadows, Forrester ,Die Grenzen des Wachstums*

welche die Medien aufmerksam machen sollten, weil nur so der Ubermacht der administrativen und
politischen Strukturen widerstanden werden konnte. Nur in Verbindung mit den Medien war die Her-
stellung von Offentlichkeit mdglich, um wiinschenswerte Veranderungen zu erreichen oder um Hegel
zu zitieren: ,Die Notwendigkeit — die Not zu wenden, braucht die Katastrophe.“ Es wurde Enthullungs-
journalismus betrieben. Die Aufklarung des Skandals, der Katastrophe stand im Vordergrund und war

journalistisch ergiebig. Der Journalist war Detektiv.

Die journalistische Darstellung von Entwicklungen, von Alltaglichkeiten die zu katastrophalen Entwick-
lungen fuhren, ist dagegen sehr viel undankbarer. Diese Arbeit erfordert eine langfristige Recherche,
erfordert eine Fahigkeit zur optischen Umsetzung komplexer Sachverhalte. Das Ergebnis der Arbeit
erfordert aktives Interesse des Informierten und es braucht den Glauben an die vorhergesagten Ent-
wicklungen. Wer weild schon, ob die vorhergesagten Prophezeiungen eintreten werden? Und dann
glauben wir doch lieber den kapitolinischen Gansen als wie Kassandra. Beide sagten Unheil voraus,
aber die kapitolinischen Ganse konnten es abwenden. Das Unheil kommen zu sehen und nichts Wirk-
sames dagegen unternehmen zu kénnen, widerspricht unserem Uberlebenswillen. Der Journalist wird

Prophet.
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Und schlieBlich steht die Vermarktung des Beitrags an. Wenn in einem solchen Beitrag Prozesse und
Produkte von Firmen kritisiert werden, deren Werbegelder den Sender oder die Zeitung stiitzen, dann
ist der Konflikt vorprogrammiert und die Bereitschaft, sich mit mdglicherweise katastrophalen Entwick-
lungen auseinander zu setzen, ist begrenzt. Der Journalist betreibt Ereignisfetischismus um die Kasse

seiner Gesellschaft zu fiillen bzw. ihre Entleerung zu vermeiden.

Zusammenfassend lasst sich sagen, dass die Wahrnehmung von Katastrophen erheblich mit ihrer
Kommunikation in den Medien zu tun hat. Dass aber andererseits viele Katastrophen, zwar kommuni-
ziert werden, aber uns nichts bedeuten. Sie lassen uns kalt, sie berihren uns nicht, obwohl sie grol3e

Schaden angerichtet haben.

Viel komplexer wird das Problem bei der Darstellung von Entwicklungen, die, soweit wir es wissen und

prognostizieren, ein schlimmes, katastrophales Ende haben werden.

Der WBGU der Bundesregierung hat sich in seinem Jahresgutachten 1998 mit Risikotypen auseinan-

dergesetzt, deren Folgen die von mir angesprochenen Katastrophen sein kénnen.

Fiar unseren Fall ware der Risikotyp ,Kassandra“ zutreffend, der sich aus langsam kulminierenden
Formen der Umweltinanspruchnahme ergibt. Die auftretenden Schaden sind absehbar und werden
mit hoher Wahrscheinlichkeit auftreten. Die Schaden liegen aber in einer mehr oder weniger entfern-
ten Zukunft. Die Schaden sind meist nicht eindeutig lokalisierbar; auch die Verursacher zeichnen sich

durch fehlende klare Ursache-Wirkungsbeziehung aus.

Weil die Schaden erst in ferner Zukunft auftreten werden und auch nicht unmittelbar auf den Verursa-

cher zurtckwirken, entsteht kaum Betroffenheit in der Gegenwart.

Die derzeitige Bodenverdichtung durch landwirtschaftliche Gerate, die Erosion durch Wind und Was-
ser, der Eintrag von Séaure, von Schad- und Nahrstoffen mit der Gefahr ihrer Anreicherung im Boden
bzw. Grundwasser sind Prozesse, die sich ber viele Jahre hinziehen und seien beispielhaft genannt.
Sie haben nichts Spektakulares an sich, aber sie kénnen schlieRlich zu Veranderungen fihren, die

von den Betroffenen als Katastrophen empfunden werden.

Auch die Uberschreitungen von Risikoschwellen oder das Nichterreichen von Umweltqualitatszielen
kénnen ein Anzeichen katastrophaler Entwicklung sein, weil damit irreversible Veranderungen ver-
bunden sein kénnen. Aber das damit verbundene Risiko muss kommuniziert werden. Die Wahrneh-
mung solcher Prozesse muss geschult werden. Wir leben alle nicht mehr in einer Agrargesellschaft,
sondern in Folgegesellschaften, die die vielen eindeutigen Hinweise und Zeichen in der Natur nicht
mehr entschlisseln kénnen und auch nicht mehr wahrnehmen. Und wenn wir sie wahrnehmen und
entschlisseln, die uns dann nichts mehr bedeuten. Wenn es bei uns nicht mehr geht, wird es woan-

ders gehen. Es ist die kalkulierte Verantwortungslosigkeit, die uns so handeln Iasst.
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Neben der Wahrnehmung der Veranderungen ist deren Risiko zu bewerten. Was bedeuten Verande-
rungen, wie vorhin beschrieben, fir Okosysteme, fiir Einzellebewesen, fiir die Gesellschaft und fiir
den Einzelnen? Es ist vielfach beschrieben worden, dass individuelle Risiken, die zu Unfallen mit Ver-
letzungen und Schéaden fuhren, anders bewertet werden als gesellschaftlich zugemutete Risiken. Der
Genussmittelmissbrauch, die Drogen, gefahrliche Sportarten und Verkehrsunfélle werden von den
Betroffenen ganz anders eingestuft als Schaden durch Arbeitsplatzrisiken, Verschmutzungsrisiken

und Verbraucherrisiken.

Nach dem Tschernobyl-Unfall hatten wir erstmals in Europa eine grof3flachige Bodenkontamination
durch eine Katastrophe und das davon ausgehende Risiko zu beurteilen. In Deutschland hielt man die
nationale Bodenkontamination und ihre Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen und Menschen fur verant-
wortbar und heute erinnert sich kaum jemand mehr an diese Katastrophe. Ein ganz wichtiges fast
nicht beachtetes Umweltproblem waren dabei die im Klarschlamm angereicherten radioaktiven Parti-
kel, die durch Abschwemmungen eingetragen worden waren. Wie sollte diese Belastung bei den ver-
schiedenen Beseitigungs- und Verwertungsverfahren beurteilt werden? Sollte der schon radioaktiv
gestresste Boden noch zusétzlich durch radioaktive Partikel aus der landwirtschaftlichen Verbringung
angereichert werden? Oder war die Verbrennung und die Verteilung der radioaktiven Partikel Gber die
Luft besser? An diesem Beispiel lasst sich leicht zeigen, dass gleiche Ursachen fur die Betroffenen
sehr unterschiedliche Risiken haben kénnen. Oder plakativ formuliert: ,Nicht alles was fir den Men-

schen eine Katastrophe ist, muss das auch fiir die Ratten sein.”

Die Suche nach einer angemessenen Definition von Katastrophen und katastrophalen Entwicklung
fuhrt uns zum Faktor Zeit. Eine einmalige lokale Vergiftung geschiitzter Gewasser oder ein Damm-
bruch in Naturreservaten ist fiir die Lebewesen dort und meist auch fiir das betroffene Okosystem
eine Katastrophe. Ob sich das Okosystem regeneriert und in welcher Zeit, interessiert uns meist we-
niger. Obwohl es gentigend Beispiele fur diese Regeneration gibt (z. B. der Oberrhein nach dem San-
dozunfall, die Weser nach der Einstellung der Salzeinleitungen aus der ehemaligen DDR, die Theil}
und die Donau nach der Gifteinleitung), waren diese Ereignisse eine Katastrophe. Wie steht es aber
mit der stetigen, behoérdlich genehmigten Einleitung von Abwassern und der Anreicherung von In-
haltsstoffen in Nahrungsketten und Sedimenten? Oder wie steht es mit dem Aufbringen von Kilar-
schlammen aus Klaranlagen auf landwirtschaftlich genutzten Béden? Fihren die eingetragenen Sub-
stanzen und Mikroben zu irreversiblen Veranderungen? Gibt es besonders persistente und bioakku-

mulierende Stoffe in der Nahrungskette, die zu katastrophalen Entwicklungen fihren werden?

Naturlich wird der Gesetzgeber darauf verweisen, dass die festgelegten Werte so gefasst sind, dass
sie nach den heutigen Erkenntnissen keinen Schaden stiften und vorsorgend erkennbare Risiken
vermieden werden. Kénnte es aber sein, dass die Kombination verschiedener zugelassener Eintrage
gar nicht beachtet wird? Wenn ich z. B. beim Boden die Eintrage aus der Luft, den Mineraldiingern,
den Stall- und Hofdiingern, den diversen und PSM-Biodiingern, dem Bewasserungswasser und ggf.
dem Hochwasser aufsummiere, dann werden so ganz erhebliche Mengen an Schad- und Nahrstoffen

eingetragen. Das ist den Fachleuten auch bekannt. Wo also bleibt der Ubergreifende Ansatz, der die
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Eintrdge an der Tragfahigkeit des Systems und seiner nachhaltigen, langzeitig umweltfreundlichen

Nutzung orientiert?

Oder wenn ich die Liste der 40 Chemikalien ansehe, fur die jetzt im Rahmen der Europaischen Was-
serrahmenrichtlinie Qualitatsziele formuliert werden missen, dann stellt sich doch die Frage: Wo sind
diese Chemikalien bisher geblieben und in welcher Menge? Vielleicht erfolgte die Einleitung diffus und
gar nicht gezielt und trotzdem befinden sie sich im Gewasser und sind damit fir alle Folgenutzer auch

verflgbar.

Bei meinen Definitionsversuchen habe ich die Versicherungswirtschaft zu Hilfe genommen. Bei der
Katastrophe ist der Schaden klar, der je nach Versicherung dem Geschadigten erstattet wird. Aber wie
ist es bei katastrophalen Entwicklungen, die nicht nur versicherbare Vermdgenswerte betreffen, son-
dern auch nicht versicherbare 6kologische Werte? Wer versichert schon einen Adler oder eine Orchi-
dee oder ein ganzes Okosystem? Erinnern Sie sich noch an die Klage der deutschen Waldbauern
gegen die Bundesrepublik Deutschland wegen des Eintrages von Luftschad- und Nahrstoffen? Sie
wurde abgewiesen mit dem Argument, diese Eintrdge seien keinem eindeutigen Verursacher zuzu-

ordnen, die teilweise auch noch aufierhalb des deutschen Hoheitsgebietes liegen.

Ich bin gespannt darauf, wie die Besitzer der Felder behandelt werden, die jahrelang Klarschlamm mit
staatlicher Genehmigung aufgebracht haben und zukinftig moglicherweise unter Vorsorgegriinden
davon Abstand nehmen sollen. Muss man von einem verwaltungstechnischen Kollateralschaden aus-
gehen? Oder wird man auf geltendes Recht verweisen und feststellen, dass es sich nicht um Altlasten
im Sinne des Bodenschutzgesetzes und seiner Verordnung handelt? Ich erinnere an die Folgen der
Rieselfelderbeschlammung aus dem vorigen Jahrhundert, die als Folge des Liebig’'schen Nahrstoff-
kreislaufes entstanden waren. Sie entsprachen dem damaligen Stand der Technik und umfassten das
Wissen Uber den Verbleib von Stoffen und fuhrten nach den heutigen Bewertungsgrundsatzen z.B.

rund um Berlin zu 10.000 ha Flache, die nur mit Einschrdnkungen genutzt werden darf.

Wie kénnte man sich zukinftig gegen solche Schaden absichern? Oder wird uns mitgeteilt, dass diese

Risiken gar nicht versicherbar sind?

Es erscheint mir deshalb erfolgversprechender zu priifen, welche katastrophalen, lokalen oder regio-

nalen Entwicklungen Auswirkungen auf globale Entwicklungen haben werden, als da sind:

= der Verlust an Waldern
= der Verlust an biologischer Vielfalt
= die Bodenzerstérung durch Erosion, Versalzung, Verdichtung, Versiegelung

= die Belastung von Béden, Gewassern und Grundwasser durch Schad- und Nahrstoffe (Xenobiotika)

und deren Pufferfahigkeit

» die Belastung der menschlichen Gesundheit, z.B. durch allergene oder endokrine Stoffe.
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Auch diese Abschatzung ist extrem schwierig und nicht zufriedenstellend. Nehmen wir als Beispiel die
Wistenkonvention. Die Zunahme an Wusten weltweit wird nicht bestritten. Wisten im herkémmlichen
Sinne sind aber fUr uns irrelevant. Es gibt aber bei uns Entwicklungen, die zur Verwlstung von Béden
fuhren kdnnen, wie z. B. Versiegelungen, Erosionen, Versalzungen. Insofern leisten regionale Ent-
wicklungen bei uns sehr wohl einen Beitrag zur Verwistung dieser Welt (wissenschaftlich heil3t das

dann: die Degradation der Boden).

Oder ein anderes Beispiel ist der Verlust an biologischer Vielfalt. Es findet derzeit zweifellos eine wah-
re ,Volkerwanderung“ an Organismen statt. Lebensrdume werden verandert und fihren zum Ausster-
ben, Wegziehen, aber auch Neubesiedlung und Ruckkehr von Pflanzen und Tieren. Diese Verande-
rungen sind lokal in Kiesgruben, Baggerldchern, Gewassern, renaturierten Flachen, aber auch stadti-
schen Verdichtungsrdumen zu beobachten. Diese Veranderungen sind regional zu beobachten, z. B.

in den borealen Waldern und den Korallenriffen, in den Mangrovenwaldern.

Diese Veranderungen sind weltweit als Folgen von Tourismus, Handel und wissenschaftlicher For-
schung zu beobachten. Sind diese Veranderungen nun als Katastrophe oder katastrophale Entwick-

lung einzustufen oder sind sie keines von beiden?

Ein Problem dieser Festlegung liegt darin, dass vorhergesagte katastrophale Entwicklungen eintreten
kdnnen, aber nicht missen. Ist die Entwicklung eingetreten, ist sie irreversibel, d. h. durch Gegen-
maRnahmen nicht wieder in den urspriinglichen Zustand zu versetzen. Durch die vernetzte Struktur
Okologischer Systeme ist meist keine eindeutige Ursache-Wirkungsrelation festzustellen, die Voraus-
setzung jeder Schadensregulierung ware. Vielmehr zeichnen sich viele Okosysteme gerade dadurch
aus, dass sie trotz Wegfall vieler Teilkomponenten weiter stabil bleiben und spater erst schlagartig
zusammenbrechen (Schwarze Flecken im Watt). Okosysteme sind insofern nicht stabil und passiv,

sondern sie versuchen, sich laufend auch dem anthropogenen Druck anzupassen.

Meine Definition hat noch einen weiteren Mangel, den der Begrenzung auf globale Auswirkungen.
Nach den Erkenntnissen der Chaostheorie gibt es kein lokales Ereignis, was sich nicht auf das globale
Gesamtsystem auswirkt. Es ist nur eine Frage der Zeit, bis sich Stoffe, Energien, Lebewesen, Infor-
mationen weltweit verteilt haben. Der Entropiesatz, dass Zustande ein Hochstmal® von Unordnung
(d.h. Verteilung) anstreben, gilt nicht nur fir Gase aus der Warmelehre. Ballschmitter hat schon vor
Jahren darauf verwiesen, dass Produkte, die jahrlich mit wenigstens 50.000 t/a hergestellt werden,
sich bei ausreichend qualifizierter Analytik weltweit in jeder Matrix wiederfinden lassen. Weil dies so
ist, hat die UN-ECE ein Protokoll zur Minderung der POP’s (Persistent Organic Pollutants) erarbeitet.
Chemische Verbindungen, die darunter fallen und schon langst bei uns verboten sind, tauchen mitt-
lerweile durch weltweiten Lufttransport wieder bei uns auf und werden zum Problem. Weil dies so ist,
hat auch die EU ein Weilbuch zur Chemikalienpolitik vorgelegt, in dem die Prifung von Chemikalien
extrem beschleunigt werden soll und die Vermeidung persistenter, bioakkumulierbarer Stoffe ange-
strebt wird.

Was kann die Wissenschaft zu Phdnomenen katastrophaler Entwicklungen im Umweltschutz sagen?
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3. Der Einfluss der Wissenschaft

Die wissenschaftliche Autoritat bei der Darstellung und Beurteilung globaler Umweltverdnderungen ist
der WBGU. In mehreren Gutachten hat er sich mit den Phdnomen Boden und Risiken auseinanderge-

setzt:

1994 Welt im Wandel — ,Die Gefahrdung der Boden®

1998: Welt im Wandel — ,Strategien zur Bewaltigung globaler Umweltrisiken®

Besonders letzteres Gutachten beinhaltet eine differenzierte Ableitung von Risikotypen und daraus
folgen die Katastrophen, die sich beim Eintreten der Risiken ergeben werden. Aus dieser Ableitung
wiederum lassen sich Verfahrensvorschlage zum Umgang mit defizitarem Wissen und zum Manage-

ment ansprechen.

Aus den diversen Risikotypen, wie Damokles, Zyklope, Phytia, Pandora, Kassandra und Medusa, die
sich durch Ungewissheiten in der Schadenswahrscheinlichkeitsverteilung, durch Héhe der Schadens-
potentiale, durch Ungewissheiten der Eintrittswahrscheinlichkeit, durch Persistenz, Ubiquitat und Irre-

versibilitdt unterscheiden, ist fir uns der Typus Kassandra wichtig.

Bei Kassandra treten viele Schaden mit hoher Wahrscheinlichkeit ein, liegen aber gleichwohl in so
weiter Zukunft, dass vorerst niemand eine Bedrohung erkennen will. Dieser Risikotypus stellt ein Pa-
radox dar. Sowohl die Eintrittwahrscheinlichkeit, als auch das Schadenspotential sind bekannt, aber
weil die Schaden erst nach langer Zeit auftreten werden, entsteht kaum Betroffenheit in der Gegen-
wart. Als Beispiel fiir diesen Risikotypus gelten destabilisierte terrestrische Okosysteme. Das Haupt-
problem dieses Risikotyps ist die verzégerte Wirkung zwischen ausldsenden Ereignissen und dem

eintretenden Schaden.

Der Beirat schlagt deshalb vor, dass durch Malinahmen der kollektiven Selbstverpflichtung (z.B. Ver-
haltenskodes multinationaler Unternehmen), durch langfristig angelegte, globale Institutionen (UN
Risk Assessment Found) sowie durch internationale Konventionen die Langfristverantwortung weltweit

gestarkt wird. Und wie kénnte das in Deutschland aussehen?

Es gibt ein schénes Buch von P. L. Bernstein ,Wider die Goétter”, in dem die Geschichte von Risiko
und Risikomanagement der letzten 500 Jahre beschrieben wird. Dort findet sich unser Problem leider

nicht beschrieben - kein Wunder: der Autor ist Versicherungskaufmann.

Neben dem Ausbau der Gefahrdungshaftung, der Schaffung eines UN-Founds zum Risk Assessment,
der Schaffung von Kapazitaten zur Risikobewaltigung, zur Zusammenarbeit geht es um ,vorsorgliche
Wissenserzeugung“. Darunter versteht der Beirat auf Vorrat produziertes Wissen, auf der Basis einer
~wert- und zweckfreien Grundlagenforschung®. Der Beirat spricht sich fiir eine ungeschmalerte Sockel-
forderung der Umweltwissenschaften aus, wobei das langfristige Ziel ein deutlich verbessertes Ver-

stédndnis der Zusammenhange im System Erde sein muss. Genau hier fangt meine Kritik an:
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Der WBGU hat den Verdienst, sich intensiv mit Risiko, den daraus folgenden Katastrophen und mdégli-
chen Handlungsstrategien und Instrumenten in seinem Jahresgutachten 1998 auseinandergesetzt zu
haben. Insofern haben Vertreter der Wissenschaft ihren wichtigen Beitrag zur Beschreibung des Prob-

lems und mdglicher Losungen geleistet.

Die Leistung besteht darin, die aulRerordentlich komplexen, vernetzten und dynamischen Zusammen-
hange in Okosystemen erkannt und beschrieben zu haben. Das Problem, das ich sehe, ist aber der
Faktor Zeit, der sich in dieser Darstellung nicht wiederfindet. Dieser Faktor Zeit hat dazu gefihrt, dass
beziglich der Vergangenheit eine explosionsartige Zunahme von ,Einzelwissen“ erfolgte. Die Spezia-

lisierung der wissenschaftlichen Erkenntnistréger ist nicht zu tbersehen.

Daraus folgere ich:

» wir mussten in der Vergangenheit offensichtlich in Unkenntnis dieses Wissens handeln und ent-

scheiden,
= es gibt keinen Grund anzunehmen, dass die Dynamik der Wissenszunahme abnimmt,

= wir produzieren offenkundig die Komplexitat eines Systems durch zunehmende Kenntnis Gber Ein-

zelfakten selbst,

= unser Instrumentarium dieses Einzelwissens wieder ganzheitlich zu ordnen, zu bewerten und damit
umzugehen, ist ungeniigend entwickelt; wissenschaftliche Methodik geht nun einmal von der Tren-
nung von Zusammenhangen aus und braucht den Kitt der Transdisziplinaritdt und der Interdiszipli-

naritat.

Es ist nicht davon auszugehen, dass die Wissenszunahme zukinftig weniger wird und es spricht viel
dafir, dass wir durch Zunahme von Detailwissen die Komplexitat einer Sache erst richtig erzeugen
und ihre Struktur nicht mehr erkennen. Vollig neue Ansatze, wie die morphogenetischen Felder
Sheldrakes oder die Fuzzylogik und die Chaostheorie zeigen, dass auch wissenschaftliches Arbeiten
steten Wandlungen unterliegt. Sokrates hatte schon erkannt, dass: ,Je mehr man weil3, umso mehr
weill man, was man nicht weil3.“ Da man aber nie weil}, wie viel und was man nicht weif3, muss sich
der politisch Handelnde noch auf andere, die Entscheidung beeinflussende Einflussfaktoren abstit-
zen. Nicht zugeben zu kénnen, was man nicht weil3, ist eine Charakterfrage und fallt umso schwerer,
je starker das eigene Selbstverstandnis vom Wissen und Erkennen gepragt ist. Es fallt leichter zu
sagen, was man weil}, als darauf zu verweisen, was man nicht weil3. Wissenschaft ist fir viele heute
ein Religionsersatz geworden. Sie glauben an die Wissenschaft und ihre Erklarungen der natirlichen
Zusammenhange. Man mag daran glauben oder nicht. Ich vermute, dass ihre Hohepriesterschaft die

Hetariker Uberleben wird.

Seit Beginn der 70er Jahre, als die Okoforschung begann, gibt es viele Vorschlage, wie komplexen
Sachverhalten beizukommen ware. Rupert Riedl schlug vor, verstarkt in Ursachenketten zu denken.
Frederic Vester forderte vernetztes, an Wechselbeziehungen geschultes Denken. Die ganze Schule

der Berliner Systemanalytiker von Kdlle bis Zangemeister hat die Systemanalyse weiter entwickelt, um
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komplexe, technische Sachverhalte besser verstehen zu kénnen. Haber, Franzle, Ellenberg u.a. ent-
wickelten die Okosystemforschung als einen Versuch, die verschiedenen Ursachen, Wirkungen und

Wechselbeziehungen bei lebendigen Systemen beschreiben zu kénnen.

Trotz all dieser Bemiihungen muss in aller Bescheidenheit festgestellt werden:

= wir kdbnnen 6kologische Ziele iber den Erhalt oder die Wiederherstellung des Bestehenden hinaus

nicht konkretisieren
= wir erkennen die kontradiktorischen Eigenschaften von Unterzielen haufig nicht

= es fallt schwer, Schwerpunkte der Entwicklung zu bilden und wenn, sind sie immer subjektiv und

entsprechen der Interessenlage des sie setzenden Individuums oder der beteiligten Organisation

= wir kdnnen nur vollig unzureichend Modelle bilden (es kommt nicht mehr heraus als man reinsteckt

und die nétige Informationsbeschaffung ist extrem langwierig und teuer)
» die nétige Basisinformationsbeschaffung ist einseitig, unzulanglich und teuer

= die Zeitablaufe lassen sich in Richtung und Geschwindigkeit nicht voraussagen.

Wenn das so ist, katastrophale Entwicklungen aber wesentlich von der Vorhersagbarkeit von Sach-
verhalten abhangen, dann mussen skeptische Vorbehalte Platz greifen. Liegen wir mit unseren Ein-
schéatzungen richtig oder unterliegen wir in unseren Phantasien nur dem Trugschluss linearer Extrapo-

lation. Wird sich die vorhergesagte Entwicklung je so abspielen, wie wir es vorhergesagt haben?

Ich will mich nicht mit den Problemen von Prognosen und Trends in der Wissenschaft auseinander-
setzen. Aber in der unterschiedlichen Bewertung einer Entwicklung, ob sie als Chance oder als Risiko
begriffen wird, liegt nattrlich der Kern unseres Problems. Die wissenschaftliche Erkenntnis selbst hilft
uns nichts. Wenn es nicht gelingt, Ziele zu formulieren, auf deren Erreichung sich die Gesellschaft
verstandigen kann (siehe Ausfiihrungen des SRU im Jahresgutachten 1999), hilft auch die Erkenntnis

des einzelnen Wissenschaftlers nicht weiter.

Hier taucht natirlich auch die Frage auf, wer den nétigen Wissenschaftsapparat bezahlt und mit Auf-
tragen versehen darf. Der Ruf nach unabhangiger, kritischer Forschung ist nétiger denn je. Wer kénn-
te sie wollen und finanzieren? Es ist nicht anzunehmen, dass diejenigen, die nach Jahren endlich ein
Produkt entwickelt, getestet und zugelassen haben, dass diese Wissenschaftler dann nach den nega-
tiven Eigenschaften und unbeabsichtigten, ékologischen Wirkungen des Produktes suchen. Auch die
von der Wirtschaft abhangigen Forschungsinstitute und Hochschuleinrichtungen werden es nicht tun.

Wer also kdnnte diese notwendige Rolle einnehmen?

4. Schadstoffeintrage auf Béden aus diversen Quellen am Beispiel Cadmium

Die nachfolgenden Ausflihrungen stlitzen sich auf ein Vortragsmanuskript von Herrn Dr. Bannick zu
den 2. Klarschlammtagen in Wirzburg vom 07.05. bis 10.05.2001:
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Bei der Schadstoffanreicherung in Béden sind die Schwermetalle und die persistenten organischen
Schadstoffe von besonderer Bedeutung. Diese werden im besonderen MalRe durch die Abwasserrei-

nigung dem Abwasser entzogen und gelangen mit erheblichen Gehalten in die Klarschlamme.

Ohne eine Anreicherung im Boden zu bericksichtigen, Iasst sich ein maximaler ,tolerierbarer® Ge-
samteintrag von etwa 12 g flachenscharf bezogen (ber alle Eintragspfade auf einen ha ableiten. Die

12 g Cd/ha und Jahr ergeben sich aus folgender Berechnung.

Bei einer durchschnittlichen Sickerwasserspende von 200 mm,

einer Geringfﬂgigkeitsschwelle1 fur Cd von . .5 g/l Cd,

ergibt sich ein tolerierbarer Austrag mit dem Bodensickerwasser von . 10 g/a/ha Cd (Grenzwert)

bei einem (in D maximalen) Ertrag von 10 t Weizen bei 0,2 mg/kg Cd im Weizenkorn
(2*ZEBS - gerade noch le-
bensmittelrechtlich tolerierba-

rer, max. Austrag)

ergibt sich ein ,tolerierbarer Austrag von 2 g/a/ha
ein ,tolerierbarer” Gesamtaustrag von 12g/alha Cd (absolute Ober-
grenze)

abgeschatzte ,reale“ Eintrage

Eintrage Uber die Luft 3? g/hala Cd
Bewirtschaftungsbedingte Eintrage (mineralische Diingemittel) 3 g/hal/a Cd
Zusatzliche Zusatzbelastung nach BBodSchV 6 g/hal/a Cd
(bei Uberschreiten des Vorsorgewertes)

Eintrage Uber die TA Luft (kinftig) 7 g/hal/a Cd

(Anlagenbezogen, Gefahrenabwehrwert, 2ug/m2/d)

Bei Uberschreiten der Vorsorgewerte nach Anhang 2 Nr. 4 BBodSchV sind als Eintrage nur noch die
zusatzlichen Zusatzbelastungen (6 g Cd/ha/a) zulassig. Bis zum Erreichen der Vorsorgewerte sind
Frachtenbegrenzungen durch Regelungen des Bodenschutzes nicht vorgesehen. Bereits durch be-
wirtschaftungsbedingte Eintrage (ohne Klarschlamm) sowie die Frachten tber die Luft werden zur Zeit

die tolerierbaren Eintrage fast vollstandig ausgeschdpft.

Durch die Klarschlammverordnung sind als ,Vorsorgewert* maximal 17 g Cd/ha zugelassen, die unter
Berlicksichtigung 0.g. Berechnung zu einer Schadstoffanreicherung in den Bdden fiihren. Bei der U-
berschreitung der Vorsorgewerte nach BBodSchV ist die Besorgnis einer schadlichen Bodenverande-

rung gegeben.

Die kinftige TA-Luft sieht als Gefahrenabwehrwert 7 g/ha/a vor. Eine vorsorgeorientierte Frachtbe-

grenzung ist entsprechend niedriger anzusetzen/abzuleiten (z. B. 50 % des Gefahrenwertes). Bei den

! Emissionsbegrenzung zum Schutz des Grundwassers, LAWA 2000

2 Zum Eintrag Uber die Luft gibt es unterschiedliche Angaben, vgl. Bachmann et al. 1997
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persistenten organischen Schadstoffen erfolgt in der Regel kein Austrag/Abfuhr. Sie verbleiben auf

der Flache oder werden in das Grundwasser verlagert.

In Tabelle 2 sind die Frachten verschiedener Eintragsregelungen gegeniber gestellt (LABO 2000).

Vor- i
.. EU-Klarschlamm-RL
Stoffe | |4 | o129 AbfKlary Entwurf 04/2000 BioAbfV 2000
(neu)
Grenz- Grenz-
leichte ~mittel- Jang- wert wert
alle Boden sofort fristig" fristig | Klasse 1 | Klasse 2
Bdden oder (ca. (ca. (bei20t | (bei 30t
pH<6 2015) 2025) TS/ha TS/ha
x 3 a) x 3 a)
Cd 18 7,3 16,7 8,3 30 15 6 10 10 6
Cr 1500 1500| 3000 2400 1800 667 700 300
Cu 1330 1330 3000 2400 1800 667 700 360
Hg 1,8 13,3 13,3 30 15 6 6,7 7,0 1,5
Ni 55 333 333 900 600 300 333 350 100
Pb 910 365 1500 1500 | 2250 1500 600 1000 1000 400
Zn 4170 3330| 7500 6000 4500 2670 3000( 1200
As 15
Tl 36,5 7,3
AOX 833 833
PCB 0,3 0,3
PCDD
IF 167 167
Tabelle 2: Frachtenregelung zur Begrenzung von Stoffeintrédgen in den Boden

(g/ha x a)

Zur Harmonisierung und Erganzung der Frachtenregelungen liegen bereits Vorschlage vor. Zu Tabelle

2 ist im Bericht der LABO an die ACK (2000) folgendes angemerkt:

= Zu den Frachtenbegrenzungen Uber Staubniederschlage in 2.5.2 TA Luft hat bereits eine LAI-

Arbeitsgruppe unter Beteiligung der LABO auf Grundlage des o.g. Konzeptes Vorschlage zur An-
passung und Erganzung der niederschlagsbegrenzenden (Depositions-)Werte fiir anorganische
Schadstoffe an die Anforderungen des Bodenschutzes, insbesondere der Werte der BBodSchV er-
arbeitet (siehe Tabelle 2 Spalte 2), die bereits vom BMU in den Entwurf zur Fortschreibung der TA
Luft vom 27. Marz 2000 Gbernommen worden sind. Die Werte sind in der Einheit ug/m2.d angege-
ben. Die Arbeitsgruppe hatte erganzend die entsprechende Ableitung von Werten fur relevante or-
ganische Schadstoffe gefordert.

Zu Klarschlamm ist eine Novellierung der EU-Richtlinie in Vorbereitung, die im Folgeschritt in natio-
nales Recht umzusetzen ist. Nach einem Entwurf von 27. April 2000 ist entsprechend dem o. g.
Konzept eine zeitliche Staffelung der Frachtgrenzwerte vorgesehen. Allerdings sind fiir die vorgese-
henen zwei Absenkungsschritte relativ lange Fristen (,mittelfristig“ = etwa 2015 und ,langfristig“ =
etwa 2025) angegeben. Aullerdem liegen die nach EU-Entwurf zulassigen Frachten auch ,mittelfris-

tig“ deutlich Uber den nach AbfKIarV derzeit in Deutschland zuldssigen (vgl. Tabelle 2)
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= Zu Dingemitteln erarbeitet eine UMK-Arbeitsgruppe Vorschlage, die vorrangig darauf abzielen,
Cadmium-Eintrage Uber mineralische Phosphatdiinger zu verringern sowie Kupfer- und Zinkeintrage
Uber Wirtschaftsdlinger, insbesondere Glille (ggf. auch Uber Begrenzungen in der Futtermittelver-
ordnung), zu begrenzen.

= Auch fur andere Eintragspfade in den Boden, wie durch Regenwasserversickerung oder tber Pflan-
zenklaranlagen, ist eine Begrenzung der Schadstofffracht nach dem oben genannten Handlungs-

konzept anzustreben®.

5. Bodengehalte von Schadstoffen

Die nachfolgenden Ausfuhrungen stitzen sich auf ein Vortragsmanuskript von Herrn Dr. Bannick zu
den 2. Klarschlammtagen Wurzburg 07. - 10.05.2001:

Zur Begrenzung schadlicher Stoffeintrage wurde von Seiten des Bodenschutzes ein abgestuftes
Handlungskonzept entwickelt, das unter Berlcksichtigung von Art und Verhalten der Schadstoffe so-
wie des mdglichen Handlungsspielraumes verschiedene Optionen zur Begrenzung von Stoffeintragen
enthalt (Tabelle 3). Dies wird im Bericht der gemeinsamen Arbeitsgruppe von LABO, LAGA, LAWA,
LAI zur ,Harmonisierung bodenbezogener Werteregelungen® (26. ACK, 2000) dargelegt.

Option 1: Vermeidung bzw. Verminderung von schédlichen Stoffeintrdgen
Minimierung, Nulleintrag
keine Anderung des Vorrates

Option 2: Begrenzung der Eintrdge auf ein Gleichgewicht mit vorldufig tolerierbaren
Austrégen
kalkulatorischer Austrag
standortspezifischer Stoffumsatz
Abbauraten
kalkulatorischer vorldufig tolerierbarer Eintrag

Option 3: Aufstellung von Konventionen (ber vorlgufig tolerierbare Anreicherungen und
Stoffeintrdge unter definierten Randbedingungen
Quotierung verschiedener Eintragspfade
Bilanzierung von Zusatzeintrdgen zwischen Hintergrundwert
und Vorsorgewert auf der Basis von Gesamtgehalten
(Zeithorizont 200 Jahre, nutzungsspezifische Bodentiefe),
Wirkungsbezogene Betrachtung: mobile Gehalte, Wirkungsschwellen

rdumliche Differenzierung, insbes. Vorbelastung

Tabelle 3: Handlungskonzept zur Begrenzung von Schadstoffeintrdgen in den Boden

Neben der allgemeinen Minimierungsstrategie (Option 1) und der Begrenzung auf ein Eintrags-
/Austragsgleichgewicht (Option 2) werden als dritte Option Konventionen zur Begrenzung zuldssiger
Frachten (iber vorlaufig tolerierbare Anreicherungen pro Zeiteinheit angesehen. Die Option 3 ent-

spricht weitgehend einem von der VDI-Kommission ,,Reinhaltung der Luft* aufgestellten Konzept in der
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Richtlinie 3956 zum ,Schutz der Béden*“. Dabei wird davon ausgegangen, dass durch technische Min-
derungsmallinahmen eine Reduzierung der Eintrdge auf das Niveau der Option 2 erreicht werden

kann und von Zeit zu Zeit eine Anpassung diesbezliglicher Frachtenregelungen erfoigt.

Nach den fachlichen MaRstaben gemal® BBodSchG sind firr eine Besorgnis beim Schutzgut Boden

und die dafiir abgeleiteten Vorsorgewerte grundsatzlich von Bedeutung:

= die naturlichen Bodenfunktionen, z. B. als Pflanzenstandort und Lebensraum fiir Bodenorganismen,
als RegelungsgrofRe im Naturhaushalt (Filter, Speicher, Puffer) sowie die Funktion als Standort fir

land- und forstwirtschaftliche Nutzung,
= der Schutz des Bodens flr einen mittelbaren Schutz des Grundwassers,

= die menschliche Gesundheit (insbesondere durch ingestive oder inhalative Aufnahme von Boden-
partikeln oder aus dem Boden ausgasende Stoffe sowie mittelbar durch bodenbedingte Kontamina-

tionen von Futter- und Nahrungsmitteln einschlief3lich des Grund- und Trinkwassers).

Bei Boden mit naturbedingt erhéhten Gehalten an Stoffen (“geochemische Besonderheiten”) besteht
eine Besorgnis schadlicher Bodenveranderungen nur dann, wenn diese Stoffe durch eine bestimmte
Bewirtschaftung oder Nutzung freigesetzt wurden bzw. werden oder ein zusatzlicher Eintrag solcher

Stoffe Uber anthropogene Quellen erfolgt ist.

Hinsichtlich der Erh6hung von Schadstoffgehalten in Béden aufgrund der Klarschlammverwertung
nach AbfKIarV liegen z. Z. keine Erkenntnisse vor. Dies gilt sowohl fir Schadstoffe, die in der

AbfKlarV geregelt sind, als auch fliir Schadstoffe, die bislang nicht geregelt sind.

Selbst bei diesen ,worst case“-Annahmen kénnen Erhéhungen der Bodenwerte zur Zeit aufgrund der
Moglichkeiten von Bodenprobennahme und —analytik nicht nachgewiesen werden. Dies bedeutet,
dass im Boden durchaus Anreicherungen stattgefunden haben kdnnen. Fur den Zeitraum vor 1983
wurden durch Diez und Biehler Erhéhungen auf langjdhrig beschlammten Flachen gegenlber ver-
gleichbaren Kontrollstandorten nachgewiesen. Weitere Eintrage (Bewirtschaftung/Luftemissionen)

bleiben hierbei unbertcksichtigt.

Beziglich der Eintrage von Schadstoffen aus anderen Quellen wird auf die Zusammenstellung der
Eintrdge im Rahmen der Ableitung der zusatzlichen Zusatzbelastung zur Bundes-Bodenschutz- und
Altlastenverordnung verwiesen (BACHMANN et al. 1997). Die zulassigen Frachten nach AbfKlarV

ergeben sich aus Tabelle 2.

Unter Einbezug der anderen Eintragspfade und der Bodenwerte, die im Rahmen der Harmonisierung
an die Vorsorgewerte der Klarschlammverordnung anzugleichen sind, ergeben sich fir das Element
Cadmium, welches aus toxikologischer Sicht besonders zu berticksichtigen ist, standort- und element-
spezifisch noch mégliche maximale Verwertungszeitraume von 40 — 150 Jahren (bei Ausnutzung ma-
ximaler Eintragsfrachten). Bei der Abschatzung der Bodenvorrate wurde nur der Pflughorizont bertick-

sichtigt.
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Beispiel Cadmium:

Luftpfad 6 g/a (vgl. BACHMANN et al. 1997)
Bewirtschaftung 2 g/a

Klarschlamm 17 g/a (gem. Abf.KlarV)

Jahrliche Gesamtfracht 25 g/a

Szenario Sand-Boden
Bodenvorrat Sand
(50% Vorsorgewert = 0,2 mg/kg) 1000 g/ha

Bodenvorrat Sand

(Vorsorgewert erreicht = 0,4mg/kg) 2000 g/ha
Maximale Eintragsfracht 1000 g/ha
Max. Eintragsfracht / Jéhrliche Gesamtfracht (1000/25) 40 Jahre

Beispiel Ton- Boden
Bodenvorrat Ton
(50% Vorsorgewert = 0,75 mg/kg) 3750 g/ha

Bodenvorrat Ton

(Vorsorgewert erreicht = 1,5 mg/kg) 7500 g/ha
Maximale Eintragsfracht 3750 g/ha
Max. Eintragsfracht / Jdhrliche Gesamtfracht (3750/25) 150 Jahre

Zu ahnlichen Anreicherungszeitraumen kommt KLOKE (1999) in seinen Berechnungen. Er schlagt

deshalb vor, auf die landwirtschaftliche Klarschlammentsorgung vorsorgend zu verzichten.

Im Hinblick auf die im KrW-/AbfG geforderte ordnungsgemalie und schadlose Verwertung von Abfal-
len ist zunachst der vorsorgende Boden- und Gewasserschutz sicherzustellen. Dieses ergibt sich
auch aus den Anforderungen der einzelnen Gesetze hinsichtlich eines ordnungsgemafen Handelns.
Materielle Anforderungen des Boden- und Gewasserschutzes finden somit Eingang in die Regelungen

des Abfallrechtes.

Um Abfélle einer Verwertung zufiihren zu kénnen, sind deshalb zunachst mit den Instrumenten des
Medienschutzes (Boden, Wasser, Luft) Anforderungen an die Verwertung zu formulieren. Dartber
hinaus muss auch die Schadstoffanreicherung im Wertstoffkreislauf und die Verdiinnung schadstoff-
haltiger Abfélle, die z. B. bei der Herstellung von ,Produkten” eingesetzt werden, konsequent verhin-
dert werden. Nur so kann die Abfallwirtschaft ihre Nierenfunktion in einer nachhaltigen Kreislaufwirt-
schaft wahrnehmen. Dabei sind Einsatzort und Rechtsbereich zunachst von untergeordneter Bedeu-

tung.
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Die Qualitat der zu verwertenden Abfalle ist auf dieser Grundlage zu sichern und zu verbessern. Dies
fuhrt zwangslaufig zu einer Reduzierung der Schadstoffanteile im Abfall und dient damit auch dem

Zweck des Boden- und Grundwasserschutzes.

Die Erfahrungen, die bei der Erarbeitung der Rechtsvorschriften und Regelwerke gesammelt wurden
sowie die Diskussionen uber die fachlichen Konzepte haben gezeigt, dass es an der Nahtstelle zwi-
schen Abfallwirtschaft, Bodenschutz und Grundwasserschutz sowie den anderen Rechtsbereichen
eine gute Ubereinstimmung auf der Fachebene gibt. Diese fiihrt im Hinblick auf die Verwertung von
organischen und mineralischen Abféllen in und auf Boden zu Regelungen, die sich auf drei Saulen

stitzen:

1. Der Schutzstatus von Bdden und Gewassern wird durch die Anforderungen der vorliegenden
Rechtsvorschriften gesichert. Einen wichtigen Malstab bilden dabei die Vorsorgewerte nach An-
hang 2 Nr. 4 BBodSchV sowie die Geringflgigkeitsschwellen der LAWA. Durch die Festlegung

von Werten flr weitere Parameter muss die Vorsorge verbessert werden.

2. Die Festlegung von maximal zuldssigen Schadstoff- und Nahrstofffrachten - insbesondere fur alle
vegetationstechnisch zu verwertenden Abfélle - muss die Eintrdge in Béden und Gewasser be-
grenzen. Die Schadstofffrachten dienen der Ermittlung der verbleibenden Verwertungszeitrdume,

die umso gréler sind, je weiter die maximale Fracht unterschritten wird.

3. Die Qualitat der zu verwertenden Abfalle ist auf der Grundlage des ,abfallwirtschaftlichen Vorsor-
geprinzips“ durch maximal zulassige Gesamtschadstoffgehalte und mobile Anteile zu sichern und

zu verbessern.

Diese drei Saulen stellen somit das Grundgerist fir die Verwertung von Abfallen dar. Sie werden

daher integraler Bestandteil der Regelungen sein, die sich mit dieser Fragestellung befassen.

6. Die zukiinftigen Katastrophen

Die zukiinftigen Katastrophen als Ergebnis katastrophaler Entwicklungen lassen sich bereits deutlich
erkennen. Sowohl der Wissenschaftliche Beirat flir globale Umweltfragen, als auch ein Brainstorming
des Wissenschaftlichen Beirates Bodenschutz beim BMU, als auch ein Informationspapier des UNEP-
Generalsekretars von 2001 ,Land and Soil“ ergaben weitgehend identische Schwerpunkte zum The-

ma ,Land resources and ecological soil functions*:

= Verarmung der Béden durch Uberbeanspruchung und Auszehrung (Néhrstoffmangel, Humusverlus-
te)

= Bodenerosion und Landverlust (Verschlammung, Uberschwemmung, Versumpfung, Verwehung),

80% der Bodenprobleme beruhen auf Erosionen und ihren Folgen

= Quellen- und Senkenfunktion des Bodens im Rahmen des Klimaschutzes, der Grundwasserbildung,

der Atmosphare (Walder, Humus, Cadmiumbindung im Boden)
= Degradation (aber auch industrielle und urbane Degradation)
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[Wistenbildung, Versalzung, Alkalisierung, Wind- und Wassererosion, Uberbauung, Versiegelung]
» Biodiversitatsverluste (Bodenorganismen, Bdden als Ursache und Folge)

» Bodenqualitdt und Ernahrungssicherheit (Bodenfruchtbarkeit, reduziertes Flachenangebot je Ein-

wohner, Intensivierung der Nahrungsproduktion, Nutzungsstrategien)
= Bodenbelastungen (Eintrage von Schad- und Nahrstoffen, Altlasten, Stofftransporte)

= Entwasserung von Bdden und Einfluss auf Binnenklima und Bodenauslaugung.

Es wird von der Wissenschaft generell angemerkt, dass sowohl die detaillierte Information, als auch
die Voraussetzung zum Erarbeiten von Reduktions- oder Schutzzielen ungentgend sind. Die interna-
tionale Sicht der Dinge ist die, Land- und Bodenfragen immer zusammen mit Armutsbekampfung und
Ressourcennutzung zu diskutieren. Die Bodenpolitik ist ein Prototyp fiir zukunftsorientiertes umweltge-

rechtes Wirtschaften.

Es verstarkt sich vor den tatsachlichen Fakten der Nichtnachhaltigkeit die Tendenz, in Politik und Wis-
senschaft nach Leitplanken zu suchen, die Antworten auf die ,Degradation” geben. ,Es mache mehr
Sinn zu wissen, welche Handlungsoptionen noch verbleiben, um den Boden noch zu nutzen, als sich

um seine Erhaltung zu bemuUhen.* Wie ich finde, ist dies ein unglaublich arroganter Standpunkt.

Derzeit gibt es trotzdem Bemuhungen, zu einem globalen Bodenregime — evtl. einer Bodenkonvention
— ahnlich dem des Klimaregimes zu kommen. Von den Initiatoren wird diese Entwicklung angestrebt,
um der Bodenerhaltung ein ahnliches Gewicht zu geben wie dem Klimaschutz. Die Gegner befiirchten
durch so eine Initiative die bescheidenen Krafte des Umweltschutzes zu spalten und damit zu schnei-

den.

Die Bemiihungen der Evangelischen Akademie Tutzing und der Bundesregierung fir eine internatio-
nale Bodenschutzkonvention, ein IPLS (International Pond of Landuse and Soil) bei der UNEP zu

grinden, werden begruft.

7. Schluss

Es ist eine Frage der Einstellung, ob man die verschiedenen Entwicklungen flr unsteuerbar halt und
im Rahmen einer ,Regradation” das derzeit Mdgliche formuliert und politisch anstrebt. Das zugehdrige
Leitbild ist die Hoffnung: ,Irgendwie wird es schon gut gehen — es ist ja bisher auch immer gegangen.®
Die andere Sicht ist die Hinnahme der diversen Entwicklungen und deren Kulmination in Katastrophen
unterschiedlicher Auspragungen. Ob sie eintreten werden oder nicht, hangt eng mit dem Eingangs
formulierten Glauben an die Zukunftssicht der Entwicklungen zusammen. Sicher gibt es Trends, wie
die Bevodlkerungsentwicklung, den Nahrungsmittelbedarf und den Bodenverlust, die in den nachsten
Jahren relativ stabil sind und so wahrscheinlich auch eintreten werden. Aber schon bei der Deckung
des Nahrungsmittelbedarfs sind uniberschaubare Innovationen méglich, bei denen beim besten Wil-

len nicht vorhersehbar ist, ob sie eintreten werden und ob die Ergebnisse wirksam sein werden. Auch
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das Thema Bodendiversitat und Schadstoffanreicherung erscheint mir eher variabel und von vielen
Randbedingungen abhangig.

Ich komme zu meiner Ausgangfrage zurick: ,Bodenschutz — katastrophale Entwicklung oder Katast-

rophe?*

Meine Antwort lautet:

Ich sehe viele katastrophalen Entwicklungen, die Uber langere Zeitrdume hinweg zu Katastrophen
fuhren kénnen. Dies scheint in Deutschland sicher langsamer zu gehen als in der weiten Welt.

Dabei scheint mir die Aufmerksamkeit sowohl der Medien, als auch von Wissenschaft und Politik noch

immer nicht der Bedeutung des Themas ,Land und Boden* angemessen zu sein.
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Urbane Entwicklung/Auswirkungen auf Bodenschutz (Entsiegelung und

Freiflachenplanung)

Dr. Luca Montanarella

Environment Institute, Ispra

Abstract

Bdden bilden zusammen mit Luft und Wasser die zentralen Lebensgrundlagen unseres Planeten. Die
Bodeneigenschaften und Bodenfunktionen sind beziglich Standort und Beschaffenheit der Bdden
sehr verschieden. Durch die stdndig wachsende Bebauung und Versiegelung durch Siedlungs- und
Verkehrsflachen sowie durch die standig andauernde Ausbeutung der Bodenressourcen und Ubernut-
zung der Kulturflachen sind Béden lokal, und durch die Summe, das Ausmal} und die Verbreitung aller
Beeintrachtigungen, auch weltweit in sehr hohem Male gefahrdet. Durch den Bau von Siedlungen
und Verkehrswegen gehen jahrlich groRe Flachen an nattrlichen Bdden verloren — oft auch solche
Bdden, die eine hohe agrarische Leistungsfahigkeit oder bedeutsame 6kologische Regelungsfunktion

besitzen.

Allein in Belgien waren 1995 fast 18 % der Boden oder knapp 500 m” Siedlungsflache je Einwohner
Uberbaut (Eurostat 1999). Und immer mehr Boden werden versiegelt. So nehmen etwa in Deutsch-
land die Siedlungs- und Verkehrsflachen um ca. 129 Hektar pro Tag zu (BBR 2000), davon ist etwa
die Halfte versiegelt — ein Zuwachs, der Gber den Vergleichswerten fir einige westeuropaische Lander
liegt (Apel et al. 2001) und sich auch in der starken Landschaftsfragmentierung Deutschlands aus-
drickt (Krynitz 2000). Im europaischen Vergleich war der Siedlungsflachenzuwachs in der mediterra-
nen Kistenzone am starksten (EEA 2000). In den osteuropaischen Landern ist die ,industrielle Ver-
wustung“ von Bdden besonders problematisch. Der Siedlungsflachenzuwachs (vgl. SAl 2001) und die

Bodendegradation sind damit langst ein Problem von europaischer Dimension (EEA 2000).
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Bodenschutz und Naturschutz — gemeinsames Interesse

Michael Simpfendorfer
Sachsisches Staatsministerium fir Umwelt und Landwirtschaft

Bodenschutz als gemeinsames Interesse — bei diesem Tagungsthema stellt sich — wenn auch viel-
leicht nicht vordergriindig - die Frage nach dem Verhaltnis von Bodenschutz und Naturschutz. Spon-
tan mdchte man ein gleichgesinntes Interesse unterstellen und nichts weiter erwarten. Allerdings ma-
chen zwei voneinander unabhangige Entwicklungen der letzten Jahre, die eine auf Bundesebene, die
andere in Sachsen, das Thema interessant: zum Einen das Inkrafttreten des Bundesbodenschutzge-
setzes, zum Anderen die Umstrukturierung unseres Ministeriums im Fruhjahr letzten Jahres. Wie |h-
nen weitgehend bekannt ist, gibt es seit 01.04.2000 im Umwelt- und Landwirtschaftsministerium eine
Abteilung Natur- und Bodenschutz, die durch Integration des Referats Bodenschutz/Geologie in die
frGhere Naturschutzabteilung hervorgegangen ist. Zuvor war dieses Referat in der — nun nicht mehr
bestehenden - Abfallabteilung angesiedelt. Es haben sich also verwaltungsintern neue Bezlige und
neue Schnittstellen ergeben, zumal im nachgeordneten Bereich weiterhin abweichende Strukturen
bestehen: im Landesamt fir Umwelt und Geologie besteht eine Naturschutzabteilung neben der Abtei-
lung Boden / Angewandte Geologie und in den Staatlichen Umweltfachamtern ist der Bodenschutz
nach wie vor zusammen mit Abfall und Altlasten in einer Abteilung vereint. Auch in den héheren und
unteren Bodenschutzbehoérden finden sich enge Beziige zur Altlastenbearbeitung. Blickt man Uber die
Landesgrenzen hinweg, sind auch Strukturen zu finden, wo sich Bodenschutz in der jeweiligen Was-
serabteilung wiederfindet. Jede der Konstellationen hat Vor- und Nachteile, die an dieser Stelle auch
nicht aufgezahlt werden sollen. Es kommt vielmehr darauf an, die Mdglichkeiten, die sich jeweils bie-
ten, effektiv zu nutzen. Dabei ware es hinsichtlich der fachbehdrdlichen Arbeit konsequent, eine Kom-
petenzblndelung anzustreben, d. h. die Zustandigkeiten bei fachtechnischen Stellungnahmen zum
Bodenschutz nicht analog der rechtlichen Regelungen zu zersplittern, sondern in den Bodenschutz-
behérden bzw. in den Bodenschutzreferaten der Fachbehdrden zusammenzuziehen.

Das Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. Marz 1998 (BBodSchG) regelt den Bodenschutz und die
Altlastenbearbeitung. Wahrend das Verhaltnis zu einer Vielzahl von rechtlichen Vorschriften anderer
Rechtsbereiche in § 3 des Gesetzes geregelt wird, findet sich dort keine Aussage zum Naturschutz-
recht. Insofern gelten die allgemeinen Grundsatze: "lex specialis derogat legi generali" und "lex poste-
rior derogat legi priori". Doch auch hier geht es uns nicht darum, Uber die VerfassungsmaRigkeit des
Einsatzes naturschutzrechtlicher Instrumente zum Zwecke des Bodenschutzes zu debattieren (wie es
andernorts teilweise betrieben wird), sondern diese rechtlichen Grundlagen im Sinne eines effizienten

Schutzes der Naturgiter auszugestalten.

Dort, wo im Naturschutzrecht die Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts erwahnt wird, ist immer auch
der Boden als dessen Bestandteil angesprochen. Das BBodSchG weist Boden u. a. ausdricklich die
Funktion 'Bestandteil des Naturhaushalts, ... ' zu. Die Ziele, die dem naturschutzrechtlichen Grundsatz
der nachhaltigen Sicherung der Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts dienen, umfassen somit grund-
satzlich auch den Boden, und zwar sowohl als komplexer Naturkérper mit seinen vielfaltigen Funktio-

nen im Naturhaushalt als auch im Sinne der Freiflache als Landschaftsbestandteil.
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Zweck des BBodSchG ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder wiederherzustel-
len. Insofern liegt hiermit eine spezielle Regelung zum Schutzgut Boden vor. Beiden Bereichen liegt
das gleiche Leitbild, ndmlich das der Nachhaltigkeit zugrunde. Der wesentliche Unterschied besteht in
dem zur Verfigung stehenden rechtlichen Instrumentarium zur Umsetzung der jeweiligen Ziele. Das
Bodenschutzrecht entspringt im Wesentlichen einem polizei- und ordnungsrechtlichen Ansatz und
formuliert Vorsorge- und Gefahrenabwehrpflichten. Die konkrete Unterschutzstellung von Bbéden be-
stimmter Flachen ware nur auf Grundlage einer landesrechtlichen Regelung mdéglich. Von der ent-
sprechenden Ermachtigung im BBodSchG ist bei der Anderung des Ersten Gesetzes zur Abfallwirt-
schaft und zum Bodenschutz im Freistaat Sachsen (EGAB) zum jetzigen SachsABG kein Gebrauch
gemacht worden, da man das naturschutzrechtliche Instrumentarium hierfur fur ausreichend erachtet
hat. Dies bedeutet im Umkehrschluss, das die naturschutzrechtlichen Instrumente des Flachenschut-

zes auch zur Umsetzung von Bodenschutzzielen eingesetzt werden kdnnen.

Unbeachtlich dessen ist natirlich darauf hinzuweisen, dass Boden- wie Naturschutz daneben noch
andere Ziele und Aufgaben zu verfolgen haben: Bodenschutz vor allem Gefahrenabwehr und Vorsor-
ge insbesondere im Hinblick auf stoffliche Bodenbelastungen aber auch Erosion; der Naturschutz vor
allem die Erhaltung und Entwicklung von Flora und Fauna, des Landschaftsbildes und der Erholungs-

eignung.

Auch das Instrumentarium der Eingriffsregelung ist bodenschutzfachlich zu untersetzen, soweit Ver-
anderungen der Gestalt oder der Nutzung von Grundstlicken zu erheblicher oder nachhaltiger Beein-
trachtigung der natirlichen Bodenfunktionen flihren. Bei terrestrischen Lebensraumen spielt der Bo-
den i. d. R. eine zentrale Rolle. Der Boden wird allgemein zu den sogenannten abiotischen Standort-
faktoren gezahit.

Exkurs: Dabei ist zu betonen, dass zu den Kriterien der wissenschaftlichen Definition des Bodens
gehdrt, das er belebt ist. Ohne die unzédhligen Bodenlebewesen wiirden die natiirlichen Kreisléufe
nicht funktionieren. An dieser Stelle méchte ich auf die sehr gelungene Ausstellung des LfUG zum

Thema Bodenschutz hinweisen.

Die fur den Naturschutz bedeutsame Entwicklung einer Flache wird durch deren Standortfaktoren —
und darunter eben die Bodeneigenschaften - sehr stark bestimmt. Besonders deutlich wird dies z. B.
bei Moorbéden oder Binnendiinen, d. h. Standorten, die zugleich geschitzte Biotope nach § 26
SachsNatSchG darstellen. Deshalb sind die Bodeneigenschaften bei der Formulierung von Pflege-
und Entwicklungsmafinahmen zu berlicksichtigen, aber auch bei Eingriffen entsprechend zu bewer-
ten. Hierzu sind fachliche Grundlagen erforderlich, die es ermdglichen, die Beeintrachtigungen des
Bodens zu erfassen, zu bewerten und angemessen auszugleichen. Dieses Bewertungsverfahren ist
kompatibel auf das gesamte im Einzelfall bei der Eingriffsregelung angewandte Bewertungssystem
abzustimmen, d. h. allgemein entweder verbal-argumentative oder numerische Bewertungsverfahren.

Hierin liegt eine aktuelle Fachaufgabe, diese Voraussetzung zu schaffen.
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Als vielleicht erste nach aullen als solche erkennbare Aktivitdt, die wirksam naturschutzrechtliches
Instrumentarium auch fir konkrete Bodenschutzzwecke einsetzt, ist ein Erlass unserer Abteilung an
die unteren Naturschutzbehérden zu sehen, der u. a. durch die Flexibilisierung der Eingriffsregelung
die verstarkte Berlcksichtigung von Entsiegelungsmalinahmen ermdglichen soll. Hierin wird gefordert,
dass insbesondere bei flachenverbrauchenden Malinahmen stets prioritar die Moglichkeit von Entsie-
gelungs- und Abrissmaflinahmen zur Umsetzung der Kompensationsverpflichtung zu priifen ist. Diese
MaRnahmen stellen unter Berlicksichtigung des raumlichen und funktionalen Bezugs zum Eingriff und
von Artenschutzbelangen (Lebensraum gebaudebewohnender Tierarten), geradezu "klassische“ Aus-
gleichsmalRnahmen dar, indem sie grundsatzlich die Wiederherstellung der Funktionsfahigkeit des

Bodens bewirken und die Neuschaffung von Lebensraumen ermdglichen.

Auch in diesem Zusammenhang zeigt sich die Erfordernis von "passfahigen" Bewertungsverfahren, da
beim Ausgleich zwar zunachst von der Flachengrofie auszugehen ist, im Weiteren jedoch die Leis-
tungspotentiale der Béden sowie externe Effekte, wie z. B. Flachenzerschneidung oder Stérung des
Landschaftsbilds mit zu bewerten sind.

Zwei weitere Beispiele zeigen, dass diese fachlichen Fragen auch auf Bundesebene bzw. landeriber-
greifend konkret diskutiert werden:

» Die (Bund-)Landerarbeitsgemeinschaften fir Naturschutz (LANA) bzw. Bodenschutz (LABO) haben
ein gemeinsames Positionspapier zum 'Bodenschutz im Rahmen der Landschaftsplanung und der
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung' verabschiedet, dass wir in Sachsen an die zustandigen un-

teren Behdrden mit der Empfehlung zur Umsetzung gegeben haben.

= Das Bundesamt fir Naturschutz hat in einem Vorhaben die 'Mdglichkeiten der Wiederherstellung
der Wert- und Funktionselemente des Bodens als Lebensgrundlage fir Flora und Fauna durch die
Eingriffsregelung nach § 8 BNatSchG als Instrument der nachhaltigen Naturhaushaltssicherung' be-

schrieben.

Das erstgenannte gemeinsame Papier von LANA und LABO stellt die Bedeutung der Erfassung und
Bewertung von Bodenfunktionen nicht nur im Zusammenhang mit der Eingriffsregelung sondern auch
fur die Landschaftsplanung heraus. Hierbei stehen die natirlichen sowie die Archivfunktionen der
Bdéden im Vordergrund. Die Landschaftsplanung kann hierbei zur Erhaltung von Béden mit besonderer
Funktionserflillung, d. h. auch Lebensraumfunktion oder entsprechendes Biotopentwicklungspotential,
beitragen, indem sie auf beeintrachtigende Nutzungen einwirkt oder Ausweisungen besonderer FIa-

chen in Vorbereitung weiterer Malinahmen wie z. B. Unterschutzstellung vornimmt.

Im Zusammenhang mit der Erstellung des Landschaftsplans Eibenstock hat die pilothafte Erprobung
eines Verfahrens zur Erfassung und Bewertung der Bdéden wertvolle Hinweise zum erforderlichen
Datenbedarf ergeben und die Notwendigkeit eines praxistauglichen Bewertungsverfahrens unterstri-
chen. Der Leitfaden unseres Hauses fur die kommunale Landschaftsplanung von 1999 gibt Uber die
notwendigen planungsrelevanten Informationen und die zugehérigen Quellen auch in Bezug auf die

bodenkundlichen Grundlagen Auskunft.
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Der Bericht der BfN spiegelt in seinem fachlichen Teil zum einen die Komplexitat des Mediums Boden
wider, weist aber zum anderen auch konkrete Ansatze zur Bewertung von Eingriffsfolgen auf die Bo-

denfunktionen aus, die wie zuvor erwahnt, fachlich erforderlich sind.

Mehrere schon laufende bzw. geplante natur- und bodenschutzrelevante F&E-Vorhaben des LfUG
haben einen fachlbergreifenden Ansatz und sollen dazu beitragen, den Schutz der Umweltmedien
effektiver zusammenzufihren. In dem Ansatz der fachibergreifenden Konzipierung und Durchflhrung

der Vorhaben von Beginn an kénnen wir das LfUG nur ermutigen, konsequent fortzufahren.

Bodenschutz und Naturschutz haben jedoch nicht nur gemeinsame Grundsatze, sondern auch ge-
meinsame Probleme. Beide bewegen sich im Spannungsfeld von Interessen. Zwar sind dabei im Ein-
zelnen die Interessenkonflikte anders gewichtet. So ist hinsichtlich der landwirtschaftlichen Flachen-
nutzung die Schnittstelle zum Bodenschutz anders zu sehen als die zum Naturschutz, wo die Konflikte
vielleicht deutlicher ausgepragt sind. Bodenschutz stellt im Grundsatz ein ureigenes Interesse der
Landwirtschaft dar. Ahnliches gilt fiir die Forstwirtschaft. Aber beide Bereiche, Naturschutz und Bo-
denschutz, setzen sich bestandig mit Akzeptanzproblemen auseinander. Das kann dazu fiihren, dass

hinsichtlich eines engeren gemeinsamen Vorgehens zunachst Vorbehalte bestehen:

Aus Sicht des Naturschutzes mag eingewendet werden, dass die ohnehin schwierige Umsetzung der
naturschutzrechtlichen Instrumente durch weitere Zielsetzungen zusatzlich "befrachtet" wird, wie z. B.
die Unterschutzstellung von Flachen zum Zweck des Bodenschutzes oder die fachliche Ausdehnung

der Eingriffsbewertung im Hinblick auf die Beeintrachtigung der natlirlichen Bodenfunktionen.

Aus Sicht des Bodenschutzes kann Unzufriedenheit darlber bestehen, dass man die Instrumente
sozusagen nicht in 'eigener Regie' hat und daher Uberzeugungsarbeit auch "nach innen", d. h. in der

eigenen Verwaltung, leisten muss.

In einem gemeinsamen Vorgehen und dem Vertreten von gemeinsamen Interessen nach auf3en sollte
man jedoch mehr die Mdglichkeiten fur eine gegenseitige Starkung beider Bereiche sehen: Boden-
schutz kann effizienter gestaltet werden, und Naturschutz wird durch weitere fachliche Argumente und
Methoden gestarkt. Positive Effekte zeigen sich beispielsweise bei der Biotopvernetzungsplanung
durch die Berucksichtigung der vorkommenden Béden und damit deren Biotopentwicklungspotenzia-
len. Das Ergebnis dieser naturschutzfachlichen Planung wird damit durch eine weitere fachliche

Grundlage untermauert.

Bei all den o. g. Méglichkeiten zur Umsetzung von Natur- und Bodenschutzzielen bleibt zu betonen,
dass die Problematik des allgemeinen Flachenverbrauchs weitestgehend anderen Rechtsbereichen
Uberlassen bleibt, dabei jedoch gleichwohl als Ziel beider Bereiche zu sehen ist. Hier kann nur — wie
eingangs Herr Staatsminister schon ausgefiuhrt hat — unter Einbeziehung aller Beteiligten ein Umlen-
ken erreicht werden. Bei der immer haufiger diskutierten sinkenden Bevdlkerungszahl sollte nach ge-

sundem Menschenverstand eine Trendwende im Flachenbedarf und damit des Flachenverbrauchs zu
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erwarten sein. Andererseits wird die Erweiterung der EU nicht ohne Auswirkungen auf die sachsische
Infrastruktur bleiben. Es kommt daher darauf an, friihzeitig — oder besser jetzt, noch rechtzeitig — per-
spektivisch den Flachenverbrauch bedarfsangepasst zu planen und zu gestalten und dabei Potenziale
flachensparender Nutzungsalternativen auszuschdpfen, auch im Hinblick auf eine Verminderung der
damit verbundenen Landschaftszerschneidung. Die Rolle der Umweltverwaltung besteht hier zum
einen darin, ein starkeres Bewusstsein fir die Bedeutung des Bodens und Freiflachenerhalts zu
schaffen sowie den Akteuren fachliche Mdglichkeiten aufzuzeigen, die vorgenannten Ziele zu errei-

chen und entsprechende Empfehlungen zu geben.

Lassen Sie mich zum Schluss noch einige konkrete bodenschutzfachliche Aufgaben ansprechen:

= Aufgrund der Bedeutung, die dem vorsorgenden Bodenschutz beizumessen ist, gilt es den vorhan-
den Rahmen effizient auszugestalten. Unter den Einwirkungen auf Béden nimmt die Materialauf-
bringung eine besondere Rolle ein. Der Grundsatz des KrW-/AbfG fordert den Vorrang der Verwer-
tung vor der Beseitigung von Abfallen, falls diese nicht zu vermeiden sind. Nicht zuletzt eine grof3-
zigige Interpretation dieses Grundsatzes und bislang fehlende verbindliche MaRstabe hinsichtlich
der Nitzlichkeit bodenbezogener Verwertung haben in der Vergangenheit zu einer Vielzahl von
fragwirdigen VerwertungsmafRnahmen gefuhrt. Mit der BBodSchV ist die Zulassigkeit der Verwen-
dung von Materialien im Bereich durchwurzelbarer Bodenschichten geregelt worden. Allerdings
sieht die Regelung keinen Genehmigungsvorbehalt vor. Der Vollzug von § 12 BBodSchV ist daher
nur in enger Zusammenarbeit mit den zustandigen Behdrden von Planungs- und Gestattungsverfah-
ren moglich. Es kommt also wesentlich darauf an, die erforderliche Beteiligung der Bodenschutzbe-
horde bei relevanten genehmigungspflichtigen Verfahren zu gewahrleisten (z. B. baurechtliche Ge-
nehmigungs- bzw. Anzeigepflichten; bergrechtliche Betriebsplanverfahren, naturschutzrechtliche Zu-

lassungen fur Abgrabungen und Aufschittungen).

= Im so genannten "nicht-stofflichen" Bereich ist in Sachsen insbesondere Bodenerosion durch Was-
ser von Bedeutung. Auch hier gelten die im BBodSchG normierten Vorsorge- und Gefahrenabwehr-
pflichten. Die Abgrenzung der Bereiche Vorsorge und Gefahrenabwehr stellt sich hierbei jedoch
nicht so klar dar, wie im Bereich schadstoffbedingter schadlicher Bodenveranderungen. Das Drohen
einer solchen erosionsbedingten schadlichen Bodenveranderung stellt haufig nur einen temporaren
Zustand dar, jedoch im Rahmen der betriebsiblichen Bewirtschaftung auch einen immer wiederkeh-
renden. Der Bodenerosion kann sicherlich am effektivsten durch Vorsorge begegnet werden. Dieser
Ansatz sollte nicht durch die Regelungen zur Gefahrenabwehr konterkariert werden. Beide Rege-
lungen sollten sich jedoch erganzen. Die fur die Gefahrenabwehr i. d. R. zustandigen unteren Bo-
denschutzbehdrden bendtigen zur Untersuchung und Beurteilung von schéadlichen Bodenverande-
rungen aufgrund von Bodenerosion durch Wasser fachliche Vollzugshilfen. Diese werden derzeit
vom LfUG erarbeitet. Bei den MaRnahmen zur Gefahrenabwehr werden die landwirtschaftlichen

Fachbehdrden frihzeitig eingebunden.

= Grof¥flachige Bodenbelastungen durch geogene, siedlungs- oder sonstig bedingt erhéhte Schad-
stoffgehalten spielen auch in einigen Regionen Sachsens eine Rolle. Hier sind einzelfallliibergreifen-

de Regelungen anzustreben, um einen einheitlichen Vollzug zu gewahrleisten und den Verwal-
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tungsaufwand in Grenzen zu halten. Ich freue mich, dass auch dieses Thema sich am morgigen Tag

im Programm wiederfindet und bin auf die Lésungsansatze gespannt.
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Flachenressourcenmanagement
Ernst Schmid

Landesanstalt fir Umwelt Baden-Wirttemberg

Zusammenfassung

Ein wachsendes Problem des Bodenschutzes ist der unvermindert hohe Boden- und Flachen-
verbrauch, denn Bdden sind eine knappe, kaum erneuerbare nattrliche Ressource. Der Anteil der
Siedlungs- und Verkehrsflachen an der Gesamtflache des Landes betragt inzwischen rund 12 Pro-
zent. Seit 1987 ist die Pflicht zu schonendem und sparsamem Umgang mit Grund und Boden gesetz-

lich verankert.

Fir die Umsetzung dieser Vorgaben fehlt es bislang jedoch an praktischen Handlungshilfen und ei-
nem echten Management der Flachenressourcen, das auch die Leistungsfahigkeit der Béden beriick-
sichtigt. Um hier Unterstlitzung zu leisten hat die Landesanstalt fur Umweltschutz Baden-Wirttemberg
(LfU) Handlungshilfen erarbeitet, deren Praxistauglichkeit jetzt in zwei Pilotgemeinden, Bruchsal und
Bad Wildbad, erprobt wird.

Ausgangslage

Boden gehdrt zu den natirlichen und unverzichtbaren Lebensgrundlagen fir Menschen, Tiere und
Pflanzen. Béden sind eine knappe, nicht erneuerbare natiirliche Ressource. Es ist offensichtlich, dass
eine standige wachsende Inanspruchnahme auf Dauer nicht mdglich ist. Die Nutzung der Béden muss
sich am Grundsatz der Nachhaltigkeit orientieren. Fur die geforderte nachhaltige Nutzung ist ein um-

fassendes Flachenressourcenmanagement notwendig.

2. Derzeitiger Zustand

Die jahrliche Flacheninanspruchnahme durch Siedlung und Verkehr und damit der Verlust an Béden
und ihren (6kologischen) Funktionen halt unvermindert an. In Baden-Wirttemberg werden tber 90 %
der Landesflache intensiv durch den Menschen genutzt. Dabei entfallen etwa 48 % der Flache auf die
Landwirtschaft, 38 % werden forstwirtschaftlich genutzt. Die Siedlungs- und Verkehrsflachen nehmen
mit 440 000 ha inzwischen mehr als 12 % der Landesflache ein. Etwa die Halfte hiervon ist versiegelt;
die restlichen Siedlungs- und Verkehrsflachen sind durch Verdichtung und Immissionen mehr oder
weniger beeintrachtigt. So wurden bislang ca. 20.000 Verdachtsflachen bei Altstandorten erhoben. Bei
einem grofden Prozentsatz dieser Flachen handelt es sich um friher gewerblich genutzte Flachen, auf
denen Bodenkontaminationen vorliegen oder zumindest vermutet werden. Viele dieser Flachen, er-

schlossen oder teilerschlossen, liegen derzeit brach.
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3. Ziel

Der nachhaltige Umgang mit Natur-, Kultur- und Siedlungsflachen soll durch ein aktives Flachenres-
sourcenmanagement unterstitzt werden. Wesentliche Elemente sind die prazise Kenntnis der vor-
handenen Ressourcen, der wieder mobilisierbaren Reserven einschlieBlich der revitalisierbaren alt-
lastverdachtigen Flachen und Altlasten, der Einsatz geeigneter Bewertungsverfahren, die Verbesse-
rung von Planungsinstrumenten und die Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen. Fir eine nach-
haltige Entwicklung ist neben dem sparsamen Umgang mit Flachen auch ein schonender Umgang mit
dem Boden zu fordern, damit dessen 6kologische Funktionen erhalten bleiben. Die Realisierung kinf-
tig noch notwendiger Flacheninanspruchnahmen soll auch auf im Sinne des Bodenschutzes weniger
wertvollen Flachen stattfinden. Mit dem Ziel der Rohstoffressourcenschonung soll ebenfalls der Um-
gang mit Bodenaushub optimiert werden. Entsprechende Ziele zur Flacheninanspruchnahme und zum

Bodenverbrauch finden sich auch im Umweltplan Baden-Wiurttemberg (1).

Sparsamer und schonender Umgang mit Boden und Flache
Reduzierung des L Optimierung
Siedlungsflichenzuwachses Lenkung der Minimierung der es Umgang
Bodennutzung Bodenversiegelung mit Boden-
Innen- vor AuRenentwicklung material
n . . Schutz von Fia Minimierung Vermeidung/
Wiedernutzung von Schliefien Optimale Schutz der P Minimierung rung
von || Nidage | | Boden || Feilichen, || dorNew || derVersiege | Verweriung
Flach ycling B Dichte ressourcen etc. VETSIEY A (Entsieggung) material
Ubersicht 1: Ziele des Flachenressourcenmanagement

4. Das Projekt

An der Landesanstalt fir Umweltschutz Baden-Wirttemberg wurden 1999 erstmals gemeinsam mit
dem Ministerium fir Umwelt und Verkehr Baden-Wirttemberg umweltpolitische Schwerpunkte defi-

niert. Einer dieser umweltpolitischen Schwerpunkte stellt das Flachenressourcenmanagement dar.

Um einer weiteren Zersiedelung der Landschaft entgegenzuwirken, sind das Flachenrecycling und die
optimale Nutzung innerstadtischer Brachen und anderer Flachenressourcen grundsatzlich der Er-
schlieBung und Bebauung von Naturflachen vorzuziehen. Bei diesen Bemihungen haben die Kom-
munen eine Schllsselrolle, da sie im Rahmen ihrer Planungshoheit ein hohes MalR an Gestaltungs-
moglichkeiten haben. Doch um diese Handlungsspielrdume im Sinne einer flachensparenden und
bodenschonenden Stadtentwicklung voll ausschépfen zu kénnen, fehlen insbesondere kleineren und
mittleren Kommunen meist geblindelte Informationen und praktische Hilfen. Noch ziehen viele Kom-
munen Neuansiedlungen "auf der griinen Wiese" der Nutzung innerstadtischer Flachen vor. Zur opti-
malen Nutzung innerstadtischer Flachenressourcen mussen oft Hindernisse, wie beispielsweise der
Verdacht auf Altlasten, ausgerdumt oder sogar vorhandene Altlasten saniert werden, Eigentiimer
missen von den Vorteilen einer Wiedernutzung Uberzeugt werden. Auch gilt es unvermeidliche Neu-
ausweisungen auf Flachen minderer Bodenqualitat zu lenken und insgesamt die Bodenversiegelung

und den Verbrauch von Bodenmaterial so gering wie mdglich zu halten.
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Um hier Unterstitzung zu leisten, erarbeitet die Landesanstalt fir Umweltschutz Baden-Wirttemberg

(LfU) Handlungshilfen, deren Praxistauglichkeit im Laufe des Projektes erprobt werden soll .

Dort werden Strategien und Methoden aufgezeigt, wie diese Probleme angegangen werden kdénnen.
Entscheidend ist es auch insbesondere die politisch Verantwortlichen flir das Thema Flachenressour-
cenmanagement zu sensibilisieren und zu motivieren sowie den anderen Akteuren — der Verwaltung,
den Fachbiiros und auch der interessierten Offentlichkeit entsprechend aufbereitete Unterlagen an die
Hand zu geben.

Bei der Erarbeitung und auch bei der Fortschreibung der Handlungshilfen wurden und werden die
Erfahrungen anderer berlcksichtigt, so z.B. die Berichte des Umweltbundesamtes (2, 3), die Empfeh-
lungen aus den Projekten ,Stadte der Zukunft® und ,Regionen der Zukunft* des Bundesamtes fur
Bauwesen und Raumordnung (4, 5) sowie Ergebnisse aus den Forschungsverbiinden FIGURA - FIa-
chenrecycling, Industriebrachen, Grundwasserschutz — umweltgerechte Revitalisierung von Altstand-
orten —der Universitat Stuttgart (6) und AG BOS — Arbeitsgruppe Béden und Okologie Stuttgarts der
Universitdt Hohenheim im Rahmen des Férderschwerpunktes ,Boden- und Flachenressourcen - Ma-
nagement in Ballungsraumen, im Umweltforschungsprogramm BW-PLUS - Baden-Wirttemberg —
Programm Lebensgrundlage Umwelt und ihre Sicherung (7) (Abb. 1).

g Kommunen
&

Veroffent-
lichungen

systeme

Komm.

Ballungs-
raum

Abbildung 1: Projektergebnisse, die in das Flachenressourcenmanagement einflieRen

Der vorliegende Entwurf einer Handlungshilfe wird nun in einem Vor-Ort-Test auf Praxistauglichkeit
Uberprift werden. Mit Bruchsal und Bad Wildbad konnten hierfiir zwei geeignete und engagierte Pilot-
kommunen gefunden werden.

In den beiden Pilotkommunen Bad Wildbad und Bruchsal wurden die fir ein Management der Flachen

erforderlichen Daten fir die Bereiche Boden, Altlasten und angrenzende Themenbereiche (Biotope
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etc.) erhoben und in einem Informationssystem erfasst. In diesem System werden alle Baullicken,
Brachflachen, Altlasten und altlastverdachtigen Flachen sowie erforderliche Sachinformationen zur
Wiedernutzung bereitgestellt. Auch Daten zu Bodenqualitdten und der kostengunstigen Verwertung
von Bodenmaterial sind darin aufgenommen (Ubersicht 2). In Ubersicht 3 sind beispielhaft die erfor-

derlichen Sachdaten fiir ein Brachflachenkataster dargestellt.

Fachschale Datengrundlagen

Brachflachenkataster Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK)
Altlasten, altlastverdachtige Flachen, Schadensfalle
Vor-Ort-Begehungen

weitere Informationen verschiedener Stellen

Altlastenkataster Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK)

Altlasten, altlastverdachtige Flachen, Schadensfalle aus der Histo-
rischen Erkundung dieser Flachen in Baden-Wirttemberg (HISTE);
digital vorhanden

Baulickenkataster Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK)
Automatisiertes Liegenschaftsbuch (ALB)
Vor-Ort-Begehungen

Abgleich mit verschiedenen anderen Informationen

Biotope und Schutzgebiete § 24a-Kartierung (Geometrie- und Sachdaten)
Abgrenzung der Natura 2000-Gebiete
Naturschutzgebiete

Landschaftsschutzgebiete

Bodenbewertungsklassen Abgeleitet aus

Bodenkarte 1:25.000 (BK25)

Bodeniibersichtskarte 1:200.000 (BUK200) und Forstlicher Stand-
ortkartierung und Bodenschatzkarte 1:10.000 (BSK10)

Moore und Bergbaugebiete Geometrie- und Sachdaten aus vorhandenen Kartierungen

Entsiegelungs-/ Belagsande- Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK)
rungspotenziale Ortholuftbilder
Vor-Ort-Begehung

weitere Informationen zur Nutzung

Bodenverwertung Rohstoffsicherungskarte

(bisher nur Erhebung der Da- Bohrlochdatenbank

tengrundlagen) Aufschlisse Baugrundgutachten und sonstige
Daten aus Bohrungen

Daten aus bodenmechanischen Untersuchungen

Ubersicht 2: Fachschalen fur das Informationssystem zum Flachenressourcenmanagement
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Mit den nun vorhandenen zusatzlichen Daten steht den Kommunen fiir die Bauleitplanung ein leis-
tungsfahiges System zur Entscheidungs- und Handlungsunterstitzung zur Verfugung. Die Datenerhe-
bung wird in der Pilotanwendung so erstellt und dokumentiert, dass diese auf andere Kommunen 0-

bertragbar ist.

5. Ergebnisse der Datenerhebung

Die Siedlungs- (289ha) und Verkehrsflachen (141ha) umfassen auf den Gemarkungen Bad Wildbad
und Calmbach zusammen 5,2% der Flache. Die verbleibenden 94,8% der Gemarkungsflachen liegen
fast vollstdndig in Schutzgebieten (Naturschutzgebiete, Biotope, Landschaftsschutzgebiete, Natura
2000-Gebiete) und/oder sind Wald- und Forstflachen. Damit verbleiben auf den Gemarkungen Bad

Wildbad und Calmbach kaum Méglichkeiten fiir eine Auf3enentwicklung.

Erheben der Sachdaten durch

e Sammeln und Zusammenstellen verwaltungsinterner Kenntnisse Uiber vorhandene Brachflachen
¢ Kontaktaufnahme zu ortlichen Handels-, Gewerbe- und Industrievereinigungen

¢ Kontaktaufnahme zu Grundstiickseigentiimern

e Ortsbegehungen, Ortsbesichtigungen

Erhobene Sachdaten

e Grundstiicksgrofie, Eigentumsverhaltnisse

Bisherige Nutzung, aktuelle Teilnutzung

Bestehendes Baurecht

Kinftige Nutzbarkeit

Planungsabsichten

e Interessenten vorhanden ?

o Aktueller und moglicher kiinftiger Verkehrswert
o Aktuelle ErschlieRung

e Geb&udesubstanz vorhanden ?

o Altlasten bekannt ?

Ubersicht 3: Sachdaten im Brachflachenkataster

Allerdings bestehen erhebliche Mdglichkeiten fur eine weitere Entwicklung der Kommune durch die
Mobilisierung von Bauland im Innenbereich. Brachflachen bzw. Flachen mit Entwicklungspotenzial
finden sich auf insgesamt ca. 4% der Siedlungsflache ohne Verkehrsflache (da bei einer Innenent-
wicklung die dufdere Erschliefung im Regelfall bereits vorhanden ist, beziehen sich die Daten jeweils
auf die Siedlungsflache ohne die Verkehrsflache). Bauliicken, geringfligig bebaute ,Baullicken* und

Arrondierungsflachen nehmen einen Anteil von ca. 14% der Siedlungsflache ein.
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Demnach summieren sich in Bad Wildbad die Brachflachen und Baullicken auf knapp 18% der Sied-
lungsflache und bieten damit ein erhebliches Potenzial fur eine weitere Entwicklung in dem bestehen-
dem Siedlungsgebiet, wenn es gelingt einen Teil dieser Flachen fur eine Wohn- oder Gewerbenutzung

zu mobilisieren.

In Bruchsal (nur Gemarkungen Bruchsal und Untergrombach) sind ca. 25% der Gemarkungsflachen
Siedlungs- (997ha) und Verkehrsflachen (390ha). Auf den verbleibenden Gemarkungsflachen von ca.
75% sind kumulativ 44% Schutzgebiete und/oder Wald- und Forstflachen. Damit verbleiben im Ge-

gensatz zu der Situation in Bad Wildbad weitere Moglichkeiten fur eine AuRenentwicklung.

Auch in Bruchsal finden sich, wenn auch in geringerem Umfang, erhebliche Potenziale fir eine Innen-
entwicklung in der GroRenordnung von ca. 10% der Siedlungsflache (ohne Verkehrsflache). Dabei
nehmen die Brachflachen, die in der Regel auch Altlast(verdachts)flachen sind, ca. 3% der Siedlungs-

flache ein.

Der Gesamtversiegelungsgrad (Gebaude, Freiflachen und Verkehrsflachen) auf den untersuchten
Flachen in den Kommunen betragt zwischen 43 und 47%. Bodenentsiegelungen wirken sich neben
dem Nutzen fur den Bodenschutz insbesondere auch auf das Wohnumfeld und das Kleinklima aus.
Potenziale zur Bodenentsiegelung bzw. Belaganderung (Befestigung mit Griinanteil unter Beachtung
des Nutzungskomforts) sind in beiden Kommunen vorhanden. Diese liegen auch unter Beriicksichti-
gung des Strallenraumes im Bereich bis 8 % (Bodenentsiegelung und Belaganderung) der versiegel-
ten Freiflache (also ohne Gebaudeflachen). Zwischen unterschiedlichen Strukturtypen der Bebauung
schwanken die jeweiligen Potenziale stark. Dabei ist das Potenzial fir eine Belagdnderung im Ver-

gleich zu einer vollstdndigen Bodenentsiegelung im Verhaltnis von 8:1 wesentlich groer.

6. Aktuelle MaBnahmen in den Pilotkommunen

Bereits seit Mitte 2000 werden in den beiden Pilotkommunen konkrete Mal3nahmen zum Flachenre-

cycling im Altlastenbereich unterstiitzt bzw. initiiert.

In Bad Wildbad wird derzeit der Prozess des Flachenrecyclings flr zwei Brachflachen initiiert. Fur
beide Flachen liegen bisher nur die notwendigsten Informationen aus der historischen Erhebung zur
Begrindung eines Altlastenverdachts vor. Fir ein Flachenrecycling sind weitere Untersuchungen zur

Altlastensituation unerlasslich.

In Bruchsal wird dagegen ein bereits angelaufener Prozess zum Flachenrecycling unterstitzt. Es han-
delt sich dabei um eine Brachflache in unmittelbarer Nahe des Hauptbahnhofs mit einer Flachengrole
von ca. 14 ha. Fir diese Flache liegen bereits Informationen zur Altlastensituation mit einer ver-

gleichsweise hohen Informationsdichte vor.

An den Beispielen in den Pilotkommunen soll aufgezeigt werden, wie der Prozess des Flachenrecyc-

lings durch gezielte Untersuchungen insbesondere auch hinsichtlich der erforderlichen Prifungen und
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Auswertungen nach Abfall- und Bodenschutzrecht unter Einbeziehung der geplanten Nutzung, unter-
stutzt werden kann. Bei der Auswahl der Flachen wurden auch die unterschiedlichen Planungsstande

berlcksichtigt.

7. Schlussbemerkung

Aufgrund der Erfahrungen in den Pilotkommunen werden die Handlungshilfen fortgeschrieben. Damit
soll dann insbesondere den kleineren und mittleren Gemeinden (Einwohnerzahlen zwischen 10.000
und 50.000 ) der Einstieg in ein kommunales Flachenressourcenmanagement zum schonenden Um-

gang mit Boden und Flache ermdglicht werden.

Die Durchfilhrung von Fortbildungsveranstaltungen sowie eine entsprechende Offentlichkeitsarbeit

sind vorgesehen.

Das Projekt wird in Zusammenarbeit und im Austausch mit den kommunalen Spitzenverbanden, der
Wissenschaft und den zustandigen Ministerien bearbeitet. Das Projekt wird durch einen Lenkungs-

ausschuss unter Leitung der LfU begleitet.

Die Handlungshilfen stehen als ,Werkstattbericht” in BofaWeb — dem Bodenschutzfachinformations-

system - http://www.uvm.baden-wuerttemberg.de/xfaweb - zur Verfligung.

Im Zuge der Zusammenarbeit der Lander Bayern und Baden-Wirttemberg hat auch Bayern das The-

ma ,Flachenressourcenmanagement” aufgegriffen.
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Bodenschutz in der Bauleitplanung

Michael Képpl
Sachsisches Staatsministerium des Innern

Wird heute Giber Bodenschutz in der Bauleitplanung gesprochen, so verbindet sich dabei im Regelfall
die Vorstellung dariiber, wie im Planungsprozess mit Bodenkontaminationen umzugehen ist. Das Bo-
den ein Schutzgut aus sich selbst heraus ist, wird allenfalls in kleinen Expertenzirkeln so gesehen.
Parallelen zum Umgang mit Naturbelangen in der Bauleitplanung drédngen sich auf. Auch Natur-
schutzbelange fingen erst an sich in der Planung durchzusetzen, als ein breiter, allgemeiner Konsens
— und dann die ndétigen rechtlichen Regelungen dazu - die Planungstrager zwang, die Belange der

Natur im Planungsprozess mit einzubeziehen. Vorher war alles nur eher beliebige Griinordnung.

Dabei —und ich erinnere mich an den Zwischenbericht der Enquete-Kommission ,Schutz des Men-
schen und der Umwelt* des 13. Deutschen Bundestages- fing auch der Bodenschutzgedanke ganz
vielversprechend an, in der politischen Diskussion eine Rolle zu bekommen. Und in Sachsen hatte
das EGAB Anfang der neunziger Jahre gar den Bodenbelangen eine herausragende Stellung ver-
schafft.

Die immer heftigeren und regelmaRigen Uberschwemmungen (ich sage bewusst nicht Katastrophen)
durch die Flisse und gar Bache, das immer weitere Zurlickgehen der landwirtschaftlichen Nutzflache
und schlieBlich das Thema der sauren Bdden setzte die Diskussion in Gang. Trotzdem bedurfte es
Uber ein Jahrzehnt und mehrerer Referentenentwirfe, bis es nun 1998 zu einer gesetzlichen Rege-

lung gekommen ist.

Herausgekommen ist aber etwas ganz anderes als urspriinglich gedacht. Das Bundesbodenschutz-
gesetz schitzt Boden nicht als solchen sondern diesen lediglich in seinen Funktionen. Dabei wird u. a.
auch die Nutzungsfunktion ,Bauland®, die dem Boden eben immanent sei, als geschiitzte Funktion
genannt. Vor diesem Nutzungsanspruch schitzt das Bodenschutzrecht den Boden somit gerade nicht.
Dem Bodenverbrauch durch Versiegeln wird damit keine Regelung zuteil - vorsichtig gesagt. Das Bo-
denschutzgesetz hat damit die Quadratur des Kreises geschafft: gerade die Tatigkeit, die dem Boden
intensiv schadet, wird ausdricklich der Funktion des Bodens zugerechnet und damit seinem Schutz-

bereich entzogen.

Ubrig bleibt im Wesentlichen ein Altlastengesetz. Fiir die weitergehenden Regelungen wurde das Bild
von dem Ful} in der Tur kreiert, will heilsen, mehr muss ein anderer Gesetzgeber machen. Auf den

warten wir nun.

Das dies im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens gar nicht einmal so kritisch gesehen wurde, ist wohl
auch darauf zurlckzufuhren, dass die seinerzeitige Bundesregierung politisch erfolgreich eine be-

stimmte Strategie verkiindete. Die Problematik des Flachenverbrauchs solle gar nicht im Boden-
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schutzgesetz geregelt werden, da sie im Baugesetzbuch, im Zuge der Bauleitplanung bereits aufge-

griffen sei.

Dies ist im Ansatz sogar zutreffend. Denn mit § 1a BauGB wurde eine sog. Bodenschutzklausel auf-
genommen. Danach kommt dem Bodenschutz sogar die Stellung eines hervorgehobenen Belanges

ZU.

Allerdings ist dies, wie ich meine, ein Etikettenschwindel. Denn die Bodenschutzklausel gilt ja nur fur
die planerische Abwagung, also nur, wenn ein Bebauungsplan aufgestellt wird. Bereits bei den qualifi-
zierten Satzungen nach dem BauGB ist dies theoretisch strittig, praktisch zu Lasten des Bodenschut-
zes entschieden. Bekanntlicherweise findet aber die Gberwiegende Zahl baulicher Nutzungen auf3er-
halb von Bebauungsplanen statt. Da im Innenbereich haufig nicht einmal mehr baurechtliche Geneh-

migungsverfahren erforderlich sind, findet dort Bodenschutz gar nicht statt.

Dort, wo ein Planungsverfahren durchgefihrt wird, haben sich die Bodenbelange der Konkurrenz der
Ubrigen o6ffentlichen und privaten Belange zu stellen und immerhin ein gesteigertes Durchsetzungs-

vermdgen — theoretisch.

Dies bedeutet, dass im Planverfahren der Aspekt des Schutzes des Bodens mit aufgenommen wer-
den muss. Hierzu sind die Tatsachen zu ermitteln, zu bewerten und in die Abwagung einzustellen, die
den Boden betreffen. Wird dies nicht getan, weist das Verfahren ein Defizit auf. Und werden in der
Abwagung die -herausgehobenen- Belange des Bodenschutzes nicht angemessen behandelt, ist das

Ergebnis fehlerhaft. Beides fiihrt zur Nichtigkeit eines solchen Planes.

Schwachpunkt ist dabei vor allem die Abwagung durch die gemeindlichen Gremien. Hier missen sich
die Belange des Bodenschutzes durchsetzen. Und welche Gemeinde verzichtet schon auf die Aus-
weisung neuer Flachen oder nimmt eine Reduzierung der einmal in Aussicht genommen Flachen vor,
um der (rechtlichen) Bodenschutzklausel nachzukommen? Die Entscheidung ber die Bebauung einer
Flache ist im Allgemeinen bereits mit dem abstrakten Flachennutzungsplan gefallt. Und da fallt eine
fachliche Bewertung ohnehin noch sehr allgemein aus. Ob dort ein Gebiet fiir eine Bebauung vorge-
sehen wird, richtet sich nach der Bedarfseinschatzung der Gemeinde, deren Wachstumsvorstellungen
und den Winschen der drtlichen Grundeigentimer. Flachennachverdichtung im Bestand ist nur eine
Strategie zur besseren Auslastung der Infrastruktur und eventuell zur Baulandpreis-Steuerung. Bo-
denschutz spielt kaum eine Rolle. Also wird man alle Formulierungskunst aufwenden, um formal den
rechtlichen Anforderungen zu geniigen, ein Absehen von der Baulandausweisung bzw. dem Vorha-

ben aber vermeiden.
Aspekte des Bodenschutzes wirken sich dann durchaus schon mal in konkreten Festsetzungen Uber

Baudichte und Versiegelungsgrade aus. Als Instrument, den Flachenverbrauch einzuddmmen, halte

ich das BauGB flr ungeeignet.
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Wahrscheinlich wird insofern jedoch die reale Entwicklung groRere Anderungen zugunsten des Bo-
denschutzes mit sich bringen, als die Politische. Mit dem einsetzenden starken Bevdlkerungsriickgang
wird die Stadtentwicklung vor ganzlich neue Aufgaben gestellt. Nicht mehr Wachstum ist zu verteilen,
sondern des Schrumpfen der Gemeinde ist zu steuern. Im Zuge diese notwendigen Stadtumbaus —der
in den neuen Landern schon langst hatte eingeleitet werden mussen- wird Rickbau und Umnutzung
gefragt sein, nicht Neuausweisung. Dies allein schon um die vorhandene Infrastruktur am bezahlbaren

Leben zu erhalten.

Weitergehende Anforderungen zum Schutz des Bodens werden fir den Planungsprozess nicht the-

matisiert — anders als etwa fur die landwirtschaftliche Nutzung.

Hier setzt auch eine Kritik an den Vertretern des Bodenschutzes ein.

Bis heute fehlt es an einer Bewertungsmethode fiir Anforderungen an den Schutz von Boden. Weder
gibt es einen Stand der Wissenschaft noch gar irgendwelche rechtliche Regelungen. ,Rote Listen* wie
sie im Naturschutz einen Durchbruch gebracht haben, existieren fiir den Boden nicht. Statt mit einfach
zu handhabenden und zu verstehenden Anforderungen in die Diskussion zu gehen, wird versucht
mehr oder weniger komplexe Anforderungen zu formulieren. Aus diesem Grund fallt es auch leicht, in
jedem Abwagungsvorgang den Bodenschutz zwar anzusprechen, ihn aber im Ergebnis hintan zu stel-

len.
Andere Belange kdnnen dagegen mit anerkannten rechtlichen Regeln und meist konkreten Gutachten

in den Wettstreit gehen; Bodenschutz verharrt in allgemeinen Beschreibungen. So bleiben die Belan-

ge des Bodens bei Nutzungskonkurrenzen auf Dauer sicher nur zweiter oder dritter Sieger.
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Umweltqualitatsziele in der Raumplanung

Dr. Helmut Schlumprecht
Biro fir 6kologische Studien GdbR

Der Vortrag gibt einen Uberblick tiber die Aufgabenstellung des LfUG-Forschungsprojektes "Umwelt-
qualitatsziele in Raumordnungsplanen im Freistaat Sachsen", unter besonderer Berlicksichtigung des
Bodenschutzes. Das Forschungsprojekt hat die Aufgabe, die Umweltqualitatsziele in sachsischen
Raumordnungsplanen, v. a. dem Landesentwicklungsplan (LEP), zu analysieren, zu bilanzieren und
ihre Anwendung und Zielerreichung einzuschatzen. Hieraus sollen aus der Sicht des Umweltschutzes
letztlich Handlungsempfehlungen abgeleitet werden, die zu Vorschlagen fir verbesserte Zielformulie-
rungen fir den LEP fuhren. Umweltqualitatsziele fir den Bodenschutz sind ein wichtiger Bestandteil

dieser Vorschlage und werden hier naher ausgefihrt.

Die Raumplanung ist ein gesetzlich verankertes Planungsinstrument, das die unterschiedlichsten Nut-
zungsanspruche an den Raum abstimmen und koordinieren soll. Die Raumplanung enthalt eine Reihe
von Steuerungselementen fir den vorsorgenden Bodenschutz: Sie kann die kommunale Bauleitpla-
nung durch Festsetzungen lenken und die Siedlungsflachen-Ausdehnung durch Erhéhung des
Schutzstatus von Freirdumen begrenzen (EINIG 1999). Eine Lenkung der Siedlungsentwicklung ist
Uber die Festlegung zentraler Orte und Siedlungsschwerpunkte, von kleinrdumigen Siedlungsachsen

und von Vorranggebieten fiir Siedlungsentwicklung maéglich (EINIG 1999, FINKE et al. 2000).

Fasst man die nachhaltige Entwicklung der Umwelt als Ubergeordnetes Leitbild auf, das durch die
Novellierung des Bundes-Raumordnungsgesetzes (ROG) auch gesetzlich verankert wurde, so bedarf
dieses Leitbild einer Konkretisierung (vgl. Abb. 1). Hierzu sind rdumlich, sachlich und zeitlich konkrete
Umweltqualitatsziele erforderlich. Eine vorausschauende Umweltplanung beruht somit auf der schritt-
weisen Abfolge und Konkretisierung von Leitbild, Leitlinien, Umweltqualitatszielen (UQZ) und Umwelt-
qualitatsstandards (UQS) (vgl. Abb 1). Je klarer solche Umweltqualitatsziele sind, desto eher werden
sie auch von anderen Politikbereichen wahrgenommen und kénnen auch dort - zumindest teilweise -
umgesetzt werden (FINKE et al. 2000, HUBLER et al. 2000). Die Aufgaben von UQZ sind in Abb. 2 dar-
gestellt. Eine konsequente Orientierung der Umweltpolitik an konkreten, fachplanerischen oder raum-

ordnerischen Zielen kann somit die Erfolgsaussichten erhéhen.

Umweltqualitatsziele konnen dabei auf internationaler, nationaler oder landesweiter Ebene bestehen
und schrittweise verfeinert werden. Im Bereich des Bodenschutzes existieren neben dem Uberwie-
gend stofflich ausgerichteten Regelwerk des Bundesbodenschutzgesetzes und den Leitlinien des
Bodenschutzes in Sachsen (vgl. Abb. 3) auf nationaler Ebene auch UQZ oder Vorschlage zu nicht-
stofflichen Zielen (z. B. Flachenverbrauch, Zerschneidung), deren konkrete Umsetzung im Freistaat
Sachsen diskutiert werden sollte, insbesondere vor dem Hintergrund einer ungebremsten Flachenin-

anspruchnahme, die kinftig eher noch zunehmen wird (DOSCH & BECKMANN 1999).
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Aussagen des Landesentwicklungsplans von 1994 zum Bodenschutz sind derzeit auf mehrere Kapitel
verteilt, z. B. in den Kapiteln ,Problemgebiete Bergbau-Folgelandschaften®, ,Grundsatze zum Schutz
der naturlichen Lebensgrundlagen®, ,Bergbau und Abbau oberflaichennaher Rohstoffe* sowie , Techni-
scher Umweltschutz (Abfallwirtschaft, Behandlung und Ablagerung von Abfallen)®. Ein eigenstandiges
Kapitel Bodenschutz (vergleichbar zu Wasser oder Naturschutz) ist derzeit nicht vorhanden, wobei
dieser Mangel angesichts der Bedeutung des Bodenschutzes fiir eine nachhaltige Raumentwicklung
kiinftig Uberwunden werden sollte. Neben der bekannten Altlasten-Problematik ist in Sachsen eine
wesentlich starkere Berlcksichtigung des Bodenschutzes, auch und gerade im nicht-stofflichen Be-
reich, erforderlich: so werden in Sachsen 8,8 Hektar Boden pro Tag verbraucht (SMUL kompakt
1/2001), was 32,12 km? pro Jahr entspricht, und Uber 60 % der Ackerflache ist durch Wasser- und

Winderosion gefahrdet.

Nationale, quantifizierte Bodenschutz-Ziele zum Flachenverbrauch wurden aufgestellt

= von der Enquete-Kommission ,Schutz des Menschen und der Umwelt* des 13. Dt. Bundestages
(1998) hier wurde die Forderung erhoben, einerseits das Siedlungs- und Verkehrsflachenwachstum
bis 2010 auf 10 % der Zuwachse zurlckfihren, die im Durchschnitt von 1993 bis 1996 festgestellt
wurden, d. h. von ca. 120 ha pro Tag (BRD) auf 12 ha pro Tag (BRD) abzusenken, andererseits

langfristig ein vollstandiges Siedlungsflachenrecycling umzusetzen.

» vom Bundesumweltministerium im ,Entwurf eines umweltpolitischen Schwerpunktprogramms* (BMU
1998) wurde das Ziel aufgestellt, eine Absenkung von ca. 120 ha auf maximal 30 ha pro Tag (BRD)
bis zum Jahr 2020 und eine dauerhafte Entkoppelung der Flacheninanspruchnahme fiir Siedlung

und Verkehr vom wirtschaftlichen Wachstum zu erreichen.

Einzelne Schritte zur Verringerung der Flacheninanspruchnahme sind (BMU 1998):
= Foérderung flachensparender Raum- und Siedlungsstrukturen,

» Um- und Rickbau von nicht mehr bendétigten Siedlungsflachen und Infrastrukturanlagen durch

Ausrichtung der Bundes- und Landerférderprogramme auf das Ziel ,Rickbau / Entsiegelung®,
= Entwicklung und Renaturierung von Grinstlicken, Stralen und Stellplatzen,

= Uberfiihrung brachliegender Siedlungsflachen in eine erneute Nutzung.

Als hierfur erforderliche raumplanerische Malihahmen auf nationaler und angepasst auch auf der lan-
desweiten Ebene erscheinen einmal die Fortentwicklung und Verbesserung des Bodenschutzrechts
und untergesetzlicher Regelungswerke (u.a. mit dem Ziel einer Verbesserung des Flachenrecyclings
und der Anwendung der Ausgleichs-Eingriffs-Regelung fir Béden), zum anderen die Starkung des
Bodenschutzes in der Raumplanung. Hierzu kann die Ausweisung von besonderen Bodenschutzge-
bieten flr schutzwiirdige Boden (in LEP und Regionalplanen) als Vorrangflache und/oder Eignungs-
flache Bodenschutz dienen. Die Schutzwirdigkeit kann auf der Seltenheit von Béden (z. B. unterstiitzt
durch eine Bewertungshilfe in Form einer ,Rote Liste Béden Sachsens®), auf hoher Bodenfruchtbarkeit
oder der Archivfunktion von Béden beruhen.
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Wege zur Verringerung des ,Bodenverbrauchs® mit Hilfe der Raumplanung kénnen sein:
= die Ermittlung und Bewertung besonders schitzenswerter Béden,
= ihre Darstellung in Fachplanungen und in den Planungswerken der Raumordnung,

» der eindeutige Vorrang (in den Zielaussagen aller Raumplanungsebenen und der Bauleitplanung)

von Flachenrecycling industrieller und sonstiger Brachflachen vor neuer Flacheninanspruchnahme,
= die Ausrichtung der kommunalen Boden-Vorratspolitik an den Zielen des Flachenrecyclings,

= die Festsetzung von bodenspezifischen Ausgleichsmalinahmen im Bebauungsplan bei allen Vorha-

ben, die Auswirkungen auf natirliche Bodenfunktionen haben,

= die Uberprifung und Umschichtung von Férderinstrumentarien (v.a. fiir Wohnbauland-ErschlieBung,
Ausweisung von Gewerbeflachen, Strallenbau) mit dem Ziel der Minimierung des Landschafts-

verbrauchs,

» die ,Nachverdichtung“, das SchlieRen von Licken im Bestand und der Vorrang der In-

nenentwicklung vor der Au3enentwicklung von Siedlungen.

Eine Diskussion obiger nationaler Bodenschutzziele und ihre Umsetzung in Sachsen in ent-
sprechende kartografische Darstellung in Fachplanungen und in den Planungswerken der Raumord-
nung (im LEP, Regionalplan, landkreisbezogen oder in Regionalen Entwicklungskonzepten etc.) ist
anzustreben (FINKE et al. 2000). Das Flachenrecycling sollte ein vorrangiges Ziel in allen Uberdrtlichen
und kommunalen raumbedeutsamen Planungen sein. Die vorrangige Wiedernutzbarmachung indus-
trieller und sonstiger Brachflachen sollte durch eine entsprechende Ausrichtung bestehender Forder-
instrumentarien geférdert werden. Zudem sollte die Berlicksichtigung des Bodenschutzes in Bauleit-
planung, Flachennutzungsplanung und Bebauungsplanung massiv verstarkt werden (vgl. Abb. 4),
wobei der Flachennutzungsplanung eine zentrale Bedeutung zukommt. Eine Mdglichkeit hierzu kann
das Aufstellen von quantifizierten Reduktionszielen des Flachenverbrauchs oder die Einrichtung von
kommunalen oder regionalen Fldchen-Kompensationsmodellen (vgl. Raumordnungsverband Rhein-
Neckar) sein (HUBLER et al. 2000).
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qualitatszielen, Umwelthandlungszielen und Umweltindikatoren der Raum- und Siedlungsent-
wicklung. UBA-Texte 45/00. Berlin. 212 S.
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Umwelt-Leitbild:
allgemeine Zielvorstellung

Umwelt-Leitlinien: erste Operationalisierungsstufe des Leitbilds,
grobe Denk- und Handlungsmuster

Umwelt-Qualititsziele (UQZ):
erwiinschter Zustand der Umwelt, bezogen auf ein Schutzobjekt, d.h.

sachlich, raumlich und ggf. zeitlich definierte Qualitdten von Umweltzustéanden,
von Ressourcen, Potenzialen und Funktionen,
die konkret erhalten oder entwickelt werden sollen

Umwelt-Qualitatsstandards (UQS):
eindeutig festgelegte, quantifizierte und eindeutig messbare UQZ,
bezogen auf einen einzelnen Stoff, Bereich oder Parameter der Schutzgiiter

Abb. 1: Hierarchische Begriffswelt von Umwelt-Leitbild bis Umwelt-Qualitatsziel
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Aufgaben von Umwelt-Qualititszielen

2 Durchfiihrung von Bewertungen der Umwelt-Zusténde durch Soll-Ist-
Vergleiche

2 Umsetzung des Wissensstandes in die aktuelle Umweltpolitik

> Entwicklung von zielgerichteten Handlungsanweisungen als Konsequenz aus
den Bewertungen

> Hilfsmittel fiir sachliche und zeitliche Prioritdtensetzung,
> Schaffung politischer Akzeptanz,
> Erfolgskontrolle von durchgefiihrten MaBnahmen

UQZ miissen daher:

= hinsichtlich ihres Erfiillungsgrades tiberpriifbar sein,
2 konkret und moglichst quantifiziert sein,

= mit einer Benennung von Indikatoren verbunden sein.

Abb. 2: Aufgaben von Umweltqualitatszielen

Leitlinien des Bodenschutzes in Sachsen

Vorsorge

2 Vermeiden oder Vermindern von schadlichen Bodenveranderungen

> Standort- und umweltgerechte Landwirtschaft

2 naturnahe Waldbewirtschaftung

> Minimierung von Bodenbelastungen auf dem Niveau der regionalen Hintergrundwerte

Sparsamer und schonender Umgang mit dem Boden
2 Minimierung des Landverbrauchs und der Versiegelung

2 Wiedernutzbarmachung brachliegender Liegenschaften

> Sicherung von Bodenmaterial bei BaumafRnahmen

Schutz naturlicher Bodenfunktionen

> Eingriffe abwéagen

2 Beeintrachtigungen nach Méglichkeit kompensieren

= Einrichtung von Schutzgebieten fiir Béden besonderer Bedeutung

Rekultivierung / Renaturierung
> Festlegung von AusgleichsmaBnahmen zur angemessenen Rekultivierung/Renaturierung
> funktionsbezogene Wiederherstellung geschadigter Boden

Abb. 3: Leitlinien des Bodenschutzes in Sachsen
nach: LfUG: Materialien zum Bodenschutz 1/1997
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Bodenschutz in der Bauleitplanung

Vorsorgeauftrag der Bauleitplanung
2 Anwendung von Optimierungsgeboten und Umwidmungssperren

Bodenschutz im Flachennutzungsplan

> Grobsteuerung des Flachenverbrauchs: zentrale strategische Bedeutung fiir den vorsorgenden
Bodenschutz

> derzeit mangelnde Beriicksichtigung der Belange ,,Sicherung der Leistungsfahigkeit des
Naturhaushalts, Schutz der natiirlichen Bodenfunktionen*

> derzeit Diskrepanz zwischen rechtlicher Pflicht zur Beriicksichtigung von Umweltschutz- und
Bodenschutz-Belangen und tatsachlicher Abwéagung

Bodenschutz im Bebauungsplan
SFeinsteuerung der Bodeninanspruchnahme,
Stheoretisch: Moglichkeit zur Entsiegelung, jedoch kaum genutzt

Probleme

3Fehlen verbindlicher quantifizierter Reduktionsziele und Risikoprognosen

3Fehlen einer Risikoabschitzung der Versiegelungsfolgen

9Fehlen quantitativ verbindlicher Restriktion der Bodenversiegelung

2mangelnder Einfluss der liberértlichen Raumplanung zur Steuerung des Bodenverbrauchs

Abb. 4:

Bodenschutz in der Bauleitplanung
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Bodenschutz im Landschaftsplan

Prof. Dr. Gerhard Hahn-Herse
Technische Universitat Dresden, Institut fir Landschaftsarchitektur

Je nach Rechtslage in den einzelnen Bundeslandern hat der Bodenschutz variierende Auftrage bzw.
Zweckbestimmungen. Betont das Bundesnaturschutzgesetz die Produktionsfunktion (,... ein Verlust
seiner naturlichen Fruchtbarkeit ist zu vermeiden.“ - § 2, Abs. 1, Satz 4) so stellt das Sachsische Na-
turschutzgesetz heraus ,Béden sind so zu gestalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfillen
kénnen. Insbesondere sind schadigende Stoffeintrdge und Bodenerosionen zu vermeiden; die nattrli-
che Pflanzendecke ist zu sichern. Bei Bdden, deren natiirliche Pflanzendecke beseitigt wurde, ist fir
eine standortgerechte Vegetationsentwicklung zu sorgen“ - § 1, Satz 5. Da die Ziele und Grundsatze
des Bundesnaturschutzgesetzes unmittelbar fir alle Bundeslander gelten, besitzt der Bodenschutz in
der Landschaftsplanung des Freistaates Sachsen ein relativ breites Aufgabenspektrum, es ist sowohl

nutzungs- als auch schutzorientiert.

Neben diesen Rechtsgrundlagen ist die ortliche Landschaftsplanung auf die Anforderungen des Bau-
gesetzbuches auszurichten. § 1a verlangt, ,mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umge-
gangen werden, dabei sind Bodenversiegelungen auf das notwendige Mall zu begrenzen.“ - § 1a,
Abs. 1. Das ist eine recht allgemein gehaltene Formulierung, deren 6kologische Bedeutung erst aus

der Verkniupfung mit dem Naturschutz erwachst.

Aus der Einbindung in die Gesamtbetrachtung des Natur- bzw. Landschaftshaushaltes ergibt sich eine
Eingrenzung der Aufgabenstellung. Ubersetzt in die Fachsprache soll die Landschaftsplanung als

Qualitadten/Normen setzen und als umweltvorsorgende Aufgaben erfillen helfen:

1. Naturraumspezifische Vielfalt von Arten und Lebensgemeinschaften
Durch Erhaltung und Entwicklung von Gebieten und Einzelobjekten fir den Arten- und Biotop-

schutz sowie Erhaltung der typischen und/oder seltenen abiotischen Standortbedingungen.

2. Natur- und kulturraumtypische Landschaftsbilder sowie erlebnisreiche Landschaften und
Landschaftselemente fiir freiraumbezogene Erholungsformen
durch raumspezifische Entwicklung und Schutz z. B. vor Beeintrachtigungen wie Larm und Luft-

verunreinigungen.

3. Biologisch funktionsfiahige, unbelastete Boden
durch Sicherung und Férderung der natirlichen Vielfalt der Bodeneigenschaften und des Boden-

lebens sowie durch den Schutz belebter Béden vor Uberbauung, Erosion und Immissionen.

4. Funktionsfiahigkeit der Wasserkreislaufe
durch Sicherung und Wiederherstellung von unbeeintrachtigten Grund- und Oberflachengewas-

sern sowie von naturnahen FlieRgewassersystemen.
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5. Entlastungswirkung des Bioklimas und unbeeintrachtigte Luft
durch Schutz und Entwicklung von Frischluftentstehungsgebieten, Férderung von Luftaustausch-

prozessen, etc.

6. Larmfreiheit
durch Schutz des Menschen vor Larm in den Bereichen Wohnen, Arbeiten und Erholung und

Schutz der Lebensraume wildlebender Tiere vor Larm.

Hinzuzufligen ware — der neueren Entwicklung entsprechend — das Aufgabengebiet ,Historische Kul-

turlandschaft".

Dass damit Abgrenzungsprobleme einhergehen, ist offenkundig. Welches Wasser ist dem Wasser-
kreislauf zuzuordnen, welches dem Bodenwasserhaushalt? Uberlagerungen/Uberschneidungen sind
unvermeidbar und — in gewissem Malie — auch willkommen, weil mit dem Wechsel der Perspektive
(Bodenschutz — Wasserhaushalt) auch andere Erkenntnisse gewonnen werden kénnen. Im Ubrigen
gilt jedoch das Prinzip der Uberschneidungsfreiheit. Deshalb wird jedes Bodenschutzkonzept ein brei-
teres inhaltliches Spektrum aufweisen als der Beitrag Bodenschutz in einem Landschaftsplan. Zum
Beispiel wird im Landschaftsplan die Lebensraumfunktion der Boden fir Pflanzen und Tiere in der
Rubrik ,Arten- und Biotopschutz“ behandelt, wohl wissend, welche Rolle der Boden dabei spielt. Die in
einem Bodenschutzkonzept behandelte Archivfunktion hatte im Landschaftsplan in der Rubrik ,histori-
sche Kulturlandschaft® ihren Platz. Die Position des Bodenschutzes in einem Landschaftsplan spiegelt

die Ubersicht ,Erarbeitung des Landschaftsplan-Entwurfs“ wider.

Zwar ist dieser Beitrag ,Bodenschutz im Landschaftsplan® auf die sachsischen Verhaltnisse abgestellt.
Lehre an einer sachsischen Universitat mufd jedoch das bundesrepublikanische Spektrum beachten.
So unvollstandig sie aus der Sicht eines Bodenkundlers/-schitzers sein mag, sie lasst erkennen, dass
in den o6stlichen Bundeslandern, den jungen, die Informationsbasis fir eine planerische Behandlung
des Themas ,Boden® in der Form der MMK hervorragend ist, wenngleich noch nicht mastabsada-
quat. Denn Landschaftsplane werden auf der TK 10 erarbeitet. Der Vorteil wird an einem Blick auf die

Lage in Rheinland-Pfalz klar:

Die einzige flachendeckende Information ist dort die Bodenlbersichtskarte im Mafistab 1:250.000.
Man hat sich beholfen, indem landesweit eine Erhebung der heutigen potentiellen natiirlichen Vegeta-
tion als Gelandekartierung in Auftrag gegeben wurde, auf der Grundlage der TK 25, auf 1:10.000 ver-
gréRert. Aus dieser botanisch-pflanzensoziologischen Aufnahme des Standortes ist auf die Bodenver-

haltnisse riickzuschlieRen.

Lange kann daruber diskutiert werden, welche Funktionen dem Boden zugeordnet werden, z. B. ob
die Verdunstung und die in der Folge bioklimatisch bedeutsame Abkihlung dazugehdrt — oder auch
nicht. Fur jede Planung, auch jedes Bodenschutzkonzept, ist die Bewaltigung des Bewertungsprob-

lems von weitaus gréRerer Bedeutung. Sie gipfelt in den Fragen, welche Stoffbelastung ist tolerabel,
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welcher Bodenabtrag? Eine standardisierte Berechnung der Bodenabtrage durch Wind ist in der BRD
nicht moéglich. Die amerikanischen Methoden sind aufgrund von Systemdifferenzen nicht tGbertragbar.
Erkennen wir die in Mitteleuropa géngigen Methoden zur Bestimmung der Abtrédge durch Wasser an,

so bleiben als Bewertungsfragen offen:

= Wenn die Abtragsmengen in Tonnen pro Hektar und Jahr nicht genau ermittelbar sind — wieso kon-
nen dann die Grenzen, z. B. mit 7,5 und 15,0 und 30,0 prazise angegeben werden? Die Unscharfen
sind unubersehbar, warum werden nicht die der Abgrenzung erkannt? Hier handelt es sich nur um

ein Messproblem, noch nicht um ein Problem der Bewertung im eigentlichen Sinne.

» Bewerten setzt voraus, dass ein Mal3stab oder Mal3stdbe vorgegeben sind. Die Bewertungsproble-

me in Sachen Bodenschutz lassen sich auf die Frage reduzieren, wie viel Bodenabtrag ist tolerabel?

Ein Versuch der Beantwortung steckt in der Bestimmung der Bodenneubildungsrate. Die Forderung
lautet dann, es dirfe nur soviel abgetragen werden, wie neu gebildet wird. Die Messprobleme verhin-
dern bereits eine problemadaquate Lésung. Die Schatzung der Neubildungsrate ist nicht einfacher als
die des Abtrages. Unter dem Strich bedeutet das: Die Bodenkunde als Teil der naturwissenschaftli-
chen Disziplinen ist nicht in der Lage von sich aus Standards fir den Umgang mit dem Naturgut ,Bo-
den® vorzugeben, die in jedem Falle gelten. Sie hat sich in einem Landschaftsplan auf die konkreten
Gegebenheiten im Malstab 1:10.000 einzustellen, in einem bestimmten Planungsraum mit seinen

spezifischen Gegebenheiten.

Darlber hinaus und sozusagen entscheidend hat sich Bodenkunde/Bodenschutz darauf einzurichten,
dass Ziele und Grundsatze, Malistébe/Leitbilder zur Beurteilung aktueller und zuklnftiger Zustédnde
nur kooperativ mit den Planungsbeteiligten, d. h. mit Politik, Verwaltung und Bevdlkerung der Kommu-
ne aufstellen lassen. Landschaftsplanung, insbesondere auf der kommunalen Stufe ist nicht bloR Rin-
gen um Akzeptanz, sondern ist ein Teil der Demokratie. Bodenkundler und Bodenschutzer sollten sich

daran beteiligen.

Landschaftsplanung hat den Auftrag und bietet den beteiligten Disziplinen die Chance, die Fachpla-
nungsbeitrage zu bundeln und entscheidungswirksam fiir den gemeindlichen Entwicklungsprozess zu
machen. Von den Bodenkundlern/-schitzern erhoffen sich die Landschaftsplaner nicht langer bei der
Lésung von Bewertungs- und Entscheidungsproblemen allein gelassen zu werden. Mit anderen Wor-
ten: die Naturwissenschaften miissen sich dem umweltpolitischen Auftrag stellen und mit der Gesell-

schaft gemeinsam Leitbilder, Ziele und damit Bewertungsmalfstébe aufstellen und diskutieren.

Fir die ortliche Landschaftsplanung sind Aufgaben und Vorgehensweise problemadaquat dargestellt
(GERHARDS, Ivo: Der Beitrag des Landschaftsplans zum Bodenschutz — Erfahrungen aus der Pla-
nungspraxis. Berichte Bayerische Akademie flr Naturschutz und Landschaftspflege 22 (1998)). Die
Legenden machen die praktische Handhabung deutlich, zeigen aber auch die Notwendigkeit, die zahl-

reichen Uberschneidungen mit der Behandlung der anderen Naturglter zu beachten.
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Erarbeitung des Landschaftsplan-Entwurfs

1 Ermittlung der Rahmenbe-

dingungen, Ableitung bzw. Auf-

= Wasserhaushalt

» Klima / Luft

= Pflanzen- und Tierwelt
= Landschaftsbild

= Standortverhaltnisse

stellung  genereller  Bewer-
2 Bestandserfassung von Natur und Land- 3 Erfassung der Raumnutzungen ein-
schaft (problemorientiert, einschlieRlich ihrer schlieBlich ihrer historischen Entwicklung
historischen Entwicklung) und ihrer Auswirkungen auf
= geologischer Aufbau | Natur und Landschaft
= Relief = Wohnen
» Boden ¢ » Industrie / Gewerbe / Energie

= Verkehr

» Landwirtschaft / Fischerei
» Forstwirtschaft / Jagd

= Wasserwirtschaft

= Tourismus / Fremdenverkehr

5 Beurteilung der gegenwarti-
gen und zuklnftigen Leistungs-
fahigkeit des Naturhaushaltes

entsprechend gebietsspezifi-

scher Bewertungsmafstabe fur

gebnis

4 Darstellung der
Kulturlandschafts-

qualitaten als Er-

aus

Zusammenwirken

der natlrlichen und

dem

4—

6 Prognose der Auswirkungen
von absehbaren Nutzungen und
Vorhaben,

Herausarbeiten von Konflikten

= Wasserschutz
= Klimaausgleich / Immissionsschutz

= Erholung / Landschaftserleben

v

= Boden
= Gewasser
= Klima
<

= Erholung /  Landschafts-

erleben
7 Erarbeitung je eines
Entwicklungskonzeptes fur
» Bodenschutz

P

8

vorhandener und absehbarer Nutzungen

Beurteilung der Umweltvertraglichkeit

und Vorhaben, Vorschlage zur Vermeidung
von Umweltbeeintrachtigungen, Diskussion

von Standort- und Linienvarianten

v

v

9 Erarbeitung einer integrierten Entwicklungskonzeption mit Vorschlagen zu einem umweltvertraglichen
Flachennutzungsplan (gutachtlich, eigenstandig, jedoch unter Berticksichtigung der Entwicklungsvorstel-

lungen der Planungsbeteiligten), gegebenenfalls Vorschldge von Varianten zur Gesamt- und Einzelent-

Hahn-Herse, 1995
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Quelle: Gerhards, Ivo: Der Beitrag des Landschaftsplans zum Bodenschutz — Erfahrungen aus der
Planungspraxis; Sonderdruck aus Berichte der ANL 22 (1998), S. 123
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Quelle: Gerhards, Ivo: Der Beitrag des Landschaftsplans zum Bodenschutz — Erfahrungen aus der
Planungspraxis; Sonderdruck aus Berichte der ANL 22 (1998), S. 125
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£ Bezug zum Bodenschutz | Bodenschutz in Sachsen

Bodenbewertung

Dr. Wolfram D. Kneib

Biro fur Bodenbewertung, Kiel
Bernd Siemer

Sachsisches Landesamt fir Umwelt und Geologie

Der folgende Text ist eine Kurzfassung der Fachdokumentation Bodenschutz fir die Bewertung von

Bdden in Planungs- und Genehmigungsverfahren des Freistaates Sachsen.

Die Darstellung 1 gibt einen Uberblick (iber die gesamte Fachdokumentation.

Darstellung 1: Fachdokumentation Bodenschutz

1.  Vorbemerkung:

Anlass und grundlegende Uberlegungen

Zielsystem des
[ Bodenschutzes

[ Literaturauswahl Quellen
[ Karten und sonst. Vorinformatiop@n

] Allgemeine Definitionen

Definition der Schutx. Glossar
[0 kategorien

1] Schutzkriterien und Indikatofen

Festlegungen im LEP Sachsen
1] mit Bezug zum Bodenschutz

Zusammenfassende
Rechtsvorschriften mit Informationen zum

Verordnungen un Rechtliche Grundlagen -
[ Technische Regeln, ] Vorbemerkung

[ rechtlichen Regelun

Fundstellen der

) Fachinformationssystem Boden

[ Baurechtliches Genehmigungsverfahren

Anwendungsgebiet 4 -

Immissionsschutzrechtliches
L) Genehmigungsverfahren des Bodenschutzes in Genehmi-
Bergrechtliche 1) gungsverfahren - Vorbemerkung
Zulassungsverfahren
Aufsuchung und Gewinnun,

m

Agrarstrukturelle Vor- und
[ Entwicklungsplanun:

() Linienbestimmun
L) Raumordnungsverfahren
L1 Forstliche Rahmenplanul
Planfeststellungs- und %

Anwendungsgebiet 3 -

des Bodenschutzes in Fach-
m o planungen - Vorbemerkung

Plangenehmigungsverfahrg
8]

98]

Fachdokumentation Bodenschutz

nd Genehmigungsverfahren des Freistaates Sachsen
(Erarbeitung bfb Kiel im Auftrag des SLfUG)
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Anlass und technische Umsetzung

Mit der Verabschiedung des BBodSchG/V besteht fir die Bundeslander, Kreise und Gemeinden die
Verpflichtung, die darin verankerten Grundsatze des vor- und nachsorgenden Bodenschutzes umzu-
setzen, ohne dass ausreichend aufgearbeitete Klassifizierungs- und Bewertungssysteme fir die Bo-
denschutzplanung im Sinne des Gesetzes bestehen. Das Sachsische Landesamt fir Umwelt und
Geologie (LfUG) beauftragte deshalb das ,buro fir bodenbewertung,(bfb) aus Kiel mit der Erstellung
der folgenden praxisorientierten Fachdokumentation als einen ersten Schritt zur Konkretisierung des

gesetzlichen Auftrags.

Die Fachdokumentation wird in der Form eines Expertensystems erstellt, das sich dezentral direkt
installiert auf jedem Rechner und Uber das Internet nutzen lasst. Die Programmplattform ist ein Werk-
zeug der Metaplanung (,Mind Manager 4.0%), das es erlaubt, unterschiedlichste Fachinhalte Ubersicht-
lich darzustellen und es dem Nutzer gestattet, auf die von ihm gewilinschten Teilaspekte unmittelbar
und zugig zuzugreifen. Die Inhalte sind in der Volllizenz jederzeit korrigier-, erganzbar und um neue
Aspekte erweiterbar. In der kostenlosen Anwenderlizenz (,Mind Manager Viewer) ist das Experten-

system am Monitor zu nutzen und die Inhalte kdnnen ausgedruckt, aber nicht verandert werden.

Zielvorstellung, Bodenfunktionen und Leitbilder

1. Zielvorstellung dieser Fachdokumentation ist es nicht vornehmlich den bodenkundlich-fachlichen
Diskurs ber Bodenfunktionen zu initiieren, sondern fir die tagliche Planungspraxis im Boden-
schutz eine konkrete Hilfe zur Umsetzung anzubieten. Zielgruppe der Fachdokumentation sind die
exekutiv oder beratend wirkenden 6ffentlichen Institutionen und die zuarbeitenden Ingenieurbiros.
Fachliche Anwendungsgebiete sind die im Entwurf zum Leitfaden Bodenschutz (Anhang A) ge-
nannten gesetzlichen und untergesetzlichen Regelungen mit Relevanz im Bodenschutz. Raumli-
che Anwendungsgebiete sind durch die jeweilige Zustandigkeit bestimmt. Dort, wo die Regelun-
gen von BBodSchG/V radumlich gultig sind, gelten sie unmittelbar. In allen anderen Fallen mittelbar
- unabhangig ob weitere Leitbilder in den anderen Regelungen genannt sind oder nicht - sinnge-
maR oder zweckorientiert nach dem Bundesgesetz. Insofern kann es nicht vornehmlich um eine
Auswahl bestimmter Bodenfunktionen, sondern muss entscheidend um eine Setzung von Priorita-

ten gehen.

2. Bei der Bodenschutzplanung geht es zunachst um eine fachliche Klassifizierung und nachfolgend
eine Bewertung, die es der meist querschnittsorientierten Planung und den Planern erlaubt, die re-
levanten Befunde direkt zu verwenden. Dazu bedarf es nicht fachlicher Klassen in der Verbalisie-
rung “hoch oder tief” beziehungsweise “wenig oder viel’, sondern Wertungen wie “richtig oder
falsch” im Sinne der Leitbilder der Regelungen beziehungsweise “gut oder schlecht”. Das heil3t je-
doch, die meisten der bislang publizierten Vorschlage sind planerisch nicht direkt umsetzbar (zum
Beispiel Umweltministerium-BW.,1995 oder GRONGROFT et al, Umweltbehérde Hamburg, 1999).
Zielfihrend in diesem Sinne sind eher Ansatze zum Beispiel des Umlandverbandes Frankfurt
(12/1998).
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Die Konkretisierung der im BBodSchG formulierten Bodenfunktionen in diesem Sinne ist proble-

matisch:

= Der Boden als Lebensraum ist nicht an sich wertvoll oder wertlos, sondern nur zum Beispiel im
Zusammenhang mit einer bestimmten Artenzusammensetzung oder Sukzessionsfolge, einer
spezifischen Lagebeziehung oder bestimmten raumlichen Verbreitung oder Verteilung (oder

durch alles zusammen).

= Ebenso wenig ist es moglich, bestimmte Bdden an sich als wertvolle oder weniger wertvolle Be-
standteile des Naturhaushaltes zu bezeichnen, genauso wenig wie es gute oder schlechte Oko-

systeme gibt.

= Gleichermalien problematisch ist die planerische Umsetzbarkeit von Klassen des Filter- und
Puffervermdgens. Eine starke Pufferkapazitat kann aus Sicht des Schutzes von Bdden kontra-
produktiv sein, weil sie zu einer starkeren Ausnutzung seiner Belastbarkeit oder Belastung flihrt.
Eine geringe Puffer- oder Filterleistung halt den Boden mdéglicherweise von Belastungen frei,
kann aber unerwiinschte Folgen in benachbarten Kompartimenten des Okosystems oder Popu-

lationen verursachen. Vergleichbares gilt fur die Stoffumwandlungseigenschaften.

= Auch fur die rdumliche Konkretisierung von Archivfunktionen bedarf es zunéchst einmal konkre-

ter Leitbilder des Schutzes, um sie operationalisierbar auszuweisen.

= Bdden, gleich welcher Ausstattung, erfiillen zunachst grundsatzlich alle diese genannten Funk-
tionen. Das heilt jedoch, hieraus leitet sich kein bestimmter Schutzauftrag ab, wenn man nicht

Leitbilder formuliert, die eine Differenzierung erlauben.

= Trotz einiger Glossarien zur Begrifflichkeit in verschiedenen Veroéffentlichungen gibt es bislang

fur viele standig benutzte Begriffe keine eindeutigen Definitionen.

Demgegeniber lassen sich bestimmte Nutzungsfunktionen relativ leicht mit Anforderungen an die
Bdden (und Leitbildern) verknlipfen und unter diesem Blickwinkel optimieren und rdumlich darstel-

len.

In der Konsequenz bedeutet dies, dass eine Umsetzung des Bodenschutzes im Sinne des
BBodSchG und der fachlichen Anwendungsgebiete insbesondere in der Vorsorge zunachst eine
Konkretisierung der jeweiligen Leitbilder erfordert, zum Beispiel Uber eine Optimierung der mit der
jeweiligen Planung verbundenen Eingriffsfolgen (z.B. der Minimierung negativer Auswirkungen
und Maximierung positiver Auswirkungen von Abtrag, Auftrag, Eintrag, Austrag, Einmischung,
Durchmischung, Versiegelung, Entwasserung, Bewasserung usw.) oder durch praktikable funkti-
onsorientierte Mallnahmenkataloge, die sich an den Instrumentarien der jeweiligen gesetzlichen
und untergesetzlichen Regelungen orientieren z. B. durch Schutz, Pflege und Entwicklung (fir
beide Vorgehensweisen gibt es beim bfb und seiner Tochterfirma BSD GmbH diverse praktische

Beispiele in Vorhaben und Studien, siehe Literaturliste).
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Das ubergeordnete Leitbild im Gesetz ist es, schadliche Bodenveranderungen zu vermeiden und da-

mit eine nachhaltige Sicherung der Leistungsfahigkeit der Boden sicherzustellen.

Da die Feststellung einer unerwinschten Veranderung stets erforderlich macht, den erwunschten
Ausgangsstatus zu kennen, stellt diese Frage in Bezug auf den Boden den entscheidenden Teil einer
Diskussion Uber die Leitbilder (Qualitats- und Handlungsziele) und gleichzeitig tiber die Bezugspunkte

einer Ausweisung von Vorranggebieten des Bodenschutzes dar.

Wenn man bezuglich der genannten naturlichen Funktionen davon ausgeht, dass ein Boden, der sich
im vom Menschen weitgehend ungestorten Zustand entwickelt hat, das Ergebnis einer moglicherwei-
se Uber Jahrtausende abgelaufenen Bodenbildung ist, dann stellt er mit seinem spezifischen Stoffbe-
stand, seiner individuellen Stoffanordnung, seinem speziellen biotischen Besatz und seinen daraus
resultierenden Potentialen und Funktionen in dieser offensichtlich weitgehend stabilen Auspragung

einen nicht kurzfristig wiederherstellbaren Teil des Okosystems dar.

Wenn man dariber hinaus davon ausgeht, dass wir aufgrund unserer bisherigen Kenntnisse tber die
Gesamtfunktion von Béden im Okosystem nicht in der Lage sind, das AusmaR des Schadens von
Eingriffen tatsachlich anzugeben, ist jede Veranderung des naturnahen Zustands als in ihren Risiken
derzeit nicht abschatzbar anzusehen, dies gilt regional und mehr noch global.

Daraus folgt, dass es ein wesentliches Leitbild (oder Handlungsziel) im Sinne des Gesetzes sein
muss, die Erhaltung der Naturnahe oder Intaktheit von Boden als wichtiges Schutzkriterium einzuflih-

ren und daraus ergibt sich die Formulierung der wichtigsten Leitbilder wie folgt:

= Bewahrung naturnaher Béden und

= Verminderung oder Vermeidung von Bodenveranderungen, die nicht einer standortgemafen Ent-
wicklung entsprechen und damit die Bewahrung wichtiger naturlicher Funktionen des Bodens im Na-

turhaushalt.

Zusatzlich erfordert das Gesetz:
= Die Erhaltung von nattrlichen Bodenfunktionen, die dem Schutz des Grundwassers dienen und

= die langfristige Sicherung von Nutzungsfunktionen unter Beachtung der spezifischen Bodenvertrag-
lichkeit unter weitgehender Minimierung der Geféahrdung der natirlichen Funktionen,

= die Umsetzung einer guten fachlichen Praxis im Sinne einer bodenerhaltenden, bodenvertraglichen
Nutzung in der Landwirtschaft, sowie insbesondere die Minderung der schadlichen Bodenverande-

rung durch Bodenerosion und weitgehend detailliert durch die Verordnung, BBodSchV.

= Die Verhinderung der von stofflichen Bodenbelastungen ausgehenden Gefahrdung der Gesundheit

von Mensch und Tier.
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Diese Leitbilder lassen sich nach Bedarf weiter verallgemeinern oder differenzieren.
Weiter verallgemeinert wirden die beiden erstgenannten Leitbilder lauten: Bewahrung naturnaher
Standorte.

Weiter differenziert als Leitbild kdbnnte man formulieren: Erhaltung eines natirlichen Stoffbestands und

der Stoffanordnung, des natirlichen Bodenwasserhaushalts und biotischen Besatzes.

Ferner kann man Prioritaten setzen, in dem man schutzgutorientiert eine Auswahl trifft, z.B. nur die
Erhaltung des Stoffbestands, aber nicht der Stoffanordnung des Oberbodens. Darlber hinaus kann
man an einem konkreten Handlungsziel orientiert formulieren: Es ist kein Eingriff in den Boden erlaubt
(kein Abtrag, Auftrag oder Eintrag), das heif3t, die Bewertung wird sogleich in Mallhahmen umformu-
liert.

Wenn man letztere Strategie verfolgt, ist die Einfiihrung von Schutzkategorien hilfreich, die die Art und

die Dringlichkeit der SchutzmalRnahmen charakterisieren.

Schutzkriterien, die als Boden- oder Standortmerkmale das jeweilige Leitbild oder Handlungsziel kon-

kretisieren, sind in jedem Fall erforderlich.

Ebenso wichtig ist es, ein Verfahren zur Bewertung der Folgen von Eingriffen vorzulegen, damit die-

ses zentrale Schutzkriterium der natiirlichen Bodenfunktionen operationalisierbar wird.
Die Schutzkategorien und Schutzkriterien sind im Glossar (Kapitel 12) dokumentiert und definiert.

Entscheidend fir die Einschatzung der Erheblichkeit ist, inwieweit schutzwiirdige Béden verlustig ge-
hen oder beeintrachtigt werden oder ob sich die Schutzbedirftigkeit von Béden und Standorten durch
die geplanten Eingriffe oder die von ihnen ausgehenden Risiken durch Folgebelastungen unmittelbar

oder indirekt erhoht oder vermindert.

Die Erheblichkeit der Eingriffsfolgen ist bezogen auf die zentralen Bodenfunktionen aus der Tabelle
der Eingriffsfolgen (siche Methodenauswahl Kapitel 4.2) und der darauf basierenden Ableitung der

Klassen ableitbar.

2. Zielsystem des Bodenschutzes

Das Zielsystem des Bodenschutzes im Sinne BBodSchG/V mit einer hierarchischen und zuneh-
menden Detaillierung und damit fir entsprechende, unterschiedliche Mafistabsbereiche umsetzbar, ist

in der Tabelle 1 zusammengefasst.

Das zentrale Leitbild (Oberziel) und die Leitbilder 1. Ordnung (Hauptziele) sowie 2. Ordnung sind vor-
nehmlich auf der Ubersichtsebene (< 1:100.000) und der mittelmaRstébigen Ebene (1:100.000 bis
etwa 1:25.000) zu realisieren, die Leitbilder 3. Ordnung werden wegen des zunehmenden Detaillie-
rungsgrades und der damit erwartbaren kleinrdumigen Variabilitdt und der differenzierten Datenanfor-

derungen vornehmlich groBmaRstabig (also >1:25.000 bis 1:10.000) umgesetzt werden kénnen. Wei-
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tere kleinrdumige Planungen zur Umsetzung von lokalen Bodenschutzaspekten Uber die Leitbilder der
4. Ordnung erfordern Detailmal3stédbe von >1:10.000.

Damit ergeben sich vier MaRRstabsbereiche und Ebenen der Betrachtungsweise:

Die libersichts- und mittelmal3stébige sowie grol3- und detailmal3stdbige Ebene der Bearbeitung und

Planung.

Allerdings ist anzumerken, dass auch Leitbilder héherer Ordnung fir gréRere Rdume bearbeitet wer-
den kénnen, wenn die notwendigen Daten digital vorliegen, eine Aggregierung und Generalisierung

automatisiert (Uber die EDV) moglich ist und damit eine Verarbeitung zeit- und kostengunstig bleibt.

Da das System hierarchisch aufgebaut ist, gelten die Wertsetzungen der jeweils voranstehenden Ord-
nung auch fir die nachfolgende, zum Beispiel 1111 steht fir die nachhaltige Erhaltung natrlicher
Bodenfunktionen als naturnaher und vielfaltiger Lebensraum durch Erhaltung naturlicher standorttypi-
scher Ausstattung.

Zentrales Leitbild Indikatoren der Abweichung vom Leitbild/ Erful-
Leitbilder 1. und 2. Ordnung

Oberziel 1000 (Zentrales Leitbild) Nachhaltige Erhaltung der Leistungsfahigkeit der Boden

Hauptziel 1100 (Leitbild 1. Ordnung.) Nachhalti-
ge Erhaltung natiirlicher Bodenfunktionen des
Standorts ...

Verhaltnis der Erhaltungsflachen/ Pflegeflachen/
Wiederherstellungsflachen im Planungsraum

1110 (Leitbild 2. Ordnung) als naturnaher und

vielfaltiger Lebensraum Naturndhe und Vielfalt

1120 als naturnaher und vielfaltiger Wasser- und

Stoffkreislauf Naturnahe und Vielfalt

1130 als naturnahes und vielfaltiges Abbau-, Aus-

gleichs- und Aufbaumedium Naturndhe und Vielfalt

1140 als natur-historisches Archiv Naturnahe

Verhaltnis der terrestrischen zu den hydromor-
phen Béden und der Zustandsstufen im Pla-
nungsraum

Hauptziel 1200 Nachhaltige Erhaltung von
Nutzungsfunktionen als Standort ...

1210 der landwirtschaftlichen Pflanzenproduktion | Vorratstyp

1220 der forstwirtschaftlichen Pflanzenproduktion | Vorratstyp

Besonderheit als archaologischer Informations-

1230 eines kulturhistorischen Archivs .
trager

1240 fur Siedlungstatigkeit (Wohnen, Verkehr) Potential tragfahiger Béden

- 66 -



Zentrales Leitbild
Leitbilder 1. und 2. Ordnung

Indikatoren der Abweichung vom Leitbild/ Erfil-
g des Leitbilds (ausgewahlte Beispiele)

1250 fir Rohstoffgewinnung im Tagebau

Rohstoffpotential

1260 flr sonstige wirtschaftliche Nutzungen

Potential tragfahiger Boden

Hauptziel 1300 Nachhaltige Vermeidung
schadlicher Bodenveranderungen ...

Nutzungswandel, Eingriffsfolgen

1310 durch stoffliche Belastungen

Akkumulationspotential, Hintergrundwerte

1320 durch nicht-stoffliche Belastungen

Eingriffsfolgen

Hauptziel 1400

Nachhaltiger Schutz des Grundwassers ...

Nutzungswandel

1410 vor stofflichen Eintragen

Eingriffsfolgen, Typen des oberflachennahen
Bodenwasserhaushalts

1420 vor einer Minderung der Vorrate

Grundwasserneubildung

Tabelle 1: Ober-/ Hauptziele - Leitbilder 1. und 2. Ordnung des Zielsystems

Zentrales Leitbild

Leitbilder 1. und 2. Ordnung

Leitbild 3. Ordnung
Qualitats-/Handlungsziel

(Schutzkategorie)

Leitbild 4. Ord- | Indikatoren der Abwei-
le, lokale lung des Leitbilds (aus-
Aspekte) gewahlte Beispiele)

Oberziel 1000 (Zentrales Leitbild) Nachhaltige Erhaltung der Leistungsfahigkeit der Boden

Hauptziel 1100

(Leitbild 1. Ordnung.) Nach-
haltige Erhaltung natiirli-
cher Bodenfunktionen des

Verhaltnis der Erhal-
tungsflachen/ Pflegefla-
chen/ Wiederherstel-
lungsflachen im Pla-

Standorts ... nungsraum
1110 Naturndhe
(Leitbild 2. Ordnung) und Vielfalt
als naturnaher und vielfaltiger
Lebensraum
1111 durch Erhaltung Intaktheit ,
naturlicher, standort- Eingriffsfolgen

typischer Ausstattung
(schutzwiirdig)
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Zentrales Leitbild Leitbild 3. Ordnung Leitbild 4. Ord- | Indikatoren der Abwei-
nung (optiona- | chung vom Leitbild/ Erfal-
le, lokale lung des Leitbilds (aus-
(Schutzkategorie) gewahlte Beispiele)
1112 durch Erhaltung Qualitative Besonderheit
seltener oder wie Monofunktionalitat
charakteristischer oder Multifunktionalitat
naturlicher stand-
orttypischer Dynamik
{schutzwirdig)

1112 a,b,c... lokale bodentypologische

durch Erhaltung

Besonderheit

1120 als naturnaher und Naturndhe
vielfaltiger Wasser- und und Vielfalt
Stoffkreislauf
1121 durch Erhaltung Intaktheit,
naturlicher standort- Eingriffsfolgen

typischer Wirksamkeit
(schutzwiirdig)

1122 durch Erhaltung
seltener oder charakte-
ristischer naturlicher
Ausstattung (schutzwdr-

dig)

Qualitative Besonderheit
wie Monofunktionalitat
oder Multifunktionalitat

Tabelle 2: Hierarchie der Leitbilder/ Bodenfunktionen, Schutzkategorien und Indikatoren

(Ausschnitt aus der Gesamttabelle)

3. Vorschlag zur generellen methodischen Umsetzung (Erfassung, Klassifizierung,

Bewertung der Indikatoren)

Diese Tabelle gibt in der Langfassung eine beispielhafte Ubersicht, wie die im Zielsystem des Boden-

schutzes formulierten Leitbilder Gber die Erfassung, Klassifizierung und Bewertung der Schutzkriterien

und Indikatoren generell methodisch umgesetzt werden kdnnten.

Die fachliche Klassifizierung und planerische Bewertung im Sinne der Standardanforderungen ist zu-

nachst jeweils nur fir den jeweiligen Planungsraum maoglich. Das heifdt, es kann nur in einer relativen

Bewertungsskala klassifiziert, bewertet und argumentiert werden. Aus diesem Grunde ist es sinnvoll,

die Hierarchie vom jeweils gré3ten Planungsraum und der allgemeinen Planungsebene her zu den

kleineren Raumen mit den detaillierteren Anforderungen hin aufzubauen.
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4. Konkretes methodisches Konzept

4.1 Methodenvorschlag fiir den Freistaat Sachsen
Leitbil M
eitbilder Indikatoren (Parameter in der Methoden- ot Eingangsdaten
(s. Tab. 1) Nr.
bank)
Landesboden- Untergesetzliche Regelungen M1000 siehe dort
1000 schutzgesetz zum Bodenschutz
(SachsABG)
1100 Uberformungsgrad | Nutzung LFUG-Methodenbank M1100 Realnutzungsty-
Natiirliche (KU.LTUR,. VERSIEGELUNG) p.en (NT)
Funktionen Dreiecksdiagramm % der Erhal- siehe
tungsflachen/ Pflege- / Ent- Methodenausw./ -
wicklungs- bzw. Wiederherstel- bank
lungsflachen im Planungsraum
1110 Naturndhe Auswertung vorhandener Karten | M1110-1 | einfache Nut-
Eingriffsfolgenklasse zungstypen (NT)/
-wandeltypen
(NwT)
s. Methodenaus-
wahl
1110 Vielfalt Auswertung vorhandener Karten | M1110-2 | Einfache
Dreiecksdiagramm Bodenformen
Sauregrad und Eutrophie siehe Methoden-
auswahl
1111 Intaktheit Auswertung vorhandener Karten | M1111 komplexe Nut-
Nutzung LfUG-Methodenbank zungstypen (NT)/
(KULTUR, VERSIEGELUNG) -wandeltypen
Eingriffsfolgenklasse (NwT) s. Metho-
denausw./ -bank
Tabelle 3: Konkrete methodische Umsetzung der Leitbilder des Bodenschutzes fur den
Freistaat Sachsen (Ausschnitt aus der Gesamttabelle)
4.2 Methodenauswahl

Die Langfassung enthalt eine ausfuhrliche Dokumentation ausgewahlter Methoden.

Als Beispiel wird hier die Tabelle der Bewertung der Eingriffsfolgen und das Diagramm zur Bestim-

mung der Dringlichkeit der Schutzwirdigkeit von Béden vorgestellt.
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Intensitat der Belastungen und

Gewichtungsfaktoren

Eingriffe Abk. )* Funktionen
Degradationen
BBodSchG
N. |LF.| S. R.
Abtrag mit Grundwasser- AbmG | Stufe 1 humoser Oberboden bis
Absenkung Stufe 5 Abbau von Pedotop und 5| 4 0 -1
Lithotop
Abtrag ohne Grundwasser- |AboG | Stufe 1 Mutterboden bis Stufe 5
Absenkung Abbau von Pedotop und Teilen -4 -3 -2 -3
des Lithotop
Abtrag von Schadstof- AbSF | Stufe 1 <2dm bis Stufe 5 >20dm +4 | +3 | +4 +4
fen/Fremdstoffen
Abbau v. Schadstoffen in AbbS Stufe 1 sehr viel bis Stufe 5sehr | +3 | +4 | +5 +2
situ wenig
Auftrag von Fremdstoffen AuvF Stufe 1 <2dm bis Stufe 5 >20dm -5 | -5 -5 -4
Auftrag von Litho-Substraten | AuvS Stufe 1 <2dm bis Stufe 5 >20dm 3 | 2 2 3
(Unterbdden)
Auftrag von Pedo- AuvB | Stufe 1 <2dm bis Stufe 5 >20dm
Substraten 3| 1 -2 -3
(Oberbdden)
Auftrag von humosem Ober- | AuvO | Stufe 1 <2dm bis Stufe 5 >20dm 4 | 42 0 2
boden (Mutterboden)
Auftrag von Komposten und | AuvK | Stufe 1 <2dm bis Stufe 5 >20dm | o | +1 0 -2
Mulch
Versiegelung der Oberflache | VedO | Stufe 1 durchléssig bis Stufe 5 4 | -4 0 -4
undurchlassig
Versiegelung unter Flur VeuF | Stufe 1 mit geringem kulturfahi-
gem Auftrag bis Stufe 5 mit 3| 2 0 -4
machtigem A.
Entsiegelung der Oberfl./u. | EnO/U | Stufe 1 vollsténdig bis Stufe 5 +5 | +4 | +3 | +3
Flur wenig
Einmischung von minerali- | EivmF | Stufe 1 sehr wenig und
schen Fremdmaterialien flachgriindig bis Stufe 5 sehr viel 3| -3 2 -2
und tiefgriindig
Einmischung von organi- EivoF | Stufe 1 sehr wenig und
schen Fremdmaterialien flachgriindig bis Stufe 5 sehr viel 3] -2 2 -3
und tiefgriindig
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Intensitat der Belastungen und

Gewichtungsfaktoren

Eingriffe Abk. )* Funktionen
Degradationen
BBodSchG
N. |LF.| S. R.
Einmischung von minerali- | EivmB | Stufe 1 sehr wenig und
schen Bodenmaterialien flachgriindig bis Stufe 5 sehr viel -2 0 0 -1
und tiefgriindig
Einmischung von organi- EivoB | Stufe 1 sehr wenig und
schen Bodenmaterialien flachgriindig bis Stufe 5 sehrviel | 2 | ¥2 | 0 | -2
und tiefgriindig
Durchmischung des Bodens | DudB | Stufe 1 sehr wenig und
flachgriindig bis Stufe 5 sehrviel | 2 | 0 | 0 | -1
und tiefgrindig
Verdichtung des Bodens VddB | Stufe 1 sehr schwach bis Stufe5 | o | o 0 -1
sehr stark
Eintrag von Schadstoffen EtvS Stufe 1 sehr geringe Raten bis 4 | -5 5 -4
Stufe 5 sehr hohe Raten
Eintrag von Fremdstoffen EtvF Stufe 1 sehr geringe Raten bis 3| -2 -4 3
Stufe 5 sehr hohe Raten
Eintrag von bodeneigenen | EtvB Stufe 1 sehr geringe Raten bis -2 0 0 -2
Stoffen Stufe 5 sehr hohe Raten
Eintrag von Wirtschafts- EtvD Stufe 1 gemaf Entzug bis Stufe 5 S1
Diingemitteln Entzug + standortgem. Austrag+ 5 | +5 4 2
X
-3
Stufe 1 sehr flachgriindig bis
Sfariindi 3 | 42| 43 | +3
tuf hr tief
Entwéasserung des Bodens | EndB Stufe 5 sehr tiefgrindig
S::\freir:t(\a/\r/:as?\llg intensiv bis Stufe 5 2 | +2| 3 3
Bewasserung des Bodens BedB
Reduzierung der Pflanzen- |RedP | Stufe 1 sehr kurzfristig bis Stufe 5| _4 | .2 | +1 +1
decke (Schwarzbrache) sehr langfristig

Tabelle 4: Konzept zur Bewertung der Folgen von Eingriffen (BSD GmbH, 2000a und b)

)* Zu den Gewichtungsfaktoren sind folgende Erlduterungen zu machen:
Die Eingriffe kdbnnen sich negativ oder positiv auswirken. Die Art der Auswirkungen ist abhangig von der betrach-

teten Funktion.

Unterschiedlich zu beurteilen sind von den im BBodSchG genannten Funktionen die natlrlichen und
die Naturarchivfunktion (N), die Funktion fir die land- und forstwirtschaftliche Nutzung (LF), die fir
Siedlungszwecke, Erholung und sonstige Nutzungen (S) und die als Rohstofflagerstatte (R). Die Ein-

griffe sind unterschiedlich negativ zu gewichten und manche Nutzungen sind gegeniiber bestimmten
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Eingriffen indifferent (Gewichtungsfaktor 0), andere positiv zu beurteilen. Bei Eintrag von Wirtschafts-

dingern z. B. wird nur der Ausgleich des Entzugs (Stufe 1= Faktor +5) positiv beurteilt.

Zur Bestimmung der Dringlichkeit des Schutzes der Naturndhe in einem Planungsraum wird das fol-

gende Dreiecksdiagramm vorgeschlagen.

Entwicklung/ Wiederherstellung

90
80
70

60

50

40

30

20

10

0%

0% 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100%

Erhaltung

Darstellung 2: Dreiecksdiagramm zur Bestimmung der Dringlichkeit des Schutzes der

Naturndhe in einem Planungsraum

Erlauterung: Dringlichkeit zum Bodenschutz

1 = sehr hoch, 2 = hoch, 3 = indifferent (Einzelfallprifung)

Erhaltung definiert Giber den Prozentanteil schutzwirdiger Flachen,
Pflege definiert Gber den Prozentanteil schutzbedurftiger Flachen und
Entwicklung definiert Gber den Prozentanteil an Verlustflachen

(Datengrundlage sind die Nutzungswandeltypen)
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5. Anwendungsgebiet 1 - Instrumente zur Umsetzung von Bodenschutzanforderun-

gen in Planungs- und Genehmigungsverfahren (in Anlehnung an Leitfaden

Bodenschutz)

Zur Veranschaulichung der Umsetzung der Leitbilder werden aus den Kapiteln 5-8 folgende Beispiele

ausgewahilt.

5.4 Landschaftsrahmenplan

Verfahren Landschaftsrahmenplan (§ 5 BNatSchG i.V.m. § 6 Abs. 1 Sachs-
NatSchG)

Zustandigkeit Trager der Regionalplanung (§ 6 Abs. 1 SachsNatSchG); dies sind

in Sachsen die Regionalen Planungsverbande (§ 7i.V.m. § 19
SachsLPIG.

Bevorzugte Leitbilder
(Mal3stabsbereich)

Hauptziele 1100, 1300, 1400 und partiell deren Leitbilder zweiter
Ordnung (mittelmafRstabig)

Wichtige Indikatoren der Erfll-
lung oder Stérung der Leitbilder

Naturnahe, Vielfalt, Intaktheit, Besonderheit, Degradations- und
Belastungsrisiken, Grundwasserneubildung

Spezielle Mallhahmen zur
Erreichung der Ziele (Beispiele)

Schutz, Pflege, Entwicklung/ Wiederherstellung schutzwurdiger und
schutzbediirftiger, sowie degradationsanfalliger und belasteter
Standorte

Indikatoren der Erreichung der

Ziele (Beispiele)

Zunahme der Qualitat oder Flachenanteile

5.5 Landschaftsplan
Verfahren Landschaftsplan (§ 6 BNatSchG i.V.m. § 7 Abs. 1 SachsNatSchG)
Zustandigkeit Gemeinde (§ 7 Abs. 1 SachsNatSchG).

Bevorzugte Leitbilder
(MaRstabsbereich)

Hauptziele 1100, 1300, 1400, deren Leitbilder zweiter und partiell
dritter Ordnung (grolAmafstabig)

Wichtige Indikatoren der Erfiil-
lung oder Stdrung der Leitbilder

Naturnahe, Vielfalt, Intaktheit, Besonderheit, Degradations- und
Belastungsrisiken, Grundwasserneubildung

Spezielle Mallnahmen zur
Erreichung der Ziele (Beispiele)

Schutz, Pflege, Entwicklung/ Wiederherstellung schutzwirdiger und
schutzbediirftiger, sowie degradationsanfalliger und belasteter
Standorte

Indikatoren der Erreichung der
Ziele (Beispiele)

Zunahme der Qualitat oder Flachenanteile
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5.6 Griinordnungsplan

Verfahren Grinordnungsplan (§ 6 BNatSchG i.V.m. § 7 Abs. 2 Sachs-
NatSchG)

Zustandigkeit Gemeinde (§ 7 Abs. 2 SachsNatSchG).

Bevorzugte Leitbilder | Hauptziele 1100, 1300, 1400, deren Leitbilder dritter und optional

(Mal3stabsbereich) vierter Ordnung (groR3- bis detailmafistabig )

Wichtige Indikatoren der Erfll-
lung oder Stérung der Leitbilder

Naturnahe, Vielfalt, Intaktheit, Besonderheit, Degradations- und
Belastungsrisiken, Grundwasserneubildung

Spezielle Mallnahmen  zur
Erreichung der Ziele (Beispiele)

Schutz, Pflege, Entwicklung/ Wiederherstellung schutzwirdiger und
schutzbedurftiger, sowie degradationsanfalliger und belasteter
Standorte

Indikatoren der Erreichung der
Ziele (Beispiele)

Zunahme der Qualitat oder Flachenanteile

6. Anwendungsgebiet 2 — Beriicksichtigung von Belangen des Bodenschutzes in

rdaumlichen Planungen (in Anlehnung an Leitfaden Bodenschutz)

6.1 Regionalplanung
Verfahren Regionalplan (§ 9 ROG i.V.m. §§ 6 ff. SachsLPIG)
Zustandigkeit Regionale Planungsverbande (§ 7 i.V.m. § 19 SachsLPIG); diese

bedienen sich bei Ausarbeitung der Plane der Regionalen Pla-
nungsstellen bei den Staatlichen Umweltfachdmtern (§ 7 i.V.m. § 24
SachsLPIG).

Bevorzugte Leitbilder
(Mal3stabsbereich)

Hauptziele 1100, 1200, 1300, 1400 sowie 1140 und 1240
(Ubersichts- bis mittelmalstabig)

Wichtige Indikatoren der Erfil-
lung oder Storung der Leitbilder

Naturnahe, Bodeneignung, Eingriffsfolgen

Spezielle Mallnahmen zur

Erreichung der Ziele (Beispiele)

fachliche Abwagung und eindeutige Setzung von Prioritaten ent-
sprechend dem zentralen Leitbild

Ausweisung von Vorrangflachen des Bodenschutzes

Indikatoren der Erreichung der
Ziele (Beispiele)

Anteil Erhaltungsflachen, nachhaltige Nutzung, Minimierung schad-
licher Bodenveranderungen
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6.2 Fldchennutzungsplan

Verfahren Flachennutzungsplan (§ 1 Abs. 2 BauGB)

Zustandigkeit Gemeinde (§ 1 Abs. 3 BauGB).

Bevorzugte Leitbilder | Hauptziele 1100, 1200, 1300, 1400, alle Leitbilder zweiter und par-
(Mal3stabsbereich) tiell dritter Ordnung (mittel- bis gromafstabig)

Wichtige Indikatoren der Erfil-
lung oder Stérung der Leitbilder

Naturnahe, Bodeneignung, Belastung

Spezielle  Malnahmen  zur
Erreichung der Ziele (Beispiele)

Abwagung und wohlbegriindete Setzung von Prioritaten entspre-
chend den Hauptzielen

Indikatoren der Erreichung der
Ziele (Beispiele)

Anteil Erhaltungsflachen, nachhaltige Nutzung, Minimierung schad-
licher Bodenveranderungen

6.3 Bebauungsplan

6.4 Vorhaben- und ErschlieBungsplan

Verfahren 6.3 Bebauungsplan (§ 1 Abs. 2 BauGB)
6.4 Vorhaben- und ErschlieBungsplan (Vorhabenbezogener Be-
bauungsplan, § 12 BauGB)

Zustandigkeit 6.3 Gemeinde (§ 1 Abs. 3 BauGB)

6.4 Gemeinde (§ 12 Abs. 1 BauGB)

Bevorzugte Leitbilder
(Mal3stabsbereich)

Hauptziele 1100, 1200, 1300, 1400, deren Leitbilder dritter und
optional vierter Ordnung (grof3- bis detailmafstabig)

Wichtige Indikatoren der Erfll-
lung oder Stérung der Leitbilder

Intaktheit, Vielfalt, Besonderheit, Bodeneignung, Belastung, Ein-
griffsfolgen

Spezielle Mallhahmen zur
Erreichung der Ziele (Beispiele)

Umsetzung der fur den Bodenschutz relevanten Teile des BauGB,
insbesondere den schonenden und sparsamen Umgang mit den
Bdden in Planung und Bauausfiihrung

Indikatoren der Erreichung der
Ziele (Beispiele)

Anteil Erhaltungsflachen, nachhaltige Nutzung, Minimierung schad-
licher Bodenveranderungen

Auf die Darstellung der weiteren Kapitel (mit Ausnahme der Literaturauswahl) wird in dieser Kurzfas-

sung verzichtet. Die Uberschriften sind der Darstellung 1 am Anfang des Textes zu entnehmen.
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Versorgender Bodenschutz — Aktuelle Aufgaben im Landkreis

Chemnitzer Land
Dipl.-Ing. (FH) Angelika Rothert

Landratsamt Chemnitzer Land

Bei der Vortragszusammenstellung hat sich gezeigt, dass die aktuellen Aufgaben die sind, die taglich
immer wieder neu anstehen. Also keine auRergewdhnlichen Aufgaben. Hauptsachlich im Vordergrund
steht die bodenschutzrechtliche Beurteilung in Planungs- und Zulassungsverfahren, insbesondere in
Baugenehmigungsverfahren. Hinweisen mdchte ich darauf, dass ich in meinen Vortrag bewusst auf

das Zitieren von Gesetzen und Paragraphen verzichte.

Im Landkreis Chemnitzer Land sind die Aufgaben des vorsorgenden und des nachsorgenden Boden-
schutzes sowie die Aufgaben des abfallrechtlichen Vollzuges in einem Sachgebiet vereint. Eine aus
meiner Sicht sehr giinstige Konstellation. Eine Trennung in vorsorgenden und nachsorgenden Boden-
schutz ist fir den Schutz des Bodens nicht sachdienlich, denn sehr oft ist ein nahtloser Ubergang von
der Besorgnis des Entstehens einer schadlichen Bodenveranderung in eine vollendete schadliche
Bodenveranderung zu verzeichnen. Bestes Beispiel hierfir ist der Vollzug des § 12 BBodSchV. Oft-

mals liegt bei einem Verstold gegen diese Norm auch bereits eine schadliche Bodenveranderung vor.

Unsere Aufgaben im Bereich des vorsorgenden Bodenschutzes orientieren sich an den vom Beirat
vorgeschlagenen Leitbildern:

= Keine Verschlechterung der natirlichen Bodenfunktion

» Freiraumsicherung fir zukiinftige Generationen.

Diese Leitbilder sind wichtiger denn je. Sorglosigkeit und oftmals auch kurzsichtige 6konomische Vor-
teile im Umgang mit dem Schutzgut Boden fuhren oft zur Verschlechterung der natirlichen Boden-
funktionen. Sei es durch das Aufbringen von Bauschutt zur Gelanderegulierung oder durch das Aufful-

len von Bachauen fUr die landwirtschaftliche Nutzung. Gleichwohl stellt die Bebauung von bisher

landwirtschaftlich oder gartnerisch genutzten Boden ein gewichtiges Problem dar.

Im Landkreis Chemnitzer Land sehen wir deshalb folgende Schwerpunkte fir die Umsetzung dieser
Ziele :
1. Beteiligung der unteren Bodenschutzbehdrde in Planungs- und Zulassungsverfahren

2. Uberwachung des Ein- und Aufbringens von Materialien auf oder in den Boden (durchwurzelbare
Bodenschicht)

3. Uberwachung des Ein- und Aufbringens von Abfallen auerhalb einer durchwurzelbaren Boden-
schicht

4. Vermeidung von Bodenerosionen.
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1. Beteiligung der unteren Bodenschutzbehérde in Planungs- und Zulassungsverfahren

Im Zeitraum vom 01.01.2001 bis 31.05.2001 erfolgte eine bodenschutzrechtliche Beurteilung von 167

Planungs- und Zulassungsverfahren.
Diese Gesamtsumme untergliedert sich wie folgt:

107 Baugenehmigungen

22 Abbruchgenehmigungen

9 Bauvorbescheide
Bebauungsplane (Anderungen) und Flurbereinigungsverfahren
StraRenbauplanungen (Vorentwiirfe)
BImSchG — Verfahren

Wasserrechtsverfahren

N W O o =

Den vorstehenden Zahlen kdnnen Sie entnehmen, dass in der Hauptsache Einzelbaugenehmigungen
zu beurteilen sind. Die im hohen Malle bodenverbrauchenden Planungen sind abgeschlossen (Erwei-

terung Bundesautobahn, Gewerbegebiete, Wohngebiete, etc.).

Im Rahmen unserer Stellungnahmen nehmen wir insbesondere Einfluss auf:

= die Standortwahl (z.B. AuRenbereich, Fluss- und Bachauen, erosionsgefahrdete Boden)
= Vermeidungs- und Minimierungsgebot von Versiegelungen

= Verwertung des anfallenden Bodenmaterials auf dem Baugrundstiick

Sicherstellung der Vorsorgeanforderungen bei Bodenaufschittungen

» Ordnungsgemalfle und schadlose Verwertung von Bodenmaterial auRerhalb des Baugrundstiickes

Am Beispiel der Standortwahl soll die Einflussnahme der unteren Bodenschutzbehdrde im Einzelbau-
vorhaben (aulerhalb eines B-Planes) verdeutlicht werden. So prifen wir, inwieweit die Béden im be-
sonderem MalRe die natiirlichen Funktionen und die Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturge-
schichte erflllen, denn diese Bdden sollen vom Ein- und Aufbringen von Materialien freigehalten wer-
den (§ 12 Abs. 8 BBodSchV). Solche Bbéden sind insbesondere Fluss- und Bachauen. Im Zusammen-
spiel mit der zustandigen Fachbehdrde wird der konkrete Einzelfall u.U. auch mit dem Ergebnis der
Ablehnung aus bodenschutzrechtlichen Vorsorgegriinden gepriift. Die Bebauung in einem solchen
sensiblen Bereich hat i.d.R. zur Folge, dass durch die Versiegelung dem Boden die natlrliche Funkti-
on als Ausgleichs- und Speicherkdrper im Wasserkreislauf verloren geht. Die Folgen kennt jeder. Die
Freihaltung der Auen tragt damit auch gleichzeitig zum vorbeugenden Hochwasserschutz bei. Bei
dem Vermeidungs- und Minimierungsgebotes und der Verwertung innerhalb des Baugrundstiickes
nehmen wir ebenfalls, vor allem auch beratend Einfluss. Hinsichtlich der Vorsorgeanforderungen bei
Bodenaufschittungen handeln wir auf der Grundlage des § 12 BBodSchV. Bezlglich der ordnungs-

gemalen und schadlosen Verwertung von Bodenmaterial aul3erhalb des Baugrundstiickes nutzten wir
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im Einzelfall auch abfallrechtlicher Vorschriften fiir die Uberwachung (§ 45 KrW-/AbfG). Dies kommt
insbesondere dann in Betracht, wenn das Wohl der Aligemeinheit, z.B. bei Bodenmaterial mit geoge-

nen Belastungen, dies erfordert.

2. Uberwachung des Ein- und Aufbringens von Materialien auf oder in den Boden

(durchwurzelbare Bodenschicht)

Seit dem Inkrafttreten der BBodSchV wirft die Anwendung des § 12 taglich neue Probleme auf. Das
Bild 1 versinnbildlicht eine der wesentlichen Fragen, wie tief muss die durchwurzelbare Bodenschicht
denn nun wirklich sein? Was ist, wenn nur voriibergehend die Flache begriint werden soll und in ca. 5
Jahren oder auch nie eine Bebauung stattfindet? Ist ein Larmschutzwall durchwurzelbar? Hier bedarf
es praxisnaher vollzugsunterstiitzender Reglementarien. Wie oft argumentieren Abfallerzeuger oder
Abfallbesitzer, die ihren Bauschutt kostensparend entsorgen méchten damit, dass auch Bauschutt
durchwurzelbar ist und sich auch von selbst begrint. Aus unserer Vollzugspraxis habe ich zwei kon-

krete Einzelfalle ausgewahlt.

Auf dem Bild Nr. 2 ist eine Bodenaufschittung auf bisher unbeeintrachtigten Boden im Bereich einer
Bachaue bis direkt an das Gewasserufer zu erkennen. Im Zuge von Kanalbauarbeiten auf der 6ffentli-
chen Stralle ist StralRenbaumaterial und Boden aus tieferliegenden Bodenschichten zur Begradigung
des Grundstlickes und Sicherung vor Hochwasser aufgebracht worden. Gemeinsam mit dem Boden-
schutzbearbeiter des StUFA Chemnitz konnte hier bereits eine schadliche Bodenverédnderung durch
nachteilige Veranderungen der biologischen und physikalischen Bodenfunktionen nachgewiesen wer-
den. Die Schadstofffreiheit ist gleichwohl nicht gewahrleistet. Hauptproblem war hier die Sorglosigkeit
im Umgang mit anfallenden Aushubmaterialien (Abfalle). Bei konsequenter Umsetzung der abfall-
rechtlichen Vorschriften hatte es diese Aufschittung nicht gegeben. Nunmehr haben der Grund-
stlickseigentimer und derjenige, welcher die Verrichtung durchgefiuhrt hat (Bauunternehmen) die
Bodenmaterialien vom Standort zu entfernen und gemaR den abfallrechtlichen Vorschriften zu entsor-

gen.

Bild Nr. 3 zeigt eine Aufschiittung von Bauschutt als Drainageschicht zur Herstellung einer durchwur-
zelbaren Bodenschicht im Bereich der Landwirtschaft. Der Grundstiickseigentiimer hatte in seinem
landwirtschaftlichen Gehoft eine Scheune abgerissen. Der anfallende Bauschutt sollte kostenginstig
entsorgt werden. Gerade § 12 Abs. 1i. V. m. Abs. 5 BBodSchV lassen die Herstellung einer durch-
wurzelbaren Bodenschicht im Bereich der Landwirtschaft mit solchen Materialien ausdrucklich nicht
zu. Hier werden dem Grundstiickseigentiimer nachtraglich fir die Berdumung und ordnungsgemalie
Entsorgung des Bauschuttes hdhere Kosten entstehen, als wenn er von Anfang an die Abfélle ord-

nungsgemal einer Entsorgung zugefiihrt hatte.
Hier wird auch die Verzahnung zum Abfallrecht deutlich. I.d.R. sind die ein- oder aufzubringenden

Materialien Abfall und dirfen nur dann im Rahmen von solchen MalBhahmen verwertet werden, wenn
die Verwertung ordnungsgemal und schadlos erfolgt (§ 5 Abs. 3 KrW-/AbfG). Ordnungsgeman erfolgt
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diese aber nur dann, wenn sie z.B. im Einklang mit den bodenschutzrechtlichen Vorschriften erfolgt.

Die Anforderungen an die Schadlosigkeit sind ebenfalls dem Bodenschutzrecht zu entnehmen.

3. Uberwachung des Ein- und Aufbringens von Abfillen auBBerhalb einer durchwurzelbaren
Bodenschicht

Ein weiterer wichtiger Schwerpunkt unserer Arbeit ist die Uberwachung des Ein- und Aufbringens von

Materialien auf3erhalb einer durchwurzelbaren Bodenschicht.

Dies bereitet uns zur Zeit die gréoRten Schwierigkeiten. Wie soll das Material untersucht werden und
wie sollen die Untersuchungsergebnisse bewertet werden?! Immer noch findet eine Einstufung der
Materialien nach den Technischen Regeln der LAGA mit den entsprechenden Zuordnungswerten
statt. Mitunter werden nebeneinander die verschiedenen Bewertungsmethoden gegenubergestellt,
obwohl bekannt ist, dass die unterschiedlichen Probenahmen und Analyseverfahren nicht geeignet
sind, eine Vergleichbarkeit zu gewahrleisten. Darf Material Z 1.2. noch auf den Boden aufgebracht
werden oder nicht? Wir gehen zur Zeit in Ermangelung entsprechender Regelungen wie folgt vor.
Uberall dort, wo Materialien ohne SicherungsmaRnahmen auf Boden aufgebracht werden sollen, er-
folgt eine Orientierung an den Vorsorgewerten nach der BBodSchV, insbesondere kniipfen wir hier an
die Vorsorgepflicht gemal § 7 BBodSchG an. Bei Materialien, die mit SicherungsmalRnahmen (z.B.
Versiegelung) aufgebracht werden, erfolgt eine Einzelfallbetrachtung an Hand des eluierbaren Schad-
stoffpotentials. Wir wissen aber auch, dass gerade hier sehr grol3e Unsicherheiten sowohl auf der
Seite der Behorden als auch auf der Seite der Verpflichteten bestehen. Hier ist aus unserer Sicht drin-

gend Vollzugssicherheit durch klare und eindeutige Regelungen zu gewahrleisten.

4. Vermeidung von Bodenerosionen

Ein weiteres Problem unserer Region ist die Bodenerosion durch Wasser. Guter und fruchtbarer L6R-
lehm wird durch unangepasste Bewirtschaftung, bei entsprechender Hangneigung und Flachengrofie
sowie aufdergewodhnlichen Wetterereignissen abgetragen. Auf der beiliegenden top. Karte kénnen Sie
die heutige Situation einer von Bodenerosion geplagten Ortschaft entnehmen. Im Vergleich hierzu
sind auf der 2. Top. Karte die jetzt verrohrten Gewasser, die aufgefiilliten Schluchten und die nunmehr

fehlenden Wiesen in besonders sensiblen Bereichen zu erkennen.

Als einen 1. Schritt arbeiten wir bei der agrarstruktuellen Entwicklungsplanung fir das Stadtgebiet von
Glauchau mit. Wir wissen zwar, dass die hieraus sich ableitenden MaRnahmen nur empfehlenden
Charakter haben und sich nur freiwillig umsetzen lassen, aber vielleicht lassen sich einzelne MaR-

nahmen Uber das Bodenschutzrecht durchsetzen.

Unabhangig davon erfassen wir all die Flachen, fur die es Anhaltspunkte fir das Vorliegen einer
schadlichen Bodenveranderung gibt. Diese Flachen werden wir dem Amt fir Landwirtschaft als der
landwirtschaftlichen Beratungsstelle mitteilen, damit dieses im Rahmen der landwirtschaftlichen Bera-
tung Einfluss auf die Bewirtschaftung nimmt. Der nachste Schritt ware die Untersuchung, Bewertung,

ggf. GefahrenabwehrmalRnahmen im Einvernehmen mit dem Amt fir Landwirtschaft. Das Hauptprob-
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lem hierbei stellt bisher die nicht zweifelsfrei geregelte Untersuchungsmethodik fir die schadliche
Bodenveranderung (Anhang 4 BBodSchV) dar. Hier ist dringender Handlungsbedarf gegeben, denn
Anordnungen kénnen erst dann getroffen werden, wenn der Nachweis der schadlichen Bodenveran-
derung, insbesondere hier die Wiedereintrittswahrscheinlichkeit innerhalb eines bestimmten Zeitrau-
mes, erfolgt ist. Bis dahin kann nur beratend auf die Betroffenen, die Bewirtschafter und insbesondere

auch auf die Grundstiickseigentimer Einfluss genommen werden.

Zusammenfassend moéchte ich nochmals feststellen, dass der Schutz des Bodens die Aufgabe eines
jeden ist und es an uns allen liegt, jeden daflir zu sensibilisieren. Deshalb missen wir auch kiinftig
mehr praventiv, also beratend tatig werden. Grundvoraussetzung hierfir sind neben einen hdéheren
Personalbedarf aber auch klare, eindeutige und handhabbare Regelungen fir den Vollzug des Bo-

denschutzrechtes.
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Bodenschutz aus Sicht einer kreisfreien Stadt
Dr. Christian Korndorfer

Landeshauptstadt Dresden, Umweltamt

Lothar Fuhrmann

Landeshauptstadt Dresden, Umweltamt

1. Vorbeugender Bodenschutz - Umgang mit Boden aus kommunaler Sicht

(Beispiel: Dresden)

Boden in einer Stadt ist nicht nur Bauland, sondern unversiegelter Boden hat auch in Stadten vielfalti-

ge Bedeutung flr das Leben und das Wohlbefinden der Stadtbewohner.

Fir den Lebensraum Stadt bedeutet unbelasteter und unversiegelter Boden die Basis flir ein gesun-
des Stadtklima, die Grundlage flir sauberes Trinkwasser, die Gewahrleistung unbelasteter Nahrungs-
mittel (Kleingarten, Gartnereien, Landwirtschaft am Stadtrand), den Standort fur Pflanzen und Tiere
(Stadtgrin), die Voraussetzung fir gesunde Erholungsflachen (Kleingartenanlagen, Parke, Liegewie-

sen). Der Boden speichert Niederschlagswasser und tragt so zum Hochwasserschutz bei.

Boden ist ein begrenztes Gut. Weder ist die Bodenflache vermehrbar noch findet kurzfristig eine Bo-
denneubildung statt. Deshalb ist vorsorgender Bodenschutz von so grofRer Wichtigkeit. Fir eingetre-
tene Schaden wie Kontaminationen oder Erosion gibt es oft keine Sanierungsmdglichkeiten. Boden-
austausch oder Verkapselung von kontaminierten Bereichen geht regelmafig mit einem Verlust an
Boden oder Bodenfunktionen einher. Nirgendwo sind die Nutzungsanspriiche an den Boden so dicht
und vielfaltig wie in den Stadten. Die Uberbauung selbst (Block- und Verkehrsbauten, Medientrassen
usw.) beendet sofort Bodenleben und Grundwasserneubildung auf den versiegelten Flachen. Die zivi-
lisatorische Nutzung beaufschlagt den Boden der Umgebung mit einer Vielzahl freigesetzter Stoffe,
die das chemische und biologische Verhalten des Bodens beeintrachtigen. Mechanische Belastung,
aber auch unzureichende Fruchtfolge in der Landwirtschaft verandern die physikalische Bodenstruk-
tur, das Wasserspeichervermdgen und I6sen die Bodenerosion aus. Wertvoller Kulturboden geht un-
widerbringlich verloren. Angesichts der prognostizierten und sich bereits abzeichnenden Klimaveran-
derungen in Sachsen mit einer Verringerung der mittleren Jahresniederschlage um ca. 20 % bei
gleichzeitiger Zunahme von Starkniederschldgen kommt dem Erhalt des unversiegelten Kulturbodens

groéte Bedeutung zu.

In Dresden erfolgten umfangreiche Aktivitdten, um den Kenntnisstand und das Wissen uber Beschaf-
fenheit, Verbreitung und Schutzbedirfnis der stadtischen Boden zu erweitern. Parallel wurde die sys-
tematische Erfassung der Altlasten und deren Erkundung und Sanierung vorangetrieben. Das Dresd-
ner Altlastenkataster enthalt ca. 1675 kontaminationsverdachtige Standorte und 305 flachenhafte Alt-

ablagerungen.
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Fir Erkundung, Sanierungsplanung und Sanierung wurden im Zeitraum 1994 bis 1999 allein aus dem
Haushalt des Amtes flir Umweltschutz Dresden 60 Mio DM ausgegeben u. a. fur solche bedeutenden
Vorhaben wie die Umwandlung einer ehemaligen Uranfabrik zu einem stadtischen Gewerbepark mit

einer Flache von 59 ha.

Die Dekontamination und Wiedernutzbarmachung von Altstandorten ist Nachsorge und Vorsorge
zugleich, weil die Neuversiegelung begrenzt wird. Dennoch geht die Inanspruchnahme von Bdden
besonders flir Hoch- und Verkehrsbauten auch in Dresden bei sinkender Bevdlkerungszahl ungebro-
chen weiter. In Dresden wurden in den letzten 10 Jahren im Flachennutzungsplan (FNP) ca. 1000 ha
Bauflachen neu ausgewiesen, 2/3 davon auf brachgefallenen Altstandorten, ca. 400 ha aber auch auf

der "griinen Wiese".

Die tatsachliche Inanspruchnahme der laut FNP und BauNVO gegebenen Potenziale ist hingegen
erstaunlich gering. Die Bauflachenausnutzung, das ist das Verhaltnis von der gemafl FNP mdglichen
zur tatsachlich realisierten Bebauung, zeigt, wie effektiv die Ressource "verfligbare Flache" und damit
Boden, fiir Siedlungszwecke stadtweit in Anspruch genommen wird. Okologisch und &konomisch
wilnschenswert sind Ausnutzungsgrade zwischen 0,8 und 1,2. Fir 1998/1999 wurde fir die Struktur-
typen der Wohnbebauung dieser Ausnutzungsgrad von 0,8 bis 1,2 insgesamt nur bei 31 % erreicht;
fur den Strukturtyp der Gewerbe- und Industrieflachen sind es sogar nur 7 %! Fir alle Stadtstrukturty-

pen zusammen liegt dieser Wert bei nur 20 % der Blockflache.

Diese schon seit Jahren latent vorhandene und mit jeder Neuausweisung wachsende "Unternutzung"
macht sich zunehmend deutlich im Stadtbild in Gestalt von sogenannten verwahrlosten Grundstiicken
und Brachen bemerkbar. Diese innerstadtischen Brachen stellen eine erhebliche dkonomische und
stadtebauliche Belastung dar, die auch durch die zuweilen von Naturschitzern als positiv angefihrten

Effekte der Sukzessionen bzw. Ruderalfluren nicht aufgewogen wird.

Bodenschutz beginnt bereits bei der Planung. MaRnahmen zum Schutz des Bodens kdnnen viele
Politikbereiche und Handlungsfelder berihren, von der Landschafts- und Bauleitplanung zur Ver-
kehrspolitik, vom Chemikalienrecht bis zur Abfallentsorgung und Agrarpolitik. Den Kommunen kommt
mit ihrer Planungshoheit eine Schlisselfunktion beim Bodenschutz zu, so z. B. beim Flachenrecycling,
beim Aufzeigen von Entsiegelungspotenzialen oder bei Darstellungen und Festsetzungen zum fla-

chenschonenden Bauen innerhalb der Bauleitplanung.

Das BBodSchG stellt zum grof3en Teil auf den Umgang mit Altlasten ab. Auf dem Gebiet des vorsorg-
lichen Bodenschutzes bestehen erhebliche Defizite, die auch nicht durch die Bundesbodenschutz-
und -altlastenverordnung (BBodSchV) beseitigt werden konnten. Um den Zweck des Gesetzes, die
nachhaltige Sicherung und Wiederherstellung der Bodenfunktionen zu erflillen, bietet es sich an, na-
turschutzrechtliche Instrumente (Landschaftsplanung, Eingriffsregelung, Gebiets- und Objektschutz)

einzusetzen.
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Aus Dresdner Sicht liegt die wichtigste Aufgabe beim vorsorgenden Bodenschutz in der radikalen
Begrenzung der Neuversiegelung. Das bedeutet, dass Dekontamination und Revitalisierung brachge-
fallener Standorte konsequenter von der Politik gefordert und geférdert werden mussen. Stadtebauli-
che Standards (z. B. im Verkehrsbau) stehen ebenso wie Neubauférderprogramme dem Ziel der

sparsamen Flacheninanspruchnahme entgegen.

Neben der Korrektur der Férderinstrumente brauchen wir dringend marktwirtschaftliche Instrumente,
wie handelbare Flachenverbrauchsrechte und Versiegelungsabgaben, um die Neuversiegelung zu
verteuern und Finanzmittel zur Unterstitzung der Innenentwicklung zu gewinnen. Eine bundesweite
Rahmensetzung ist unerlasslich, um den Wettlauf der Kommunen bei Neuausweisung von Baugebie-

ten zu begrenzen.

Anteil in %

15
12

10 1

Zunahme

-10 1

Abnahme

-15
unversiegelt 10 bis 20 % 21 bis 40 % 41 bis 60 % 61 bis 80 % 81 bis 100 %

Versiegelungsklassen

Abb. 1: Relative Entwicklung der Versiegelung in Dresden (altes Stadtgebiet) von 1993 bis 1999
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Stadtbodenkartierung Zwickau — aktuelle und zukunftige Nutzung

Dr. Wolfgang Gerlich, Dr. Joachim Schierig

Stadtverwaltung Zwickau, Umweltamt, Werdauer Str. 62, 08056 Zwickau
Stefan Halbfaly

UST GEO-GIS Systeme GmbH, Otto-Schott-Str.9, 07552 Gera

"Die Bewertung der Qualitat von Béden, zum Beispiel hinsichtlich Schadstoffgehalte, ist von
zentraler Bedeutung fiir die Beurteilung der Umweltvertraglichkeit von Nutzungen und Einwir-
kungen. Sie spielt eine zentrale Bedeutung sowohl bei der Vorsorge als auch bei der Abwehr

von Gefahren durch schéadliche Bodenverdanderungen oder Altlasten."” (*)

1. Veranlassung

Mit Inkrafttreten des BBodSchG am 01.03.1999 wurde der Schutz der dkologischen Bodenfunktionen

rechtsverbindlich hervorgehoben und damit der nachhaltige Schutz von Béden betont.

Grundlage fir den Bodenschutz sind Informationen tber den Boden, seinen Zustand und seine Ei-

genschaften.

Wahrend Uber Altablagerungen und Altstandorte durch die systematische Altlastenbearbeitung ein
guter Kenntnisstand vorliegt, fehlen bisher aktuelle Informationen Uber den allgemeinen Zustand des

Bodens sowie seine Belastung durch Schadstoffimmissionen im groffmalfstablichen Bereich.

Vorliegend sind bodenkundliche Karten (z.B. Bodenformengesellschaften und Bodennutzung) im
Malstabsbereich 1:50.000 bis 1:400.000. Diese Mal3stabsbereiche sind fur eine flachenmaRig kleine
Stadt zu groR.

GroRRmalstabliche Bodeninformationen gréRer 1:10.000 sind nicht zu erwarten.

Zur flachendeckenden Beurteilung der Belastung der Boden mit anorganischen und organischen Stof-
fen wurde durch das LfUG ein Bodenmessprogramm konzipiert. Das Bodenmessprogramm beinhaltet
vor allem die Erhebung von flachendeckenden Daten im Raster 4 km x 4 km und regionale Boden-

messnetze im Raster 1 km x 1 km, aber keine kleinrdumigen Informationen.

Durch die Zusammenstellung vorhandener Daten und die Gewinnung detaillierter zusatzlicher Infor-

mationen sind Stadtbodenkartierungen damit auch fir andere Kommunen interessant.
Speziell in Zwickau besteht Handlungsbedarf zu folgenden Problemen:

1. Die in Landschaftsplanen oft praktizierte Konzentration auf den Biotop- und Artenschutz hat ihre

Ursache haufig in fehlenden Informationen tber den Boden.

(*) Wege zum vorsorgenden Bodenschutz — Fachliche Grundlagen und konzeptionelle Schritte fir eine erweiterte Boden-
Vorsorge; Wissenschaftlicher Beirat Bodenschutz beim BMU — Berlin, Erich-Schmidt-Verlag, 2000
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2. Zur einzelfallbezogenen Gefahrenbeurteilung bei Altlastuntersuchungen ist der Vergleich mit na-
turbedingt oder groRflachig siedlungsbedingt erhdhten Gehalten an Schadstoffen gefordert (§ 4
Abs. 8 BBodSchV). Diese Werte liegen bisher nicht vor.

3. Im Stadtgebiet besteht der Verdacht flachenhafter Schwermetallbelastungen. So sieht u. a. der
Dokumentationsbericht zum Bodenmessnetz "Zwickau" weiteren Untersuchungsbedarf im unmit-

telbaren  Bereich der industriellen Alistandorte im  Stadigebiet von  Zwickau.

Aus den genannten Griinden resultiert die Entscheidung, selbst Informationen in Form einer Konzept-
bodenkarte zu erarbeiten.

In einem ersten Projekt (1999/2000) wurde die Konzeptbodenkarte im Maf3stabsbereich 1:25 000 als

Grundlage fiir alle weiteren Arbeiten erarbeitet.

Auf dieser Basis werden gegenwartig Schwermetalluntersuchungen in einem Detailgebiet vorgenom-
men.

2. Konzeptbodenkarte

Die vorliegende Konzeptbodenkarte ist die kartographische Darstellung der
» Bodenformengesellschaften

» Hauptbodenarten/Bodenartengruppen

= Hangneigung

= potentiellen Erosionsgefahrdung

= Versickerungsfahigkeit des Infiltrationswassers im Boden

2.1 Vorgehensweise zur Erarbeitung der Konzeptbodenkarte

Unter fachlicher Beratung des Referates Bodenschutz des Staatlichen Umweltfachamtes Plauen wur-
den vom Auftragnehmer, der Fa. UST GEO-GIS-SYSTEME Gera, vier Schritte abgearbeitet:

I.  Ermittlung des pedologischen Wirkungsgefliges

II. Erarbeitung der Konzeptbodenkarte

Ill. Gelandearbeiten

IV. Auswertung und Darstellung der Ergebnisse

Die Zielsetzung des ersten Arbeitsschrittes bestand darin, moglichst alle bereits verfigbaren Informa-
tionsebenen zu erfassen, die Aussagen zur Bodenentwicklung erméglichen bzw. als Faktoren der

Bodenentwicklung wirken.

Die Ubersicht der verwendeten Grundlagendaten enthélt die Anlage 1.

Besondere Bedeutung kam den mehr als 1400 einzelnen Bohrpunkten zu, welche horizont- und profil-

bezogen ausgewertet wurden und eine raumliche Analyse der Bodenart, des Substrats und des Sub-
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strattyps ermdglichten. Die Punktdaten dienten insbesondere dem Abgleich und der Bewertung der

Bodenart, des Bodentyps und der Bodenform in anthropogen beeinflussten und tberformten Flachen.

Im zweiten Arbeitsschritt wurden die vorhandenen Grundlagendaten zunachst digital aufbereitet. An-
schliefend erfolgten fir die verschiedenen Informationsebenen GIS-gestiitzte Verschneidungs- und
Uberlagerungsoperationen. Verwendet wurde das Geographische Informationssystem (GIS) ArcView
der Fa. ESRI. Die Ableitung der konzeptionellen Bodenformen erfolgte durch die Auswertung der Fak-

torenkombination.

Der dritte Arbeitsgang bestand in der Verifizierung der Ergebnisse der Konzeptbodenkarte. Auf cha-
rakteristischen Flachen des Stadtgebietes wurden mit Hilfe von Aufgrabungen und Bohrstocksondie-
rungen stichprobenartig die in der Konzeptbodenkarte entwickelten Bodenformen auf ihr tatsachliches

Vorhandensein untersucht.

Abschlieltend erfolgte der Abgleich des 2. und 3. Arbeitsschrittes sowie die Festlegung der Bodenfor-
men und Bodenformengesellschaften als auch deren Lage im Raum. Des Weiteren wurden aufbau-
ende Landschafts- und Funktionsbewertungen durchgefihrt (Versickerungsfahigkeit, Disposition ge-

genuber Wassererosion).

Die Ergebnisse liegen sowohl in analoger Form (Karten) als auch digital vor.

Durch die Nutzung moderner Informationstechnologien und Verfahren zur Analyse und Bewertung
Okologischer Sachverhalte war die Stadtbodenkartierung durch die Zusammenstellung bereits vor-
handener Informationen und die Gewinnung detaillierter zusatzlicher Informationen ohne grdf3eren

finanziellen Aufwand machbar.

2.2 Anwendung der Konzeptbodenkarte

2.2.1 Hangneigung

Zusatzlich zum Ausgangssubstrat spielen Relief und Hangneigung bei der Bodenentwicklung und dem

Stoffhaushalt eine entscheidende Rolle.

Im Stadtgebiet von Zwickau dominieren die schwach geneigten Hangneigungsstufen (1° - 5°, Stufe 1
und 2 der KA 4) mit fast 50 % Anteil an der Gesamtflache. Es besteht eine Korrelation zwischen Nut-
zung und Hangneigung, die mittleren Hangneigungen werden von Wald oder Baumgruppen bestan-
den, hingegen weisen die Grinlandflachen und insbesondere die Ackerflachen niedrigere mittlere

Hangneigungen auf.
Mit Unterstitzung der Hangneigungskarte ist es mdglich, den Aspekt der reliefbedingten
(Schad-) Stoffver- und -ablagerung sowie der Bodenerosion in die Planungen, Auswertungen und

Stellungnahmen mit einzubeziehen.
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Potentielle Anwender sind folgende Stadtamter: Stadtplanungsamt, Garten- und Friedhofsamt, Amt fur

Bauordnung, Tiefbauamt und Umweltamt.

2.2.2 Flachennutzung

Ein wichtiger Indikator fiir die Bodenentwicklung stellt die Flachennutzung dar. Im Gebiet von Zwickau
verursacht sie ein kleinrdumiges Mosaik an kunstlichen, anthropogen (iberformten und natirlich ge-

wachsenen Boden.

Der Flachenanteil von knapp 40% als anthropogen relativ stark tGberpragter Raum ist in Zwickau ver-
gleichsweise gering. Die landwirtschaftlichen Nutzflichen nehmen reichlich 45% der Flache in An-

spruch, Walder und Forsten 12%.

Damit besitzt Zwickau ein hohes Potential an wertvollen Freirdumen, deren ressourcenschonender
und sparsamer Umgang gesetzlich festgeschrieben ist (ROG, BauGB, BNatSchG, BBodSchG). Im
Zusammenspiel mit den vielfaltigen Funktionen des Bodens kénnen somit auch andere schutzwirdige
erhaltenswerte Landschaftsfunktionen (Klima, Erholung) erhalten und geférdert werden

(= Aufgabe der Bauleit- und Landschaftsplanung).

Aufbauend auf den durchgefiihrten Feldarbeiten kann insbesondere die Verteilung (Lage und Vor-
kommen) von anthropogen Uberpragten Bdden relativ sicher eingeschatzt werden. Sie dient als Pla-
nungsgrundlage hinsichtlich der Auswirkungen auf die Bebaubarkeit (Baugrund, Bodenuntersuchun-

gen im abfallrechtlichen Verfahren).

Diese Informationen sind interessant u. a. flr Stadtplanungsamt, Amt fir Bauordnung, Amt fir Wirt-

schaftsforderung und Stadtentwicklung und Umweltamt.

2.2.3 Besonders schiitzenswerte Pedotope

Eine exakte Definition des Begriffes der besonders schiitzenswerten Pedotope ist noch nicht festge-
legt. Folgende Parameter kdnnen je nach standortlicher Auspragung und politischer Vorgabe zur

Ausweisung von Flachen mit besonders schitzenswerten Pedotopen genannt werden:

1. Seltenheit
2. Funktionalitat

3. Naturlichkeitsgrad

Im Rahmen des durchgefiihrten Projektes wurde die Kombination aus Seltenheit und Naturlichkeit zur

Ausweisung der besonders schitzenswerten Pedotope verwendet.

Als eine schiitzenswerte Bodenform des Zwickauer Stadtgebietes erweisen sich die Pelosol-

Pseudogleye und Pelosol-Braunerden aus Lehm und Ton sudlich der A 72.
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Des Weiteren verdient der Gley und Anmoorgley aus bindigen Substraten mit residualer Anreicherung

organischer Substanz 6stlich des Ortsteiles Schneppendorf besondere Aufmerksamkeit.

Hier ist unmittelbarer Handlungsbedarf der Stadtplaner bzw. Landschaftsplaner, eine Bewertung der

Bodenfunktionen z. B. in einem Fachplan Boden vorzunehmen.

2.2.4 Versickerungsfahigkeit des Unterbodens

Eine Einschatzung der Versickerungsfahigkeit des Unterbodens (< 8 dm unter GOK) erfolgte im Hin-
blick auf die Beurteilung und Planung im Zuge von BaumaRnahmen, speziell zur ersten Beurteilung
der Genehmigungsfahigkeit der Versickerung von gefasstem Regenwasser mittels Versickerungsan-
lagen durch die untere Wasserbehorde.

Die Genehmigungsfahigkeit ist u. a. abhangig

» vom Grundwasserflurabstand,
= von Altlasten in der Versickerungszone,
= der Geldndeneigung,

= der Durchlassigkeit des Unterbodens.

Auf Basis dieser vier Karten lasst sich die Moglichkeit der Versickerung abschatzen. Sie ersetzen

nicht den unmittelbaren Nachweis am Standort, in der Regel durch einen Sickertest.

Die genannten Beispiele zeigen, dass die digitale Zusammenstellung und auch standige Erganzung
der Daten im Geographischen Informationssystem bereits jetzt eine wesentliche Entscheidungsbasis
ist.

Informationszusammenflhrungen aus anderen Bereichen werden zukilnftig ein komplexes Informati-
onssystem ergeben, welches in der Lage sein wird, dem querschnittsorientierten Medium Boden ge-

recht zu werden.

3. Detailuntersuchungen
Die aktuellen Arbeiten haben Detailuntersuchungen eines ausgewahlten Gebietes zum Inhalt.

Die Nord-Sud-Ausdehnung betragt rund 1500 m, die West-Ost-Ausdehnung rund 1000 m. Auf dem

150 ha groRen Gebiet dominiert die gewerbliche und industrielle Nutzung.

Die natur- bzw. kulturraumliche Ausstattung des Untersuchungsgebietes wird von der fast hundertpro-

zentigen anthropogenen Uberpragung determiniert.

Durch die Untersuchungen sind zwei Hauptaufgaben zu I6sen:
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1. Detailkartierung der Bodenformen im Untersuchungsgebiet im Malstab 1:5.000,

2. Untersuchung der Verbreitung der Schwermetalle Blei (Pb), Cadmium (Cd), Arsen (As) und Nickel

(Ni) im Untersuchungsgebiet.

Der Verdacht auf Schwermetallbelastungen basiert auf bereits vorliegenden Untersuchungen, die eine

grolRraumige Belastung des gesamten Gebietes vermuten lassen.

Aus dem Verdacht resultiert Handlungsbedarf fiir sensible Nutzungen, wie Kleingartenanlagen, gart-

nerische Nutzung von Hinterhéfen sowie Kinderspielflachen.

3.1 Detailkartierung

Die Anlage der Bodenprofilstandorte und Probenahmepunkte erfolgte nach einem Rasteransatz.

Ausgehend von einem 50 m x 50 m - Raster wurde die Rasterweite entsprechend des Nutzungstyps
modifiziert: In Klein- und Nutzgérten erfolgte die Verringerung des Abstandes zwischen den Untersu-
chungsstandorten auf 25 m, auf sonstigen, nicht sensibel genutzten Flachen, eine Erweiterung auf

100 m. Ebenfalls genutzt wurden Messwerte aus Altgutachten.

Dadurch sollte in sensiblen Bereichen der Wirkungspfad Boden-Mensch bzw. Boden-Pflanze einer
feineren Auflésung zugefiihrt werden, wahrend auf jahrzehntelang brachliegenden Standorten nicht
mit einer durch Nutzungseinfliisse induzierten abrupten Verdnderung der Schwermetallgehalte zu
rechnen ist. Somit kann die grébere Aufldsung auch unter dem Gesichtspunkt der nur begrenzt zur

Verfugung stehenden Finanzmittel gerechtfertigt werden.

Die Proben wurde aus einer Tiefe von 0 cm - 10 cm unter Gelandeoberkante gewonnen. Eine hori-

zontweise Beprobung, welche in der BBodSchV empfohlen wird, war nicht vorgesehen.

Jeder Probenahmestandort wurde mit einem Bodenprofil genau charakterisiert. Die Profilansprache
erfolgte gemaR Bodenkundlicher Kartieranleitung (KA 4) mittels Bohrstocksondierung (Purckhauer-
Bohrer).

Im Labor wurden die Schwermetallgehalte im Feststoff fir Blei, Cadmium, Arsen und Nickel unter-

sucht.

3.2 Ergebnisse der Detailkartierung

Entsprechend der Konzeptbodenkarte der Stadt Zwickau, welche fur das Malistabsniveau 1:25.000
alleine schon Uber 60 Bodenformen ausweist, musste im Untersuchungsgebiet bei der nun durchge-

fuhrten gromafstablichen Kartierung mit einer vergleichbar hohen Vielfalt gerechnet werden.
Im Folgenden dargestellt sind die Aufnahmeergebnisse aus bisher vorliegenden 213 Aufnahmen.
Insgesamt wurden 37 Bodentypen auf 90 verschiedenen Substrattypen gefunden.
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Die hohe Vielfalt an Bodenformen begriindet sich in dem sich rdumlich-zeitlich Uberschneidenden
Einfluss menschlicher Tatigkeiten. Zu beobachten ist aullerdem, dass selbst innerhalb eines Grund-
stlckes verschiedene Bodenformen anzutreffen sind, wobei die Substratvariabilitdt den entscheiden-

den Faktor fur die Entwicklung des Bodens darstellt.

Es dominieren die Bodenformen der jungen Entwicklungsstadien (Rohbdden, Skelettbéden, Rendzi-

nen und flachgriindige Braunerden).

Die Ursache hierfur liegt in dem mehrfachen Nutzungswechsel innerhalb der letzten 100 Jahre. Des
Weiteren bieten die kinstlich geschaffenen Extremstandorte (z. B. Schotterpisten, Gleisanlagen) von

Natur aus nur wenig Raum fiir eine tiefgriindige Bodenentwicklung.

Der Vergleich mit den laut Konzeptbodenkarte zu erwartenden Bodenformen (19 ausgewiesene Bo-
denformen im betrachteten Gebiet) ergibt, dass durch die Detailkartierung ca. die Halfte der ausge-
wiesenen Bodenformen fiir das Untersuchungsgebiet bestatigt werden kann, teilweise mit geringflgi-

gen Abweichungen bezuglich des Bodenentwicklungsstadiums und der Bodentypauspragung.

Unterschiede treten vor allem dort zu Tage, wo bei der Erarbeitung der Konzeptbodenkarte auf Grund-
lage der Biotoptypenkartierung naturnahe Bodenentwicklungen vermutet wurden. Diese konnten mit
der Detailkartierung nicht bewiesen werden, da quasi das gesamte Untersuchungsgebiet wahrend der
letzten hundert Jahre eine multiple Umnutzung und Beeinflussung durch menschliche Aktivitaten er-
fahren hat und insbesondere auch heute noch erfahrt. Diese enge rdumliche und zeitliche Uberlage-
rung verschiedenster Nutzungstypen konnte bei der Erarbeitung der Konzeptbodenkarte in dem ge-

gebenen Arbeitsmalstab nicht erfasst werden.

Weiterhin verdeutlicht die Gegeniberstellung von Konzeptbodenkarte und Detailkartierung, dass die
exakte Recherche und Analyse der gegenwartigen und historischen Nutzungsverhaltnisse fir die kor-
rekte Ableitung der moglichen Bodenentwicklungen eine herausragende Rolle spielt. Das Untersu-
chungsgebiet an der Reichenbacher Stralle stellt mit hoher Sicherheit ein extremes Beispiel in der
Hinsicht dar, da es im letzten Jahrhundert durch mehrfache Nutzungswechsel gepragt worden ist.
Diesbeziiglich erscheint auch die nur knapp 50-prozentige Ubereinstimmung zwischen Konzeptbo-

denkarte und Detailkartierung verstandlich.
Dementsprechend muss, vor allem unter dem Gesichtspunkt der aufwendigen und teuren Feldkartie-
rung, fir die weiteren Detailkartierungen die Aufnahme der bisherigen Nutzungen als Grundvoraus-

setzung betrachtet werden.

Auf Grundlage dieser multitemporalen Nutzungskarten kann dann unter Bertcksichtigung der Nut-

zungsvielfalt im Zeitverlauf an einem Standort ein reprasentatives Punktraster erstellt werden.
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Unter zeitlich betrachtet relativ homogenen Nutzungsverhaltnissen, z. B. einer bis heute vorhandenen
Wohnbebauung der 30-er Jahre, kann das Punkteraster fir die Bodenaufnahme relativ grob geplant

werden.

Notwendig ist bei gleichbleibenden geologischen und hydrologischen Verhaltnissen eine Feldkartie-
rung nur reprasentativer Standorte unter den charakteristischen Nutzungstypen (Hausgarten, Vorgar-
ten, Wiese, Wascheplatze o0.a.). Auf eine Bodenaufnahme im regelmafigen, quadratischen Punkte-

raster kann auf Grund der Annahme von relativ homogenen Ausgangsbedingungen verzichtet werden.

Die aktuell durchgeflihrte Kartierung zeigt aber auch, dass bei haufigem Nutzungswandel extrem he-
terogene Standorte entstehen kdnnen, welche die Bodenentwicklung engraumig beeinflussen und wo

die Kartierung der aktuellen Béden mit einem sehr hohen Aufwand verbunden ist.

Moglicherweise ist es sinnvoll, die Areale mit (an)dauerndem Nutzungswechsel aus der Kartierung
herauszunehmen und nur die Gebiete mit stabilen Nutzungsverhaltnissen zu kartieren, auf denen

auch eine langerfristige Bodenentwicklung moglich war.

Die nicht kartierten Gebiete sind dann beispielsweise mit dem Hinweis "Areale mit rezentem Nut-

zungswechsel" zu kennzeichnen.

Letztendlich muss entschieden werden, ob die Aufnahme kleinraumig variierender Bodenverhaltnisse
fur die Bewertung der Bodenfunktionen in Hinblick auf die geplante Nutzung verhaltnismaRig hinsicht-

lich Kosten-Nutzen ist.

3.3 Untersuchung der Schwermetallbelastung

Die Belastung des Oberbodens mit Pb, Cd, As und Ni unterliegt erwartungsgemaR starken Schwan-
kungen. Bei der Interpretation der Analysen ist zwischen der Belastung durch atmosphéarische Depo-
sition und durch die Verteilung des Materials durch anthropogene Tatigkeiten, z.B. Verfillung von

Lehmgruben mit Industrieabféllen, zu unterscheiden.

Die statistische Auswertung der Schwermetallgehalte zeigt folgende Tabelle:

Pb Cd As Ni

Probenanzahl 268 265 185 187
Mittelwert 1.015,1 26,9 33,6 52,3
Median 270 6 30 37
Minimum 7 0,1 3 4,8
Maximum 21.720 852 240 880
Varianz 8.696.664 9.719,2 498,7 5.021,2
Standardabweichung 2.949 98,6 22,3 70,9

Tab. 1: Statistische Kenngréen der Schwermetallgehalte im Untersuchungsgebiet
(Angaben in [mg/kg] TS) unter Beriicksichtigung von Angaben aus Altgutachten
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Mittels der Haufigkeitsverteilung der Schwermetallgehalte wird entschieden, welche Belastung auf die

atmosphérische Deposition und welche auf anthropogene Aktivitdten zurtickzufuhren sind.

Der Schwellenwert flr die einzelnen Schwermetalle wird mit der Polynomalfunktion der
Haufigkeitsverteilung beschrieben. Da bei der atmospharischen Deposition mit einem raumlichen
Trend in Abhangigkeit von der Entfernung zum Emittenten zu rechnen ist, sollte eine linksschiefe
Normalverteilung erwartet werden. Dementsprechend sollten alle Werte, die nicht in die linksschiefe
Normalverteilung eingeordnet werden koénnen, der zufalligen Verlagerung durch menschliche

Aktivitdten zugeschrieben werden.

Am Beispiel der Gesamtgehalte an Pb im Kdnigswasseraufschluss wird das Prinzip verdeutlicht
(Abb. 1).

Der Schwellenwert zur Differenzierung zwischen atmospharisch und anthropogen verlagertem Pb liegt
fur das Untersuchungsgebiet zwischen 500 und 600 mg/kg TS fir Pb.

Praktische Bedeutung besitzt die Kenntnis des Schwellenwertes fur die Interpolation der Punktdaten
mittels dem geostatistischen Verfahren "Kriging" zur Schatzung von potentiellen Gebieten, in denen

mit einer Pb-Belastung durch die atmosphéarische Emission zu rechnen ist.

Mittels der Semivariogrammanalyse, welche den rdumlichen Zusammenhang einer im Raum zufallig
verteilten Variable untersucht, wird geprift, inwieweit ein raumlicher Trend in der Pb-Verteilung vor-

handen ist.

Dieser raumliche Trend sollte aufgrund der atmosphéarischen Depositon zu erkennen sein (Abb. 2),
wahrenddessen bei der zusatzlichen zufalligen anthropogen verursachten Verteilung kein radumlicher
Trend (Abb. 3) festzustellen ist.

Das Semivariogramm in Abb. 2 verdeutlicht, dass bis zu einer Reichweite von 400 bis 500 m ein
raumlicher Zusammenhang zwischen Pb-Konzentration und der Lage des Probenahmepunktes her-

gestellt werden kann.

Die Abb. 4 zeigt die Kriging-Interpolation der Pb-Werte jener Standorte, welche mit unter 600 mg/kg

belastet sind. Die Verteilung bestatigt den im Semivariogramm dargestellten Trend.

Die hauptsachliche Belastung mit Blei durch atmosphéarische Deposition fand vor allem innerhalb des

500 m - Radius ausgehend vom Emissionsherd statt.

Innerhalb dieses Bereiches ist prinzipiell mit einer Blei-Belastung zu rechnen, welche den Prufwert fur

Kinderspielflachen von 200 mg/kg TS Uberschreitet.
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Bleigehalte von mehr als 600 mg/kg kénnen mit hoher Wahrscheinlichkeit der menschlichen Aktivitat
zugeschrieben werden, beispielsweise durch die Verlagerung und Einbringung von kontaminiertem
Bodenaushub.

Das Verteilungsmuster wird vor allem durch die Windrichtungsverhalinisse am Standort bestimmt.
Insbesondere trugen somit die Winde aus Nordwest, West und Sudwest zur Verteilung des Pb bei.

Dies entspricht erwartungsgemaf auch den Hauptwindrichtungen im Untersuchungsgebiet.

Der stark durch die Windverteilung verursachte rdumliche Trend muss allerdings noch durch Rich-

tungsvariogramme untersetzt werden.

4. Ausblick

Nicht befriedigen kann, dass der vorsorgende Bodenschutz nach wie vor eine untergeordnete Rolle
spielt.

Eine wesentliche Ursache daflr ist darin zu sehen, dass die gesetzlichen Regelungen, z. B. die wei-
tergehenden politischen Bodenschutzkonzeptionen der Lander, im Gegensatz zum Bereich der Ge-

fahrenabwehr erst am Anfang stehen.

Aus diesem Grund ist es leicht, in jedem Abwagungsprozess den Bodenschutz zwar anzusprechen,
aber bei Nutzungskonkurrenzen wieder hintenan zu stellen. Dies wird nicht nur in Zwickau der Fall

sein.

Aus diesem Grund missen Moglichkeiten gesucht werden, um den Bodenschutz als Schwerpunkt

zukunftiger stadtischer Entwicklung verankern zu kénnen.

Mit dem Beschluss eines Leitbildes im Stadtrat am 28.10.1999 bekannte sich die Stadt Zwickau u. a.
zur "Nachhaltigkeit" als Schwerpunkt bei der zukiinftigen Gestaltung der Umwelt und der Lebensbe-

dingungen.

Um koordiniert und effektiv die mit dem Leitbild beschlossenen Ziele weiter zu verfolgen und zu ver-

wirklichen, wird in Zwickau seit Juli 2000 ein Integriertes Stadtentwicklungskonzept (ISEK) erarbeitet.

Die Aufgabe des ISEK besteht darin, unter gesamtstadtischer und stadtgebietsbezogener Betrachtung
die Prioritaten der Stadtentwicklung in den kommenden 10 — 15 Jahren prazise zu definieren. Ziel ist
es, Fehlentwicklungen zu vermeiden und maximale Synergieeffekte beim Einsatz finanzieller Mittel zu

erreichen.
Im Rahmen des ISEK werden aufgezeigt:

= Entwicklungsprobleme und —potentiale der Stadt,
= Entwicklungsziele und —strategien,

= Mdglichkeiten zum Monitoring und zur Erfolgskontrolle.
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Damit entsteht ein erster Ansatz zur gemeinsamen Betrachtung von Bau, Verkehr, Sozialem, Kultur
und anderen gesellschaftlichen Bereichen mit naturwissenschaftlichen Informationen, z. B. aus dem
Umweltbereich, um modgliche gesamtgesellschaftliche Ziele abzuleiten, darzustellen und auch ab-
zugleichen.

Aufbauend auf den bisherigen Erfahrungen wurde im Rahmen ISEK u. a. die Erarbeitung eines fla-
chendeckenden Bodenkatasters flir den Malstabsbereich 1:2.500 unter besonderer Berilicksichtigung

der Schwermetallgehalte vorgeschlagen.

Als mdgliche Erfolgsindikatoren wurden benannt:

» Schadstoffbelastung

- Nachweis der Verringerung der Belastungen durch Fortschreibung der Belastungskarten,

= Versiegelungsgrad und Bodengtite von Neubauflachen

- Flachenbilanzen

= Schutz von Béden mit besonderer Auspragung von zusatzlicher Bebauung
- "Bodenschutz-"Karte

= Art und Weise der Versickerung von Niederschlagswasser,

- Versickerungs-Karte, Erhebung von Mengenbilanzen.
Uber diese Indikatoren sollen Entwicklungen, positive wie auch Fehlentwicklungen, transparent ge-
macht werden. In der weiteren Diskussion zum ISEK bzw. in dessen Fortschreibung werden diese

Indikatoren sicher weiter prazisiert, erganzt oder auch gestrichen werden.

Sollte letztendlich eine politische Bekenntnis zu Bodenqualitats- und Handlungszielen im Rahmen des

ISEK-Prozesses erfolgen, ware bereits ein Meilenstein fur nachhaltigen Bodenschutz erreicht.

Anlage 1:

Grundlagendaten fiir Konzeptbodenkarte

Bezeichnung Quelle Stand Typ
CIR-Biotoptypen- und Landnutzungskartierung LfUG Dresden | 1993 digital
Flachennutzungsplan der Stadt Zwickau Stadt Zwickau | 1952 analog
Karte der Flachennutzung der Stadt Zwickau Stadt Zwickau | 1969 analog
Karte der Flachennutzung der Stadt Zwickau Stadt Zwickau |1974/75 |analog
Flachennutzungsplan der Stadt Zwickau Stadt Zwickau | 1993 analog
Landschaftsplan der Stadt Zwickau Stadt Zwickau |1993/94 |analog
Karte der besonders geschiitzten Biotope Stadt Zwickau | 1999 analog
Hydroisohypsenplan d. Modellgebietes MOST Zwickau Stadt Zwickau | 1999 analog
Landschaftsplan OT Hartmannsdorf Stadt Zwickau | 1994 analog
Landschaftsplan OT Crossen/Schneppendorf Stadt Zwickau | 1998 analog
Landschaftsplan OT Rottmannsdorf Stadt Zwickau | 1997 analog
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Bezeichnung Quelle Stand Typ
Landschaftsplan Verwaltungsverband Mosel Stadt Zwickau analog
Karte der Kriegsschaden im Stadtzentrum Stadt Zwickau analog
Karte der Altlastverdachtsflachen Stadt Zwickau | 1999 digital
Grund-, Stamm- und Schichtdaten des FIS UHYDRO LfUG Freiberg digital
geologische Aufschlisse (Baugrundgutachten u. &.) Stadt Zwickau | 1998/99 |analog
geologische Aufschlisse (Baugrundgutachten u. a.) StUFA Plauen analog
MMK 25 LfUG Freiberg | 1982 digital
ATKIS-DGM 25 und DHM/M 745 LVA Sachsen digital
Geologische Spezialkarte des Kdnigreiches Sachsen analo
(5140, 5240, 5241, 5340, 5341) 9
Ingenieurgeologische Karte Zwickau LfUG Freiberg | 1999 analog
Lithofazieskarte Quartar 2765 Gera analog
Topographische Karten TK 25 LVA Sachsen analog
Topographische Karten TK 10 LVA Sachsen digital
Anlage 2: Abbildungen
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Abb. 1: Haufigkeitsverteilung der Pb-Gehalte im Untersuchungsgebiet
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Abb. 4: Interpolation der Pb-Verteilung im Untersuchungsgebiet, verursacht durch die
atmospharische Deposition ausgehend vom Emissionsherd im Zentrum



Auslegung / Hinweise zum Vollzug des § 12 BBodSchV
Bodenschutzrechtliche Anforderungen beim Aufbringen von Materialien

auf Boden
Dr. Stefan Seiffert

Sachsisches Staatsministerium fir Umwelt und Landwirtschaft

1. Einleitung

Die bodenschutzrechtlichen Regelung zur Materialaufbringung auf Bdden in der Bundes-Bo-
denschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)3 sind auch auflerhalb der Umweltverwaltung auf
verstarktes Interesse gestollen. Dies belegt die Relevanz des Themas. Im Rahmen des Anwen-
dungsbereichs des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG)* regelt § 12 BBodSchV die Zulassig-
keit von MalBnahmen der Materialaufbringung auf Bdden und setzt damit hierzu insbesondere die
Vorsorgepflicht nach § 7 BBodSchG um. Dabei enthalt § 12 BBodSchV Abs. 2 Satz 1, zweiter Anstrich
einen fachlichen Grundsatz dazu, wann eine Materialaufbringung auf Béden im Hinblick auf die Nut-
zung der stofflichen Eigenschaften des Materials als zulassig anzusehen ist. Die Regelungen des § 12
BBodSchV entfalten dartber hinaus jedoch auch eine Steuerungswirkung auf ahnliche MalRnahmen in
anderen Rechtsbereichen, deren Regelungen zu Einwirkungen auf den Boden nicht abschlieend

sind.

Aufgrund der groRen Materialvielfalt und der teilweise betrachtlichen Mengen, die bodenbezogen ver-
wertet werden sollen, sowohl hinsichtlich des Gesamtanfalls der Materialien wie auch hinsichtlich der
EinzelmalRnahme, stellt § 12BBodSchV eine wichtige und vollzugsrelevante Regelung dar. Es er-
scheint sinnvoll, die bodenschutz- und abfallrechtlichen Regelungen im Zusammenhang zu betrach-

ten.

2. Beriihrungspunkte zu Abfallrecht und -wirtschaft

Bodenaushub, Baggergut, Bauschutt, Klarschlamm und Bioabfalle sind Beispiele fir Materialien, die in
der Bundesrepublik Deutschland in betrachtlichen Mengen anfallen und die vielfach auf Béden aufge-
bracht werden und teilweise auch Uber die Landergrenzen hinweg transportiert werden. Meist stellen
diese mineralischen und organischen Materialien Abfélle dar, die nach MalRgabe der im Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG)5 verankerten Grundséatze maoglichst einer Verwertung zugefuhrt
werden sollen. Demgegeniber besteht ein erheblicher Bedarf an geeignetem Bodenmaterial u. a. fur
Rekultivierungsmaflnahmen. Fir eine bodenbezogenen Verwertung gem. KrW-/AbfG kommt i. d. R.
nur die Nutzung als Sekundarrohstoff (Klarschlamm, Bioabfall) oder die Nutzung der stofflichen Ei-
genschaften der Abfalle fir den urspringlichen Zweck (Bodenmaterial / Baggergut) oder fir andere

Zwecke (sonstige Materialien) in Betracht. Eine stoffliche Verwertung liegt nur vor, wenn nach einer

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV). BGBI. 1999 | Nr.36, S.1554 ff., 16.Juli 1999
Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenveranderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-
Bodenschutzgesetz — BBodSchG), BGBI. 1998 | Nr.16, S.502 ff., 24.Marz 1998

Gesetz zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltvertraglichen Beseitigung von Abfallen
(Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz — KrW-/AbfG) vom 27. September 1994, BGBI |, S. 2705



wirtschaftlichen Betrachtungsweise, unter Beriicksichtigung der im einzelnen Abfall bestehenden Ver-
unreinigungen, der Hauptzweck der MalRnahme in der Nutzung des Abfalls und nicht in der Beseiti-
gung des Schadstoffpotenzials liegt (§ 4 Abs. 3 Satz 2 KrW-/AbfG). Der Nutzen der Abfallaufbringung
kann daher nur im Zusammenhang mit dem nachvollziehbar bestimmten, konkreten Zweck der Auf-
bringung beurteilt werden (z. B. behdrdlich angeordnete Sanierung von schadlichen Bodenverande-
rungen, Erflllung fachtechnischer Anforderungen bei Malnahmen im Erd- und Straflenbau, Mafinah-
men im Landschaftsbau, Erfillung entsprechender Rekultivierungsverpflichtungen). Insoweit muss
eine Eignung des Materials zur Zweckerflllung gegeben sein und stoffliche Eigenschaften des Abfalls
mussen fur den konkret zu erfilllenden Zweck genutzt werden. Dabei kann nur fiir diejenige Menge an
Abfallen eine Verwertung angenommen werden, die erforderlich ist, um im Rahmen der jeweiligen

MaRnahme andere Stoffe zu ersetzen.

Eine Verwertung hat nach MaRRgabe des KrW-/AbfG ordnungsgemaf und schadlos zu erfolgen. Die
Grundpflicht zur schadlosen Verwertung kann im Rahmen des Abfallrechts durch Verordnungen nach
§ 7 und § 8 KrW-/AbfG konkretisiert werden. Die Anforderungen an die Kreislaufwirtschaft im Bereich
der landwirtschaftlichen Diingung durch organische Abfalle werden auf der Grundlage von § 8 KrW-
/AbfG durch die Bioabfallverordnung (BioAbfV) sowie der noch auf Grundlage des alten Abfallgeset-
zes erlassenen AbfKlarV® festgelegt. Fir mineralische Abfalle wurde eine Verordnung auf der Grund-
lage von § 7 KrW-/AbfG noch nicht erlassen. Eine Konkretisierung des Begriffs der Schadlosigkeit
erfolgt hierfur durch das einschlagige Fachrecht und dartiber hinaus durch die TR LAGA’.

Der Begriff 'ordnungsgemafly’ hat neben dem Begriff der Schadlosigkeit einen eigenstandigen Rege-
lungsinhalt. Hinsichtlich einer ordnungsgemalen bodenbezogenen Verwertung von Materialien sind
neben den Vorschriften des Abfall- und Diingemittelrechts, des Wasser-, und Naturschutzrechts sowie
des Bau- und Bergrechts unter den bodenschutzrechtlichen Regelungen insbesondere die in § 12
BBodSchV auf Grundlage von § 6 BBodSchG bundeseinheitlich festgelegten besonderen Anforderun-
gen an das Auf- und Einbringen von Materialien auf und in Béden sowie die allgemeinen Vorsorgean-
forderungen des § 7 BBodSchG i.V.m. § 9 BBodSchV zu beachten.

3. Regelungsinhalte von § 12 BBodSchV

Fir den Verwaltungsvollzug ergeben sich vor dem o. g. Hintergrund zahlreiche rechtliche und fachli-
che Abgrenzungsfragen. Des Weiteren bedirfen in der Praxis u. a. Fragen etwa im Hinblick auf die
Machtigkeit der durchwurzelbaren Bodenschicht, zum Materialienbegriff oder zur bedarfsgerechten
Nahrstoffzufuhr einer naheren fachlichen Konkretisierung. Im Folgenden soll auf einige grundsatzliche

Aspekte der Umsetzung von § 12 BBodSchV eingegangen werden.

§ 12 BBodSchV enthalt auf die Grundséatze und Pflichten des BBodSchG aufbauend materielle Anfor-

derungen fir die beiden Fallgestaltungen des

6 Klarschlammverordnung (AbfKlarV) BGBI. 1992 | S. 912)
" Landerarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) (1977): Anforderungen an die stoffliche Verwertung von minerali-
schen Reststoffen/Abfalle - Technische Regeln (LAGA M20), in Uberarbeitung
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= Auf- und Einbringens von Materialien auf oder in eine durchwurzelbare Bodenschicht sowie der

= Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht.

Damit sind u. a. grundsatzlich Malnahmen des Garten- und Landschaftsbaus, der Verwertung von
Bodenmaterial/Baggergut auf landwirtschaftlich genutzten Flachen, der Auf- und Einbringung von
Bankettschalgut auf Bdden, der Begrinung von baulichen Anlagen, der Rekultivierung von Steine-
/Erden-Abbaustéatten, Braunkohletagebauen und sonstigen Abgrabungen oder entsprechende Mal-
nahmen im Rahmen der Sanierung von schadlichen Bodenveranderungen und Altlasten angespro-

chen.

Nicht in den Regelungsbereich von § 12 BBodSchV fallt gemall § 3 BBodSchG jedoch die ord-

8 9 19545wie von Bioabfallen ' und Klarschlammen'? als

nungsgemalfe Aufbringung von Diingemitteln
Sekundarrohstoffdiinger auf landwirtschaftlich/ gartenbaulich, bei Bioabfallen auch auf forstwirtschaft-

lich genutzte Flachen.

Aufbauend auf den Grundsatzen des BBodSchG regelt § 12 BBodSchV im Wesentlichen

= die Eingrenzung zulassiger Materialien,

= den Mal3stab zur Besorgnisschwelle, insbes. hinsichtlich stofflicher Qualitdtsanforderungen,
= Nitzlichkeitsanforderungen,

= Untersuchungspflichten,

= die Begrenzung der Nahrstoffzufuhr,

» Anforderungen an die technische Ausfiihrung von Materialaufbringungen,

» Ausschlussflachen und

= Ausnahmen bzw. Sonderregelungen.

4. Umsetzung der Regelung

Die rechtlichen Bestimmungen des vorsorgenden Bodenschutzes richten sich grundsatzlich unmittel-
bar an die Pflichtigen und damit an die Akteure bei der Aufbringung von Materialien auf Béden, d.h.
die Eigentiimer, Nutzer und diejenigen, die Malinahmen verrichten (z.B. Bauunternehmer) oder durch-
fihren lassen. Sowohl bei Vorhaben im Rahmen von Genehmigungsverfahren als auch bei verfah-
rensfreien Vorhaben sind die materiellen Anforderungen des Bodenschutzrechts, also auch die Rege-

lungen des §12 BBodSchV zu bericksichtigen.

Im Bundes-Bodenschutzrecht wurden fir das Auf- und Einbringen von Materialien auf und in eine
durchwurzelbare Bodenschicht bzw. die Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht keine ei-

genen Genehmigungstatbestdande geschaffen. Der Vollzug des § 12 BBodSchV ist daher nur in einer

8Di]ngemittelgesetz;BGBI.1977/1999,IS.2451
o Verordnung Uber die Grundsatze der guten fachlichen Praxis beim Diingen (Diingeverordnung) BGBI. 1996 | S.
118
'° Diingemittelverordnung BGBL. 1991/1997 S. 1835
M Verordnung Uber die Verwendung von Bioabfallen auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich und gartnerisch
b genutzten Béden (Bioabfallverordnung - BioabfV) BGBI. 1998 | S. 2955
a.a.O.
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engen Zusammenarbeit mit den fir Planungs- und Gestattungsverfahren zustandigen Behérden még-
lich.

Insbesondere in folgenden genehmigungspflichtigen Verfahren kdnnen jedoch Belange des Boden-

schutzes berthrt sein:

= baurechtliche Genehmigungsverfahren,

= Zulassungsverfahren nach Vorschriften Gber Bau, Anderung, Unterhaltung und Betrieb von Ver-
kehrswegen,

= wasserrechtliche Zulassungsverfahren fir den Gewasserausbau,

= bergrechtliche Betriebsplanverfahren,

= sonstige Zulassungs- und Genehmigungsverfahren flir Abgrabungen und Aufschittungen (z.B.
naturschutzrechtliche Zulassungen),

= abfallrechtliche Zulassungsverfahren bzw. Verfahren zur Erteilung abfallrechtlicher Anordnungen
und

= immissionsschutzrechtliche Verfahren.

In diesen Fallen sind bei der Prifung der Zulassigkeit der Vorhaben die materiellen Anforderungen
nach § 7 BBodSchG i.V.m. §§ 9 und 12 BBodSchV zu berlicksichtigen. Die zustandige Bodenschutz-
behoérde sollte in jedem Falle als Fachbehdrde in den Verfahren beteiligt werden.

Bei verfahrensfreien Vorhaben, auch solchen, die z. B. infolge von Ausnahme- bzw. Bagatelleklauseln
nicht genehmigungsbediirftig sind, hat der Pflichtige die Vorsorgeanforderungen des Bodenschutzes

eigenverantwortlich zu beachten.

Wird durch das Aufbringen von Material die Besorgnis des Entstehens einer schadlichen Boden-
veranderung hervorgerufen, kann die zustandige Bodenschutzbehdérde gemalt § 10 Abs.1i.V.m. § 7
BBodSchG gegeniber dem Pflichtigen Anordnungen zur Vorsorge treffen. Nach § 12 Abs. 3
BBodSchV kdnnen insbesondere weitere Untersuchungen hinsichtlich der Standort- und Bodeneigen-

schaften angeordnet werden.

5. Grundziige der fachtechnischen Beurteilung

Zur fachtechnischen Beurteilung der angesprochenen MalRnahmen sind eine Reihe von Informationen
erforderlich, insbesondere hinsichtlich Art und Zweck der MalRnahme, Art des Einbaus, Angaben zur

Aufbringungsflache, Angaben zum Material und vorliegender Untersuchungsergebnisse.

Die Reihenfolge der Bearbeitungsschritte bei der fachtechnischen Beurteilung weicht von der Absatz-
folge des Verordnungstextes ab. Zunachst wird zu prifen sein, ob die Mallnahme unter den Anwen-
dungsbereich von § 12 BBodSchV fallt bzw. dessen materielle Anforderungen zu Grunde zu legen

sind und ob Ausnahmetatbestidnde gem. § 12 BBodSchV zum Tragen kommen.
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Grundsatzliche Ausnahmetatbestande gelten bei Errichtung oder Umbau baulicher Anlagen in Verbin-
dung mit der Verwertung am Herkunftsort sowie bei Umlagerungen im Bereich von schadlichen Bo-

denveranderungen / Altlasten.

Weiterhin ist zu prifen, ob Ausschlussflachen gem. § 12 Abs. 8 BBodSchV betroffen sind, auf denen
eine Materialaufbringung zunachst grundsatzlich auszuschlielRen ist und fir Ausnahmen im Einzelfall

die zustandigen Behdrden zu beteiligen sind.

Sind die allgemeinen Anforderungen des § 12 BBodSchV fir die MalRnahme relevant, ist zunachst
ausgehend vom Zweck der Malihahme zu beurteilen, ob mit der Mallnahme die nachhaltige Siche-
rung oder Wiederherstellung der Bodenfunktionen gem. § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 Buchstabe b und ¢
BBodSchG verbunden sind.

Bei der weiteren Beurteilung ist die Zulassigkeit der vorgesehenen Materialien nach ihrer Art sowie
ihren stofflichen und physikalischen Eigenschaften zu prifen. Spezielle Regelungen gelten fiir Gebiete
mit erhdhten Schadstoffgehalten n. § 12 Abs. 10 BBodSchV. Weiterhin ist die Einhaltung einer der
Folgevegetation angepassten Nahrstoffzufuhr sowie die Einhaltung der Anforderungen an die techni-
sche Ausflihrung zu beurteilen. Zur generellen Untersuchungspflicht gibt es Ausnahmen bei Ruickfiih-

rung von Bodenmaterial nach lokalen Erosionsereignissen oder aus der Erntegutreinigung.

6. Nachhaltige Sicherung und Wiederherstellung von Bodenfunktionen

Aus der Vorgabe der BBodSchV einer "nachhaltigen Sicherung oder Wiederherstellung von (bestimm-
ten) Bodenfunktionen" ergibt sich zunachst, dass eine Verschlechterung des Aufbringungsstandortes
auszuschlief3en ist, sowie weiterhin in Abhangigkeit des Zwecks der Malinahme konkrete Anforderun-
gen an die physikalische, chemische und biologische Beschaffenheit der entstehenden Bodenschich-

ten zu erfillen sind.

Die Erfullung der genannten Bodenfunktionen und deren nachhaltige Sicherung setzt grundsétzlich
die besonderen Eigenschaften der obersten, durchwurzelbaren Bodenschicht voraus, die im Regelfall
nur von "natirlichem" Bodenmaterial erfiillt werden. Aus fachlicher Sicht soll daher vorzugsweise Bo-
denmaterial (einschlieRlich Baggergut) mit besonders geringem Anteil an Fremdbestandteilen fiir die
Herstellung einer durchwurzelbaren Schicht verwendet werden. Im Weiteren kann auf die DIN 19731
zurtickgegriffen werden. Anhand von flnf Prifkriterien werden dort die Bodenmaterialien bewertet und

bezogen auf den Boden am Aufbringungsstandort klassifiziert.

Im Hinblick auf die einzelnen genannten Bodenfunktionen bedeutet dies grundsétzlich:

Eine Wiederherstellung der Lebensraumfunktion (Nr.1a), insbesondere als Lebensraum fir Pflanzen
kann grundséatzlich in der Herstellung oder VergréRerung der durchwurzelbaren Bodenschicht durch
geeignetes Material bestehen. Ausnahmen hiervon kénnen jedoch beispielsweise flir Trockenmager-

rasen oder wechselfeuchte Standorte bestehen.
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Eine nachhaltige Sicherung der Filter- und Puffereigenschaften im Hinblick auf die Funktion als Be-
standteil von Wasser- und Nahrstoffkreislaufen (Nr. 1b) und als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedi-
um (Nr. 1c) kann inshesondere gegeben sein, wenn das Auf- und Einbringen von Materialien zu einer
Erh6hung der Wasserspeicherkapazitat fiihrt, eine Verlangerung der Filterstrecke zum Grundwasser

darstellt und eine Erhéhung der Sorptionskapazitat fir Nahr- und Schadstoffe bewirkt.

Im Hinblick auf die "Funktion als Standort fir Siedlung und Erholung" (Nr. 3b), wie z. B. bei Rasen-
und Zierpflanzenflachen sowie die ,Funktion als Standort fir land- und forstwirtschaftliche Nutzung"
(Nr. 3c) kann eine nachhaltige Sicherung der Begriinungs- bzw. Ertragsfahigkeit z. B. durch die Ver-
besserung des Wasserhaushalts oder der Durchwurzelbarkeit bzw. der Griindigkeit erfolgen. Das
Nahrstoffangebot als weitere Komponente dieser Funktionen ist im Zusammenhang mit §12
BBodSchV bei der Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht im Rahmen von Rekultivie-
rungsvorhaben - insbesondere zum Zweck der landwirtschaftlichen Folgenutzung — oder der Anlage
von Rasen- oder Zierpflanzenflachen relevant. Hierbei kann die mit der Substrataufbringung verbun-
dene Nahrstoffzufuhr grundsatzlich bis zu der durch § 12 Abs. 7 BBodSchV begrenzten Héhe als
nitzlich betrachtet werden. Die Nahrstoffzufuhr im Rahmen der weiteren landwirtschaftlichen Bewirt-

schaftung ist durch die Dingeverordnung geregelt.

Die Nutzlichkeit der Zufuhr von organischer Substanz im Rahmen v. g. Malihahmen ist — insbesonde-
re unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit - in Abhangigkeit von Art und Menge der organischen Sub-
stanz sowie den standértlichen Gegebenheiten zu betrachten. Ein bestimmter angestrebter Humus-
gehalt bzw. ein Gleichgewicht im Auf- und Abbau des Humus im Boden ist i.d.R. nur langfristig und
nicht durch das einmalige Auf- oder Einbringen groRer Mengen zu erreichen. Das Auftreten anaerober
Prozesse durch zu tiefes Einbringen organischer Masse entspricht nicht hier betrachteten Nutzlich-

keitskriterien.

7. Zulassigkeit der Materialien

Bei der Frage der Zulassigkeit der Materialien sind die eingangs genannten Fallgestaltungen zu unter-

scheiden. Dabei sind grundsatzlich folgende weitere Differenzierungen maéglich:

» Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht in oder auf Béden gem. § 12 Abs. 1 BBodSchV,
dabei

- Herstellung einer vollstéandig neuen durchwurzelbaren Bodenschicht oder

- Ergénzung / Erweiterung einer vorhandenen durchwurzelbaren Bodenschicht (d. h. auch

Auf- und Einbringen gem. Abs. 2 in gro3en Mengen)

= Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht im Rahmen von Rekultivierungsvorhaben ein-
schlieBlich Wiedernutzbarmachung gem. § 12 Abs. 2 BBodSchV

- im Sinne der Wiederherstellung, z. B. nach Abgrabung und anschlieender Verfillung,

- mit den Spezialfadllen, bei denen die durchwurzelbare Bodenschicht auf einer Durch-

wurzelungssperre hergestellt wird (dadurch ggf. deren Machtigkeit begrenzt wird) und bei
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denen ggf. weitere fachtechnische Anforderungen bestehen (z. B. Rekultivierung von Depo-

nien) oder

- mit dem Spezialfall des Entstehens einer durchwurzelbaren Bodenschicht nach einer Ent-

siegelungsmalRnahme

Wahrend fir die Herstellung durchwurzelbarer Bodenschichten die verwendbaren Materialien grund-
satzlich durch Abs. 1 eingegrenzt werden, ist fur das Auf- und Einbringen von Materialien in oder auf
Bdden der Materialienbegriff umfassend im Sinne von § 6 BBodSchG. Flhrt jedoch ein in grof3en
Mengen aufgebrachtes Material zu einer feststellbaren Veranderung der Machtigkeit der oberen
Schicht, ist unter bodenkundlichen Gesichtspunkten auch diese MaRnhahme als Herstellung einer neu-
en durchwurzelbaren Bodenschicht zu betrachten und dementsprechend gleichfalls die Einschran-
kungen hinsichtlich der zuldssigen Materialien zu beachten.

8. Machtigkeit der durchwurzelbaren Bodenschicht

Die Beurteilung der Machtigkeit der durchwurzelbaren Schicht erfolgt unter zwei voneinander unab-
hangigen Aspekten:

= die Bestimmung/Ermittlung der Mé&chtigkeit im Hinblick auf die grundsatzlich hierfur in Frage kom-
menden (zuldssigen) Materialien
= Anforderungen an die Materialmenge aus fachlicher und technologischer Sicht im Hinblick auf die

Nutzlichkeit bzw. zweckbestimmte Funktionserfiillung der MalRnahme.

Bei der Herstellung durchwurzelbarer Bodenschichten ist deren Machtigkeit im Hinblick auf die Zulas-
sigkeit der Materialien zu ermitteln. Die Machtigkeit einer neuen durchwurzelbaren Bodenschicht ist
dabei immer als Ergebnis der geplanten oder durchgefiihrten Malnahme zu betrachten und zu beur-
teilen. Sie ist grundsatzlich anhand der Durchwurzelbarkeit der neuen und ggf. vorhandenen Substra-
te, der weiteren Standortbedingungen sowie der zukinftigen Vegetation zu bestimmen. Die Méachtig-
keit einer hergestellten durchwurzelbaren Bodenschicht entspricht der Durchwurzelungstiefe, die die
zukunftige standorttypische bzw. bestimmungsgemafle Vegetation auf der neu geschaffenen bzw.

wiederhergestellten Bodenschicht erreichen kann.

Als Orientierung fur die Bestimmung der Machtigkeit der durchwurzelbaren Bodenschicht kann der
Bodenkennwert ,effektive Durchwurzelungstiefe,,13 herangezogen werden. Mit diesem Ansatz kann
eine differenzierte Betrachtung hinsichtlich Vegetationsarten, Standortbedingungen und Materialei-
genschaften vorgenommen werden. Dabei ist zu beachten, dass die tatsachliche Durchwurzelung
i. d. R. darlber hinausgeht. Orientierungswerte fiir die Machtigkeit durchwurzelbarer Bodenschichten

werden derzeit durch eine Arbeitsgruppe der Lander zusammengestellt.

"vgl. Bodenkundliche Kartieranleitung (KA 4), Seite 311ff.
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Die erforderliche Materialmenge bei der Herstellung oder Wiederherstellung einer durchwurzelbaren
Bodenschicht ergibt sich grundsatzlich aus der Machtigkeit der neu zu schaffenden durchwurzelbaren
Bodenschicht (siehe vorherigen Abschnitt). In speziellen Fallgestaltungen koénnen fachtechnische
Anforderungen an die MaRnahme insgesamt oder hinsichtlich der Machtigkeit der durchwurzelbaren
Schicht bestehen. Aus bodenkundlicher Sicht sollte man sich hier bei der Planung i. d. R. an der fir
die Begrinung und zweckbestimmten Funktionserfullung erforderlichen Durchwurzelungstiefe orientie-

ren.

Sollen Materialien als Sicherungsmaflinahme i.S.d. § 2 Abs.7 Nr.2 BBodSchG auf kontaminierte Bo-
den aufgebracht werden, so ist die Machtigkeit auch nach den Maltgaben der Gefahrenabwehr auszu-

richten.

Bei der Rekultivierung gesicherter Deponiekdrper ist die Machtigkeit an die Erfordernisse der Depo-

niesicherung/Sanierung und an die beabsichtigte Begrinung anzupassen.

9. Gebiete mit erhéhten Schadstoffgehalten

Eine spezielle Regelung sieht § 12 Abs. 10 BBodSchV fiir die Umlagerung von Bodenmaterial in Ge-
bieten mit erhdhten Schadstoffgehalten vor. Hiervon ist i. d. R. bei groRflachigen Uberschreitungen
der Vorsorgewerte auszugehen. Solange keine behordliche Gebietsfestlegung besteht, liegt hiermit

eine Sonderregelung fur Einzelfélle vor.

Voraussetzung fir die Zulassigkeit der Bodenmaterialumlagerung ist abweichend von den Anforde-
rungen gemal Abs. 2, dass es sich um eine Verlagerung von Bodenmaterial innerhalb eines Gebietes
handelt, dabei am Aufbringungsort die vorliegende Schadstoffsituation nicht nachteilig verandert wird™
und die in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 BBodSchG genannten Bodenfunktionen nicht zusatzlich beeintrach-
tigt werden'®. Die Ubrigen Anforderungen des § 12 BBodSchV werden von der Ausnahmeregelung

dagegen nicht bertihrt.
Um die Zulassigkeit von Bodenmaterialumlagerungen entsprechend beurteilen zu kénnen, missen
gebietsspezifische Informationen vorliegen. Diese muissen insbesondere folgende Aussagen ermdgli-

chen:

= Gebietsabgrenzung ("innerhalb des Gebietes ..."),

" Wahrend gemal § 12 Abs. 2 BBodSchV am Ort des Auf- oder Einbringens die Vorsorgewerte i. d. R. nicht
Uberschritten werden durfen.

Wahrend gemal § 12 Abs. 2 ansonsten gefordert wird, dass mindestens eine dieser Bodenfunktionen nach-
haltig gesichert oder wiederhergestellt wird.
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» Benennung der Stoffe, fir die innerhalb des Gebietes erhohte Schadstoffgehalte bestehen und Be-

schreibung der Verteilung der Schadstoffgehalte im Gebiet, dabei

- Ausschluss von Flachen innerhalb des Gebietes mit bekannten oder vermuteten spezifischen,
d. h. nicht naturbedingten oder grof3flachig siedlungsbedingten Belastungen, mithin schadliche

Bodenveranderungen oder Altlasten,

- Ausschluss von Flachen innerhalb des Gebietes, die entweder unbelastet sind oder gemaf §
12 Abs. 8 BBodSchV von einem Auf- und Einbringen von Materialien grundsatzlich ausge-

schlossen werden sollen,

» Beurteilungsgrundlage, ob am Ort des Aufbringens die Verschlechterung der Schadstoffsituation

ausgeschlossen werden kann.

Die behdrdliche Festlegung des Gebietes ist als "Kann"-Bestimmung enthalten. Eine Gebiets-
festlegung nach § 12 Abs. 10 Satz 2 BBodSchV kann unmittelbar, z. B. in Form einer Allge-
meinverflgung der zustédndigen Bodenschutzbehdrde erfolgen. Eine landesrechtliche Regelung auf
der Grundlage des § 21 Abs. 3 BBodSchG ist hierfur nicht Voraussetzung. Nur im Zusammenhang mit
einer Gebietsfestlegung kann die zustandige Behorde allgemeine Ausnahmen zur generellen Unter-
suchungspflicht sowie zu den Anforderungen gemafR Abs. 4 (i. d R. Einhaltung von 70% der Vorsor-
gewerte bei landwirtschaftlicher Folgenutzung) festlegen. Hinsichtlich der Abfalleigenschaften von zu
verlagerndem Bodenmaterial mit erhdhten Schadstoffgehalten sind auch die abfallrechtlichen Nach-
weispflichten und Regelungen fiir besonders (iberwachungsbediirftige Abfalle (Andienungs- und Uber-

lassungspflichten) zu beachten.

Bei einer entsprechenden Umlagerung sollte in jedem Fall ein ausreichender Abstand zu einer mdgli-
chen Gefahrensituation berticksichtigt werden, mithin i. d. R. ein Unterschreiten der nutzungsbezoge-

nen Prifwerte.

MafRnahmen der bodenbezogenen Materialverwertung unterhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht
Bei allen weiteren Fallgestaltungen der bodenbezogenen Verwertung von Materialien richten sich die
materiellen Anforderungen zur Erflllung der Vorsorgepflichten nach den oben genannten Vorgaben
von § 7 BBodSchG und § 9 BBodSchV, wobei § 12 BBodSchV ggf. zu bertcksichtigen ist. Beispiele
hierfir sind die Verwertung von Bodenmaterial unterhalb einer durchwurzelbaren Bodenschicht zur
Verfiillung von Rohstoffabbaustatten oder bei der Gelandemodellierung im Landschaftsbau. Fir diese
Fallgestaltungen sollen die materiellen Anforderungen des Bodenschutzes insbesondere durch die
Technischen Regeln der Landerarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) ,Anforderungen an die stoffliche
Verwertung von mineralischen Abféallen“ bzw. durch Technischen Regeln des Landerausschusses
Bergbau (LAB) ,Anforderungen an die stoffliche Verwertung von Abféallen im Bergbau Gber Tage* wei-

ter konkretisiert werden.
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10. Fazit und Zusammenfassung

Den Regelungen des § 12 BBodSchV kommt auf Grund der in der Praxis auftretenden Materialstréme
eine bedeutende Rolle zur Umsetzung der Grundséatze des BBodSchG zu. Die unbestimmten Rechts-
begriffe bedurfen der fachlichen Konkretisierung. Dabei ist eine landertbergreifende Abstimmung
anzustreben. Vollzugs- bzw. Arbeitshilfen sollen die Umsetzung der Regelungen erleichtern. Weitere

Praxiserfahrungen missen hinzukommen.
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Zusammenarbeit von Berg- und Bodenschutzfachbehoérden beim Vollzug
des Abfall-, Berg- und Bodenschutzrechtes fiur die Wiedernutzbarma-

chung von Bergbauflachen
Dr. Olaf Penndorf

Staatliches Umweltfachamt Leipzig

Abstract: The analysis of the practical realities of waste utilisation and soil conservation conducted in
the course of developing practical proposals to solve the issues of mining administration led to joint
agreements which saw professional solutions accepted and implemented by both sides. The results
can be gauged from the level of satisfaction felt by the mining company in spite of -- or perhaps actu-
ally due to -- the demands included in the authorisation granted in accordance with miner's statutes
and regulations, essentially because these requirements are clear to the company and allow it to act

on a firm legal footing whilst also, of course, being fully acceptable in the interests of soil conservation.

Zusammenfassung:

Die Auseinandersetzung mit der Praxis der Abfallverwertung und des Bodenschutzes bei der Erarbei-
tung vollziehbarer Losungsvorschlage flir die Bergverwaltung fiihrte bei gemeinsamer Abstimmung zu
fachlich beiderseits getragenen Vollzugslésungen. Malistab dafir ist die Zufriedenheit des Bergbau-
treibenden trotz oder gerade wegen der Anforderungen in der bergrechtlichen Zulassung, weil er die-
se versteht, rechtssicher handeln kann und sie letztendlich im Interesse des Bodenschutzes akzep-
tiert.

Keywords: waste managemet, mining, soil conservation, supervisory mining authority,
rehabilitation of mined lands

Schlagworte: Abfallverwertung, Bergbau, Bodenschutz, Bergaufsicht, Wiedernutzbarmachung

1.  Vorbemerkungen

Seit langem werden Bdden und Bodenoberflachen in erheblichem Umfang fur Zwecke der Abfallver-
wertung beansprucht. Die gewachsene Sensibilitdt der Verbraucher gegeniiber mdglichen qualitativen
Beeintrachtigungen der auf landwirtschaftlichen Flachen produzierten Nahrungsmitteln und die damit
verbundenen gesundheitlichen Risiken sind eine wesentliche Ursache dafiir, dass sich das Interesse
der Abfallwirtschaft zunehmend auf andere Flachen, wie z. B. devastierte oder landwirtschaftlich nur
eingeschrankt nutzbare Flachen richtet, weil hier weniger strenge Anforderungen an Umweltschutzg-
ter und damit eine gréRere Akzeptanz fir die Verwertung von Abféllen vermutet werden. Fir den Um-
gang mit Abfallen anderten sich mit dem Inkrafttreten des KrW-/AbfG 1994 grundlegend die gesetzli-
chen Rahmenbedingungen. Der nunmehr unbedingte Vorrang der stofflichen Verwertung der Abfalle
vor der Beseitigung forciert seit einigen Jahren zusatzlich die intensive Suche nach neuen Verwer-

tungsmaoglichkeiten.

-110 -



Im Zeitraum 1993 - 1999 wurden im sachsischen Bergbau in der GréRenordnung von ca. 52,4 Mio t
bergbaufremde Abfalle auf devastierten Flachen zur Wiedernutzbarmachung eingesetzt. Nach Kennt-
nisstand des Staatlichen Umweltfachamtes Leipzig kamen im selben Zeitraum allein im Zustandig-
keitsbereich des Bergamtes Borna etwa 20,3 Mio t mineralische Nichtbergbauabfalle in Restléchern
zum Einbau. Unter Bergrecht stehend befinden sich die o0.g. Flachen zunachst auRerhalb der Zustan-
digkeit der Umweltverwaltungen in Verantwortung der Bergbehdrden. Diese stehen vor dem Problem
zu entscheiden, was noch als Verwertung oder bereits als Beseitigung zu gelten hat und in welchem
MaRe dabei das Schutzgut Boden zu beachten ist. Mit dem seit 1999 zu vollziehenden BBodSchG
und seiner Verordnung gibt es nun Vollzugsregelungen, die das Abfall- und Bergrecht materiell unter-

setzen.

2. Die Zusammenarbeit von Bergamt Borna und StUFA Leipzig

Ein erster Meilenstein in der Zusammenarbeit beider Behérden war die Schaffung eines Merkblattes
,zum Abriss von baulichen Anlagen und zur Separierung, Behandlung, Verwertung und Entsorgung
von Reststoffen und Abfallen“ im Jahr 1992. Dieses Papier, basierend u.a. auf einem friilheren Entwurf
der LAGA-TR zu ,Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfallen”
(LAGA, 1992), schuf erstmals einen einheitlichen Rahmen fiir die Verwertung von mineralischen Ab-
fallen im Regierungsbezirk Leipzig. Den besonderen Bedingungen der Verwertung mineralischer Ab-
falle im Bergbaubereich wurde insbesondere dadurch Rechnung getragen, dass die aus dem LAGA-
TR-Entwurf bekannten ,Z2-Werte = Verwertung unter definierten technischen Sicherungsmafinah-
men* nicht in das Merkblatt aufgenommen wurden, da die Nutzung derart stofflich belasteter Abfalle in
Kombination mit der dann notwendigen technischen Sicherung nach gemeinsamer Meinung von
Bergamt Borna und StUFA Leipzig dem Ziel einer bergrechtlich geforderten nachsorgefreien Wider-

nutzbarmachung nicht entsprach.

Seit 1992 fertigt das StUFA Leipzig als Bodenschutzfachbehérde fur die Bergverwaltung im Rahmen
der Betriebsplanzulassungsverfahren auf der Grundlage des einschlagigen Umweltfachrechtes Fach-
stellungnahmen, formuliert dabei Vorschlage flir Nebenbestimmungen und begriindet diese entspre-
chend den fachlichen Erfordernissen. Speziell fir die hinreichende Berticksichtigung des Schutzgutes
Boden in den Antragsunterlagen bzw. im Verfahren entwickelte das StUFA Leipzig Arbeitsblatter fur
die einzelnen Verfahrensabschnitte Raumordnungsantrag, planfestzustellender obligatorischer Rah-
menbetriebsplan, fakultativer Rahmenbetriebsplan sowie Haupt-, Sonder- und Abschlussbetriebsplan.
Diese werden entsprechend den Novellierungen der gesetzlichen Regelungen sowie in Anpassung an

den aktuellen Stand des Fachwissens sténdig aktualisiert.

Die auf den Stellungnahmen des StUFA Leipzig aufbauenden Planfeststellungen von obligatorischen
Rahmenbetriebspléanen bzw. Zulassungen von fakultativen Rahmenbetriebsplanen, Haupt-, Sonder-
und Abschlussbetriebsplanen mit den entsprechenden abfallrechtlich- und bodenschutzrelevanten
Nebenbestimmungen sind wiederum Gegenstand einer seit 1995 stattfindenden Uberwachungstétig-
keit gemeinsam mit dem Bergamt Borna in den bergbaulichen Anlagen, die zur Widernutzbarmachung

ihrer Abbauflachen unter anderem auch bergbaufremde Abfélle nutzen. Anfangs auf Basis freiwilliger
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Vereinbarungen auf Anregung des StUFA Leipzig ist seit 1996 die Verordnung des Sachsischen
Staatsministeriums fir Umwelt- und Landwirtschaft tGber Zustandigkeiten bei der Durchflihrung abfall-

rechtlicher und bodenschutzrechtlicher Vorschriften (ABoZuV) dafiir die Grundlage.

In diesem Zeitraum verwerteten die Bergbaubetriebe im Zustandigkeitsbereich von Bergamt Borna
und StUFA Leipzig insgesamt 16 Mio t Gberwiegend Bodenaushub und nicht bautechnisch verwertba-
ren Bauschutt, in Einzelfallen auch Braunkohlenaschen und Ofenausbruch. Zur behérdlichen Uber-
wachung dieser Tatigkeit werden jahrlich Gber 60 Kontrollen in 40 — 50 Betrieben in folgendem Um-

fang durchgefihrt:

Kontrollumfang Kontrollinhalt

Betriebsplangemalie Zulassigkeit der Ablage-
Abfallarten rung
bergbaufremder Abfallarten

Inhaltliche Vollstandigkeit der Herkunftsnach-
weise

Personell abgesicherte Annahmekontrolle ins-
Annahmekontrolle bes. am Ort der Verkippung

Maoglichkeiten der nachtraglichen Sortierung
geringfiigig mit unzulassigen Abfallarten ver-
mischter Abfalle

Vorhandensein eines Kippstellenrasters im
Wiedernutzbarmachungsbereich

Kennzeichnung der Ablagerungsstellen RisswerkméRige Erfassung des Bereiches der
Abfallverwertung, einschlieRlich Zuordnung der
angelieferten Abfalle

Vorhandensein und Informationsgehalt der De-
klarationsanalysen, soweit erforderlich

Probenahme fir Eigenkontrolle/ Fremdiiberwa- | Reprasentativitat der Abfallbeprobung (Proben-
chung, einschlieflich Unterlagen zum Nachweis | anzahl, -beschreibung) am Standort der Verwer-
der chemischen Qualitat des Abfalls tung

Zuordnung der Beprobungen im Risswerk
Umsetzung der Empfehlungen der Gutachter

Volumen-/Massenbilanz zu den eingelagerten .
Vorhandensein

Abfallen
Sonstige MaRgaben zum Wiedernutzbarma- Ablagerungsmachtigkeit
chungsziel Textur und Struktur von Nichtbodenabfallen

Tabelle 1: Kontrollumfang und —inhalt der Uberwachung zur Abfallverwertung in Bergbaubetrieben

Als Mangelschwerpunkt kristallisierte sich bei den Kontrollen bislang insbesondere die Ablagerung
von unsortiertem Bauschutt bzw. Baustellenmischabfallen mit signifikanten Anteilen an Holz, Schrott
und Kunststoffabfallen heraus. Neue problembehaftete Abfallarten, die im Verlauf der Kontrolljahre an
Bedeutung gewannen und als solche von einzelnen Betrieben nicht erkannt worden sind, stellten Alt-
schotter und deren Absiebung sowie GielRereialtsande dar. Der Anteil nicht recycelbarer Bauschutte
am gesamten Abfallvolumen wuchs in den letzten Jahren stark an und Ubertrifft derzeit in einzelnen

Betrieben das Volumen an Bodenaushub. Die Verlagerung der Bautatigkeit von der ,griinen Wiese“ in
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innerstadtische Bereiche (Flachenrecycling) sowie die zunehmende Gebaudeerneuerung sind dafir
Ursache. Positiv ist zu unterstreichen, dass die Bergbautreibenden sich ihrer Verantwortung als Ab-
fallverwerter zunehmend bewusst geworden sind, auch wenn dies durch die ,Konkurrenz“ — Deponie-
betreiber und Inhaber von Genehmigungen fiir Abgrabungen und ,Verfiillungen“ nach Baurecht noch
oft bestritten wird. So gab es in den vergangenen Jahren im Amtsbereich bislang keinen Fall von Ver-
dacht auf umweltgefahrdende Abfallbeseitigung. Der Anteil von VerstéRen gegen die bergrechtliche
Zulassung (zugelassene Abfallarten) umfasste weniger als 2 % aller Kontrollen. Die insbesondere in
den Restléchern des Braunkohlenbergbaus in den ersten Jahren in nicht wenigen Fallen festgestellte
ungeeignete physikalische Qualitat der eingelagerten Abfalle (Textur, Struktur) sowie die nicht immer
dem Wiedernutzbarmachungsziel entsprechend Ablagerungsstarke (z.B. > 2 m bei der Abdeckung
von Ascheflachen) waren jlingst bei weitem nicht mehr in diesem Malle erkennbar. Hier zeigte sich
augenscheinlich der Erfolg der fachlichen Beratung der Bergbautreibenden bei den Kontrollen. Dar-
iber hinaus wurden die Uberwachungstermine durch die Bergbautreibenden auch genutzt, um sich
Uber aktuelle Fragen aus dem Bereich Abfall-, Berg- und Bodenschutzrecht zu informieren. Das StU-
FA Leipzig wiederum versetzt sich durch die fachliche Begleitung der Kontrollen in die Lage, an die
regionalen Bedingungen angepasste Fachkonzepte im Rahmen der Umsetzung der Anforderungen
des Bodenschutzes im Bergbau zu erarbeiten und dem Bergamt Borna zum Vollzug zur Verfiigung zu

stellen. Im Einzelnen wurden erarbeitet:

1997 ein Abstimmungspapier Uber Kriterien zum Einsatz bergbaufremder mineralischer Stoffe Uber
Bodenmaterial hinaus als Abfall zur Verwertung auf der Grundlage des KrW-/AbfG im Zusammen-

hang mit der Bergbausicherheit und bergbaulichen Wiedernutzbarmachung nach BBergG.

Ausgehend von der Erlauterung der fachgesetzlichen Grundlagen fir die Abgrenzung Beseiti-
gung/Verwertung beim Einsatz bergbaufremder Abfalle im Bergbau wurden in diesem Papier fachliche
Grundlagen fiir die Nutzung dieser Materialien bei der Wiedernutzbarmachung im Bergbau erlautert.
In Fortfihrung dessen kommt es auf der Grundlage des Bundesberg- und Abfallrechtes sowie des
sachsischen Abfall- und Bodenschutzrechtes zur Formulierung von Anforderungen an das bergrechtli-
che Zulassungsverfahren fur die Verwertung bergbaufremder Abfélle, die der Bergverwaltung als Ent-

scheidungsempfehlung dienen. Kernaussagen dieses Abstimmungspapiers sind:

= FUr die Unterscheidung von Verwertung und Beseitigung ist insbesondere relevant, ob sich das
nachweisliche Erfordernis fir den Einbau der mineralischen Abfalle aus der Nutzung seiner stabi-
lisierenden bzw. auf die geo- und hydrochemischen Verhaltnisse positiv wirkenden Eigenschaften
ergibt und andere ggf. kostenaufwendig zu beschaffende (Primar-)Materialien eingespart werden

kdénnen.

= Eine Verwendung des mineralischen Abfalls ist fachlich nur dann vertretbar, wenn es unter Be-
ricksichtigung der bekannten bzw. nachzuweisenden regionalen Hintergrundbelastung nicht zu
einer Anreicherung umweltrelevanter Schadstoffe im Stoftkreislauf kommt.

1998 wurde auf Anforderung des Bergamtes Borna eine Vorlage erarbeitet, die sich mit den Mdglich-

keiten der Ausbringung von Komposten auf devastierten Flachen des Braunkohlenbergbaus im Zu-

standigkeitsbereich dieses Bergamtes beschaftigte. Basierend auf einer Analyse der besonderen
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Rahmenbedingungen dessen Zustandigkeitsbereiches, ist zu konstatieren, dass sich dort im Bereich
des Braunkohlenbergbaus zahlreiche Restlécher befinden, welche in der Vergangenheit mit bergbau-
eigenen Aschen u. Kohletriiben verspilt bzw. verfiillt worden waren. Bei diesen standen nunmehr
Materialien an der Oberflache an, die die nétige Funktionsfahigkeit als Boden auch nicht anndhernd
besallen. Die Sicherung dieser Flachen mittels einer dauerhaften Begriinung sowie deren Reintegra-
tion in den Naturraum war nicht mdglich. Das bereits zur Verfigung stehende vollzugsleitende Regel-
werk von LABO und LAGA zur Verwertung von Klarschlamm oder Biokomposten bei der Rekultivie-
rung langjahrig devastierter Flachen des Braunkohlenbergbaus (1995) leistete hier kaum praktische
Abhilfe, da es bei der Festlegung von Grenzwerten hinsichtlich anwendbarer Mengen von einem Min-
destmal} an Funktionsfahigkeit des vorhandenen Bodenmaterials ausgeht und durch die Zufuhr von
organischer Substanz und/oder Nahrstoffen nur zur Sicherung der Standortfunktion des Rohbodens
beitragt.

Ziel der Handlungsanleitung war, auf den oben eingegrenzten Standorten mit Hilfe einer (einmaligen)
Ausbringung bzw. Einmischung von geeigneten organischen Abfallen die (Boden-) Funktionsfahigkeit

der bisherigen Oberflache so herzustellen, dass

= den Begriinungskulturen dauerhaft ein hinreichender Wurzel- (Stand-) raum geschaffen wird,
= der Standraum hinreichend verfiigbare Nahrstoffe enthalt und auch nachliefern kann,
= ein Nahrstoffaustrag in das Grundwasser vermieden wird,

= der Wasserhaushalt den Anspriichen der Begrinungspflanze so genlgt, dass auch niederschlags-

arme Perioden den langfristigen Rekultivierungserfolg nicht gefahrden,

» durch den Schadstoffgehalt im organischen Abfall die vorhandene Grundbelastung nicht signifikant
erhoht und insbesondere durch die mogliche Schadstoffelution andere Schutzgiter nicht beeintrach-

tigt werden und

= mit ihr die bodendynamischen Prozesse initiiert bzw. geférdert werden.

Die mogliche Auftragsstirke an Klarschlamm- bzw. Bioabfallkomposten zur Einmischung bzw.

der Mischungsanteil fiir fertige Substrate ergibt sich demnach:

» aus dem Gehalt an Schadstoffen (Verschlechterungsverbot des Standortes, Mindestqualitatsanfor-
derungen gemaf dem LAGA Merkblatt M 10, 1995)

» aus dem Gehalt an Nahrstoffen (J-Nahrstoffgehalt eines Bodens der Region, z.B. Sandléss-

Parabraunerde),

aus den Anforderungen an das Wasserspeichervermogen der Rekultivierungsschicht,

= aus den Anforderungen der Begriinungskultur hinsichtlich der notwendigen Machtigkeit des Wurzel-

raumes,
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= aus den technischen Moglichkeiten der innigen Vermischung des vorhandenen mit dem aufgetrage-

nen Material, sofern das Kultursubstrat am Standort hergestellt werden soll bzw. muss.

Unter den o.g. Voraussetzungen leiten sich in Abhangigkeit von den technischen Mdglichkeiten der
Einmischung und den im Einzelfall zu bestimmenden Schad- und Nahrstoffgehalten im organischen
Abfall Auftragsstarken im Bereich von 7,5 ... 10 cm ab. Unter Beachtung des Abfallrechtes war ein
solcher Auftrag mit der Einmischung auf solchen Standorten aus fachlicher Sicht noch als nutzlich fur
die Okologie im Sinne Anhang Il B Pkt. R 10 KrW-/AbfG sowie als schadlos gemaR § 5 Abs. 3 KrW-
/AbfG zu werten.

1999, unmittelbar nach dem Inkrafttreten der BBodSchV fiihrte das StUFA Leipzig eine Neubewertung
der Rahmenbedingungen fiir Abfallverwertung in und auf Béden bei der bergbaulichen Wiedernutz-
barmachung im Amtsbereich durch. Es war klarzustellen, dass das BBergG Einwirkungen des Berg-
baus auf den Boden nicht umfassend und abschlie3end regelt. Im Rahmen des bergrechtlichen Ver-
fahrens waren jetzt immer dann die Regelungen des BBodSchG mit der BBodSchV anzuwenden,
wenn bei der Wiedernutzbarmachung der Oberflaiche bergbaufremde Materialien und ggf. Abfalle
unter Beachtung der Kriterien Erforderlichkeit, Nutzlichkeit und Schadlosigkeit verwertet werden soll-
ten. Die notwendige Vorsorge gegen schadliche Bodenveranderungen war sowohl beim Auf- und Ein-
bringen von Abfallen zur Verwertung in die bzw. zur Herstellung der durchwurzelbare Bodenschicht

als auch unterhalb derselben sicherzustellen. Es wurden konkrete Anforderungen formuliert:

= an die Vorsorge beim Auf- und Einbringen bergbaufremden Materials/Abfall zur Verwertung in den

Bereich oberhalb der wassergesattigten Bodenzone,

» an die Vorsorge beim Auf- und Einbringen bergbaufremden Materials/Abfall zur Verwertung in den

Bereich der wassergesattigten Bodenzone

= an das Auf- und Einbringen bergbaufremden Materials/Abfalls zur Verwertung in die durchwurzelba-
re Bodenschicht bzw. zur Herstellung derselben im Rahmen von Rekultivierungsvorhaben, ein-

schlie3lich Wiedernutzbarmachung

und diese im Jahr 2000 in ein Arbeitsblatt zur ,Berticksichtigung der Belange des Bodenschutzes bei
der Abfallverwertung in und auf Béden im Rahmen der bergbaulichen Wiedernutzbarmachung ein-

gestellt.

3.  Schlussfolgerungen

Die friihzeitige interne fachbehdrdliche Auseinandersetzung mit praktischen Problemen der Abfallver-
wertung und des Bodenschutzes und die Erarbeitung vollziehbarer Losungsvorschlage fir die Berg-
verwaltung fuhrten im Ergebnis gemeinsamer Abstimmung zu fachlich von beiden Seiten getragenen

Vollzugsldsungen.

Die durch die Fachbehérde erarbeiteten fachtechnischen Anforderungen und der darauf aufbauende

bergrechtliche Vollzug werden den Bergbautreibenden nachvollziehbarer und damit akzeptabler.
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Abgestimmtes und gemeinsames Auftreten von fachtechnischer Behoérde und Vollzugsbehérde im
Rahmen der Uberwachung der unter Bergrecht stehenden Anlagen kénnen auf dieser Basis (iber die
Kontrolle der Einhaltung der bergrechtlichen Zulassungen hinaus den Bergbautreibenden Hilfestellung

und Beratung zur Lésung ihrer Probleme anbieten.

Der Kontakt sowohl zur Bergverwaltung als auch zu den Bergbautreibenden und das im Haus vorhan-
dene aktuelle Fachwissen versetzte die Fachbehdrde in die Lage einerseits Entscheidungen, fur die
noch keine vollzugsleitenden Reglungen vorlagen, fachlich fir den Vollzug vorzubereiten und ande-
rerseits absehbare fachliche und fachrechtliche Entwicklungen umgehend zu verfolgen, auf die territo-
rialen Besonderheiten im Amtsbereich anzuwenden und in die Vollzugsempfehlungen fiir die Berg-
verwaltung einzuarbeiten. Das Bergamt war so z.B. in der Lage, bereits weit vor Wirksamwerden des
Bodenschutzrechtes das Schutzgut Boden im Rahmen der Verwertung mineralischer Abfélle so zu
berticksichtigen, dass die entsprechenden Zulassungen auch unter dem heutigen Bodenschutzrecht

noch bestehen konnen.

Am Beispiel des Zusammenwirkens von Bergamt Borna und StUFA Leipzig zeigt sich sehr gut, dass
die Qualitat der Ausgestaltung der Schnittstelle zwischen Fach- und Vollzugsbehérde mafRgeblich fir
den Erfolg des behdrdlichen Handelns ist. Ma3stab dieses Erfolges muss die Zufriedenheit des Berg-
bautreibenden trotz oder gerade wegen der Anforderungen in der bergrechtlichen Zulassung sein, weil
er diese versteht, rechtssicher handeln kann und sie letztendlich im Interesse des Bodenschutzes

akzeptiert.
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Kommunales Bodenmanagement fiir innerstadtischen StraRen- und Tief-

bau am Beispiel der Landeshauptstadt Dresden

Frank Bar

Bodenborse Bar, Agentur fir Bodenaushub, Zwickau

Im Dresdner Raum ist die ARGE Bodenmanagement GmbH in der Stadtverwaltung durch ihren Sachvers-

tand geschatzt und in der Baubranche geachtet aber auch gefiirchtet.

Die Firma ARGE-Bodenmanagement GmbH ist ein geologisch-bodenkundliches  Dienst-
leistungsunternehmen, welches seit 2000 als Arbeitsgemeinschaft der Firmen Aquaterra Dresden GmbH
und der Firma BAeR - Agentur fir Bodenaushub GmbH existiert. Auf Grund der steigenden Auftrags- und
Mitarbeiterzahlen wurde die AG aus den beiden Einzelunternehmen im Jahre 2001 zu einer eigenstandigen
Firma, der ARGE Bodenmanagement GmbH strukturiert. Eine sach- und fachgerechte Projektbearbeitung

garantieren die Mitarbeiter der ARGE Bodenmanagement GmbH durch die Fachkompetenzen als:

= von der IHK Stdwestsachsen offentlich bestellter und vereidigter Sachverstandiger fur die
Sanierung von Altlasten

= Abfallbeauftragter nach § 54/55 des KrW-/AbfG,

= Makler entsprechend § 50 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes,

= Gefahrgutbeauftragter nach § 1 GbV,

= Umweltbetriebsprifer.

Weiterhin sind die Firmen und Geschéaftsfuhrer aktives Mitglied

= der Umweltallianz Sachsen,

= des Bundesverbandes Boden e.V., Fachgruppe Bodenverwertung,

= des Steine- und Erden- Industrieverbandes Sachsen e.V.,

= im abfallwirtschaftlichen Branchenarbeitskreis Bau der sachischen Bauindustrie.
= Vorsitzender der AK Bodenmanagement beim ,Altlastenforum Sachsen e.V.* und

= Vorsitzender des IHK Priifungsausschusses , Baustoffpriifer — Boden®.
Die Firma ARGE Bodenmanagement GmbH ist vorwiegend im Auftrage des Stralen- und Tiefbauamtes der

Landeshauptstadt Dresden tatig und fihrt in dieser Position das ,Kommunale Bodenmanagement® fir die
Stadt durch.
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1. Zusammenfassung - Kommunales Bodenmanagement im StraBen- und Tiefbau

Ausgangssituation:

Bei Strallenbaumafinahmen in Kommunen werden haufig Schadstoffeintrage oder Kontaminationen
im Untergrund festgestellt. Die Bauwirtschaft befindet sich in einer schlechten Lage und braucht Auf-
trage. Zur Erlangung von Auftragen wird schon beim Angebot mit Nachtragen spekuliert. Bei der Auf-
tragserteilung kommt es dann zu nicht geplanten, teuren Entsorgungen, langen Bauzeiten, Baustill-

stand und noch teureren Nachtragen. Eine Kostenexplosion ist die Folge.

Problem:

Der Baubetrieb tGibernimmt einen Komplexauftrag und den Bodenaushub als Abfall zu Entsorgung, der

Bodenaushub geht in das Eigentum der Firma Gber.

Lésung:

Kommunales Bodenmanagement in der Verbindung zwischen Strallen- und Tiefbauamt, Liegen-
schaftsamt, Staats- und Hochbauamt sowie Umweltamt zu eigenen Verwertung des anfallenden Bo-

denmaterials.

Umsetzung:

Mit Planung des Bauvorhabens (BV) erfolgen Recherche im Altlastenkataster der Stadt zur Klarung
der, das BV beeinflussenden, Kontaminationen. Es wird eine Untersuchungskonzeption erstellt und
die Leistung ausgeschrieben. Nach der Auswertung der Ergebnisse durch die Firma ARGE — Boden-
management GmbH wird eine Massen- und Kontaminationsbilanzierung sowie eine Preisabfrage zur
Entsorgung NUR an dafur zugelassenen Deponien fir das BV durchgefihrt. Die Ausschreibung des
BV erfolgt ohne Entsorgung (nur lockern, 16sen, laden und auf eine vom AG vorgegebene Flache
transportieren), der Abfallerzeuger (Kommune) bindet vertraglich die Deponie oder Verwertungsstelle
und eventuelle Nachuntersuchungen werden nur von dem durch die Stadt zugelassenen Gutachter

realisiert.

Ergebnis:

Keine Nachtrage bei der Entsorgung von Bodenaushub, da der Boden kein Spekulationsobjekt mehr
ist. Dies fihrt zur Einsparung von grof3en Geldbetragen und es gibt keine illegalen Verkippungen. Die
Stadt kann Boden optimal und preiswert entsorgen, wobei idealer Weise ein Bodenmanagement
amtertbergreifend innerhalb der Stadt zwischen den eigenen Baustellen oder zum Brachflachenre-

cycling erfolgt.
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2. Ausgangssituation

Bei den StralRenbaumalnahmen in der Landeshauptstadt Dresden werden haufig Kontaminationen im
Untergrund vorgefunden, welche auf Altlasten oder diverse Schadstoffeintrdge und Massenumlage-

rungen zurlickzufiihren sind.

Da sich die Bauwirtschaft derzeitig in einer sehr schlechten Lage befindet und dringend um jeden
Preis Auftrage braucht, wird haufig bereits bei der Erarbeitung des Angebotes mit verschieden Nach-
tragen spekuliert. Das Angebot kann somit zu einem absoluten Tiefstpreis eingereicht werden. Auf
Grund der leeren Staatskassen steht heute leider nicht immer die Qualitat eines Auftrages im Vorder-
grund, oftmals wird die Ausschreibung auf das ,billigste* Angebot geprift und der Zuschlag erteilt. Bei
der Auftragserteilung werden sofort die bei der Angebotserstellung eingearbeiteten Spekulationen
umgesetzt und als Nachtrage eingereicht. Dies fuhrt haufig zu nicht geplanten, teuren Entsorgungen,
langen Bauzeiten, Baustillstand und damit erneut zu weiteren, noch teureren Nachtrdgen. Von den
damit verbundenen grofden Verkehrsproblemen und den Beléstigungen der Birger ganz zu schwei-

gen.

Neben den immer mehr um sich greifenden Spekulationen ist aber haufig auch fehlende Fach- und
Sachkenntnis beim Umgang mit belasteten Materialien die Ursache fiir Nachtrage und Fehlentschei-

dungen.

Bei der Bearbeitung von Projekten aus der Bauwirtschaft stellten wir fest, dass sich die Bauleiter, be-
dingt durch die zunehmende Anhaufung von Erlassen, Verordnungen und den damit verbundenen
Verwirrungen in der Gesetzeslage, immer mehr in diesem Dschungel verirrten und auf Schritt und Tritt
Fehler begingen, die teilweise zur Insolvenz der Firma fihrten. Die Bauleiter kamen aber immer erst
dann zu uns, wenn die richterliche Klage oder die Anordnungen der Vollzugsbehérde auf dem Tisch

lag und nicht bereits beim ersten Verdacht einer UnregelmaBigkeit.

Die Firma ARGE — Bodenmanagement GmbH hat sich deshalb im Jahre 2000 in einem ersten Schritt
entschlossen, eine interne Bauleiterschulung fir Partnerbetriebe im sachsisch-thiringisch-
bayerischen Raum durchzufiihren, welche den Bauleitern die Unsicherheit beim Umgang mit Boden-
material und den damit verbundenen Gesetzen bereits im Vorfeld nehmen soll sowie klar und deutlich
die Aufgabengebiete zwischen Bauleiter, Auftraggeber und Abfall- bzw. Bodenschutzgesetzen ab-

grenzt.

Leider wird immer noch zu oft die gesamte Problematik der Verwertung/Entsorgung einfach auf den
Baubetrieb abgewalzt, obwohl nach Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz die Verantwortlichkeiten

eindeutig definiert sind.
Nach dem 1. Gesetz zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltvertraglichen

Beseitigung von Abfallen - Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) definiert sich der
Abfallerzeuger und Abfallbesitzer wie folgt:
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Abfallerzeuger

sErzeuger von Abféllen im Sinne dieses Gesetzes ist jede natlirliche oder juristische Person, durch
deren Tétigkeit Abfélle angefallen sind, oder jede Person, die Vorbehandlungen, Mischungen oder
sonstige Behandlungen vorgenommen hat, die eine Verdnderung der Natur oder der Zusammenset-
zung dieser Abfélle bewirkt.” (Quelle—KrW-/AbfG)

Somit ist ein Erzeuger von Abfallen jeder, der entweder Abfalle verursacht hat, d.h. durch dessen Ta-
tigkeit Abfalle angefallen sind, oder der Abfélle vorbehandelt, mischt, aufbereitet bzw. sonstige Be-
handlungen vornimmt, die Abfalle ihrer Natur oder Zusammensetzung nach verandern. Abfallerzeuger

kann eine naturliche oder eine juristische Person (z.B. GmbH) sein.

Bauherr (Erzeuger)

nein ——» Generalunternehmer

nein ———p  Transporteur

ACHTUNG!! der Bauherr bleibt Erzeuger!

Der Erzeuger bleibt der rechtliche Eigentiimer und in Verantwortung, der Abfallbesitz kann wechseln
und verantwortungsbewusst unter Beachtung der Sorgfaltspflicht weitergegeben werden. Diese Tat-
sache hat haftungsrechtliche Auswirkungen auf die Erstellung von Entsorgungs- und Verwertungs-
nachweise (EVN) sowie Begleitscheine (BGLS) und Ubernahmescheine (UNS).

Abfallbesitzer

LBesitzer von Abféllen im Sinne dieses Gesetzes ist jede natiirliche oder juristische Person, die die
tatséchliche Sachherrschaft liber Abfélle hat.“ (Quelle—KrW-/AbfG)

§ 3 Abs. 6 KrW-/AbfG definiert im Unterschied zum AbfG 1986 ausdricklich den Abfallbesitzer und
bestatigt den Besitzbegriff des Abfallrechts als einen eigenen Begriff 6ffentlich-rechtlicher Art. Im Un-
terschied zum zivilrechtlichen Besitzbegriff des § 854 BGB kommt es nicht auf einen Besitzbegriin-
dungswillen, sondern allein auf die tatsdchliche Sachherrschaft an. Der Abfallbesitzer muss danach
ein Mindestmal an tatsachlicher Herrschaftsgewalt austben, die es ihm erlaubt, andere sowohl recht-

lich als auch tatsachlich von der Einwirkung auf die Sache ausschlieen zu kénnen.
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Richtig!!, der Bauherr kann den Abfallbesitz weitergeben

Bauherr (Erzeuger und Besitzer)

ja  —» Generalunternehmer
ja ——p Baubetrieb
ja ——p Transporteur

Bis vor wenigen Jahren waren alle Kalkulatoren von Baufirmen davon ausgegangen, dass die bei
einer Baumalinahme anfallenden Bodenmassen auf einer Erdstoffdeponie zu entsorgen sind. Die

Preise fur die Kippgebuhr und den Transport wurden eingeholt und im Angebot kalkuliert.

Ergebnis: der Auftrag war weg, weil ein anderer billiger im Rahmen der um sich greifenden

Lverwertungsmanie“ angeboten hatte (z.B. Massen auf das Feld vom Bauern)

Seit etwa 1996, mit in Kraft treten des 1. Gesetzes zur Férderung der Kreislaufwirtschaft und Siche-
rung der umweltvertraglichen Beseitigung von Abfallen (Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes) gilt
der Grundsatz, dass Abfélle in erster Linie zu vermeiden, in zweiter Linie zu verwerten und erst wenn

alle Moéglichkeiten ausgeschopft sind, zu beseitigen sind (§ 4, Abs.1).

Seit dieser Zeit scheint es nur noch Abfélle zur Verwertung, aber kaum noch welche zur Beseitigung
zu geben, welches sich naturlich auch auf die Preise bei den Entsorgungsbetrieben und die Deponie-

geblhren auswirkt.

Ursache:
der im Gesetz fest geschriebene subjektive Abfallbegriff und die alles umfassende und nicht eindeutig

rechtlich geklarte Definition der Verwertung

Subjektiver Abfallbegriff, KrW-/AbfG, § 3, Abs. 3

Das KrW-/AbfG hat den subjektiven Abfallbegriff beibehalten, aber mit der Aufnahme der "Zweckbe-
stimmung" einen gewissen objektiven Anknipfungspunkt fir die bislang besonders strittigen Falle
geschaffen. Die nicht widerlegbare gesetzliche Vermutung des Entledigungswillens betrifft in Nr. 1 alle
bei Produktions- und Verarbeitungsprozessen oder bei Dienstleistungen nicht zielgerichtet anfallenden
"Reststoffe" und in Nr. 2 alle bereits gebrauchten Sachen, deren urspriingliche Zweckbestimmung
entfallt oder aufgegeben wird, ohne dass ein neuer Verwendungszweck unmittelbar an deren Stelle
tritt. Unmittelbarkeit in diesem Sinn liegt nur vor, wenn mit dem neuen Verwendungszweck kein we-
sentlicher Eingriff in die Substanz der Sache verbunden ist, also keinerlei Behandlung des Gegens-

tandes notwendig ist. Andernfalls handelt es sich um eine Entledigung bzw. eine Verwertung.
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Zweckbestimmung

MalRgebliches Kriterium fir die Feststellung des Entledigungswillens ist die Zweckbestimmung. Sie ist
nach der Auffassung des Abfallerzeugers oder -besitzers unter Bericksichtigung der Verkehrsan-
schauung zu beurteilen. Aus dem Abfallbegriff fallen nicht nur solche Produkte, auf die die Produktion
hauptsachlich gerichtet ist. Produktionsablaufe verfolgen regelmaRig auch untergeordnete Nebenzwe-
cke, aus denen sog. Vor-, Neben-, Co-, Koppel- und Zwischenprodukte entstehen, die ebenfalls nicht
dem Abfallrecht unterliegen. Aus der Begriindung zur Beschlussempfehlung des Bundestagsumwelt-
ausschusses vom 13. April 1994 lassen sich folgende Kriterien flir einen untergeordneten Produkti-
onszweck entnehmen: Die Stoffe oder Gegenstande erflllen allgemeine oder gewerbliche Produkt-
normen oder Spezifikationen, haben im Regelfall - ggf. nach Behandlung - einen positiven Marktwert
oder werden von einem Handelsvertrag erfasst, mit welchem der Empfanger sie vom Hersteller oder

Besitzer erwirbt oder zur Umarbeitung abnimmt.

Leider erfolgt durch die Behérde die Uberpriifung der VerwertungsmaRnahme auf Grund der finanziel-
len und personellen Besetzung recht selten oder gar nicht. Als Problem stellt sich dabei ebenfalls die
nicht vorhandene Verwertungskonzeption dar, nach welcher eindeutig die Nachvollziehbarkeit der

Entsorgung/Verwertung realisiert und tberpruft werden kann.

Ziel der Uberpriifung: ordnungsgemiRe Entsorgung/Verwertung

= aber auch gleiche Marktchance

Hauptursache fir alle moglichen Rechtsstreitigkeiten und Amtshandlungen im Umweltbereich sind
meistens die ,bésen Nachbarn“ oder die Konkurrenz. Jedoch schon vor dem In-Kraft-Treten des 1.
Gesetz zur Férderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltvertraglichen Beseitigung von
Abfallen (KrW-/AbfG) gab es ausreichende Gesetzlichkeiten, nach denen der Umweltschutz beachtet

aber auch bestraft wurde:

Strafrechtsibersicht - in der Fassung vom 13. November 1998 (BGBI. | S. 3322)
(Quelle: Weka Fachbuch-Verlag)

§ 324 Gewasserverunreinigung

§ 324 a Bodenverunreinigung

§ 325 Luftverunreinigung

a erursachung von Larm, Erschiitterungen und nichtionisierenden Strahlen
325 V h Larm, Erschiitt d nichtionisi den Strahl

nerlaubter Umgang mit gefahrlichen Abféllen

§ 326 Unerlaubter U it geféhrlichen Abfall
nerlaubtes Betreiben von Anlagen

§ 327 Unerlaubtes Betreib Anl

§ 328 Unerlaubter Umgang mit radioaktiven und anderen gefahrlichen Stoffen und Gitern

§ 329 Gefahrdung schutzbedirftiger Gebiete

§ 330 Besonders schwerer Fall einer Umweltstraftat

§330a Schwere Gefahrdung durch Freisetzung von Giften
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330b Tatige Reue
g
§330c Einziehung
§330d Begriffsbestimmungen

Das gesetzliche Ziel in all den o. g. Verordnungen und den hierfiir erdachten Strafen bestand im
Schutze der Umwelt und in der Regelung der Ressourcenschonung, welche meistens nur auf die
Substitution der Primarrohstoffe begrenzt wurde, die Schonung der Schutzguter Boden, Luft und
Wasser blieb auller acht. Vor allem bei der Verwertung von Abfallen in der Flache wurden dubiose
Substanzen im Rahmen der Verwertung eingesetzt, wie HMV- (Hausmdllverbrennungs-) Aschen und

Schlacken zur Bodenverbesserung.

Es entstand der Eindruck, und er besteht leider auch weiterhin, dass das Verwertungsgebot genutzt
wurde, um kostengunstig schadstoffhaltige Abfalle durch gezielte Verdiinnung oder weitraumige Ver-
teilung zu entsorgen. Gleiches ist in letzter Zeit fir den Bereich der Immobilisierung, Einkapselung
oder Stabilisierung festzustellen. Ohne seriésen Firmen und tatsachlichen Immobilisierungen zu nahe
zu treten, sind wir oft als Gutachter herangezogen worden, wenn manche Firmen meinten, dass ein

Sack Zement oder Kalk auf einen Abfallhaufen verteilt, auch schon eine Immobilisierung darstelit.

Dabei sind beim Aufbringen von Abfallen auf oder in den Boden schon allein nachfolgende Regelun-

gen zu beachten, ohne dabei ndher die EU- und landerspezifischen Verordnungen zu berlcksichtigen.

KrW-/AbfG Abfall oder Rohstoff, Verwertung oder Beseitigung?
BBodSchG tritt eine schadliche Bodenveranderung ein?
BodSchV § 12, werden die Vorsorgewerte Uberschritten und die Bodenfunktionen unter

Dingemittelgesetz
KvO

Beachtung der Werte flir Boden-Pflanze, Boden-Mensch erhalten und/oder
liegt eine Altlast vor, welche Bodenart wird betroffen (Ton zu Ton, Sand zu
Sand)?

treten Uberschreitungen in den Nahrstofffrachten auf?

wird die jahrliche Nahrstofffracht eingehalten?

LAB werden die Regelungen des Bergamtes eingehalten?

LABO Uberschreiten die Analysenwerte die Hintergrundwerte?

LAGA ist iberhaupt eine technische Verwertung moglich?

LAI treten durch den Staub beim Aufbringen Gefahrdungen zum Nachbarn
auf?

LAWA sind Grundwasserschaden zu besorgen?

VDLUFA werden die Untersuchungsmethoden fir eine landwirtschaftliche Verwertung
nach R10 des KrW eingehalten?

DIN 19731 erfolgt eine DIN gerechte Verwertung?

Die Aufzahlung der zu beachtenden und umfangreichen Richtlinien zeigt bereits, dass dem Bauleiter

eigentlich gar keine Zeit mehr fir seine tatsachliche Tatigkeit bleibt, namlich zu bauen.
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Dennoch muss sich der Bauleiter, der seinen Bodenaushub so ginstig wie madglich ,los* werden will,

die Frage stellen, in welcher haftungs- und abfallrechtlichen Situation/Stellung er sich gerade befindet:

Abfallerzeuger
Abfallbesitzer

bauausfuhrende Firma ohne abfallrechtliche Handlungsvollmachten

Sollte die Frage nicht im Vorfeld eindeutig geklart werden, so kann der Bauleiter auch zum Straftater
oder Strafteilnehmer mit oder ohne Vorsatz und/oder fahrlassig werden, wenn er z.B. einem Transpor-
teur, obwonhl er weil}, dass zu dem abgegebenen Preis keine ordnungsgemafle Verwertung maoglich

ist, den Auftrag zu Entsorgung Ubergibt und sich nicht von der Ordnungsmafigkeit Giberzeugt hat.

Téater

Als Tater ist strafrechtlich verantwortlich, wer die Tat als seine eigene will. So ist der Abfallbesitzer,
der, um Kosten zu sparen, den Abfall wild ablagert, Tater. Die Tat kann auch von mehreren Personen

gemeinsam geplant, gewollt und durchgefiihrt sein. Dann spricht man von Mittatern.

Teilnehmer

Darlber hinaus kann aber auch eine bloRRe Teilnahme an einem Delikt vorliegen. So ist in unserem
Beispiel derjenige, der den (Haupt-)Tater dazu veranlasst, den Abfall wild abzulagern, damit dieser
Kosten spart, als ,,Anstifter" anzusehen. Ferner kann ,,Beihilfe" vorliegen, wenn ein Dritter dem
(Haupt-)Tater bei der Verwirklichung der Tat hilft, ohne dass er die Tat als seine eigene ansieht. So
kann sich in dem obigen Beispiel der Beihilfe strafbar machen, wer fir den Abfallbesitzer den mit Ab-
fall beladenen LKW fahrt.

Vorsatz

Nach der Systematik des Strafgesetzbuches ist die vorsatzliche Begehung eines Straftatbestandes
stets strafbar, wenn nicht ein Rechtfertigungsgrund (oder ein Grund, der die Schuld im konkreten Falle
verneinen lasst) vorliegt. Vorsatz bedeutet, dass der Tater mit Wissen und Wollen einen bestimmten
Taterfolg herbeigefiihrt hat. Bei den so genannten Gefahrdungsdelikten reicht es aus, dass der Tater

mit Wissen und Wollen einen unrechtmafigen Zustand herbeigefiihrt hat.

Fahrlédssigkeit

Fahrlassiges Handeln ist nur dann strafbar, wenn im Gesetz ausdriicklich das fahrlassige Handeln mit
Strafe bedroht ist. Bei allen Umweltdelikten ist auch das fahrlassige Handeln mit Strafe bedroht!
Fahrlassigkeit liegt dann vor, wenn zwar ein bestimmter Taterfolg nicht gewollt oder beabsichtigt war,
aber der Tater seine Sorgfaltspflichten verletzt hat und aufgrund dieser Sorgfaltspflichtverletzung ein
Straftatbestand verwirklicht wurde. So kann sich z.B. ein Abfallbeférderer strafbar machen, der Altol in
einem defekten Tankzug beférdert und darauf vertraut, der Tank werde schon halten. Lauft das Ol aus
und wird hierdurch der Boden und das Grundwasser verunreinigt, so liegt fahrlassiges Handeln vor.

Bei den Sorgfaltspflichten gibt es unterschiedliche Abstufungen und Anforderungen. Diese kénnen in
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diesem Rahmen nicht abschlieRend erértert werden. Hier kommt es auf die Anforderungen und die

Wertung im jeweiligen Einzelfall an.

Irrtum

Wer einen Umstand nicht kennt, der zum gesetzlichen Tatbestand gehdrt, handelt nicht vorsatzlich.
Unabhéangig davon kann aber fahrlassiges Handeln vorliegen. Insbesondere bei Delikten der uner-
laubten Abfallentsorgung wird oftmals geltend gemacht, man habe nicht gewusst, dass es sich bei den
betreffenden Sachen um Abfall handelt. Bei Irrtumsfragen muss der Betreffende jedoch nicht die exak-
te abfallrechtliche Definition kennen. Es reicht aus, dass er in seiner Wertung als Laie erkennen konn-
te, dass die Sache fiir ihn wertlos, also Abfall war. Umgekehrt kann die Uberzeugung, Sachen noch
weiter verwenden zu kdnnen, vorsatzliches Handeln ausschlieRen. Von Seiten der Staatsanwaltschaf-
ten wird oftmals die Aussage, man habe nicht gewusst, dass es sich bei bestimmten Sachen um Ab-
fall handelt, als Schutzbehauptung gewertet. Dasselbe gilt fiir den Fall des ungenehmigten Anlagen-
betriebes. Auch hier wird die Aussage, man habe nicht gewusst, dass eine Genehmigung erforderlich
ist, in der Regel als Schutzbehauptung angesehen. Bei der unerlaubten Abfallentsorgung ist daher
entscheidend, dass der Tater in der Laiensphare hatte erkennen kénnen, dass es sich bei den betref-
fenden Sachen um Abfall handelt und dass die Art der Lagerung, Behandlung oder Entsorgung nicht
rechtmafig ist. Auch beim nicht genehmigten Anlagenbetrieb wird die Aussage, man habe von der
Genehmigungsbedurftigkeit nichts gewusst, grundsatzlich nicht bericksichtigt. Es wird unterstellt,

dass ein sorgfaltiger Geschaftsmann die genehmigungsrechtlichen Anforderungen beachtet.

Abschlieftend sei noch einmal darauf hingewiesen, dass der verantwortliche Bauleiter vor Aufnahme

seiner Tatigkeit auf der Baustelle zu wissen hat, dass:

= wer Boden aushebt und von der Baustelle entfernt, mit Abfall handelt

= sich vor dem Aushub Uber die Schadstoffsituation informiert wurde

= bei geringstem Schadstoffverdacht der Boden einer Deklaration zu unterziehen ist
» die Besitzverhaltnisse des Abfalls eindeutig geklart sein missen

= die Nachweisverordnungen eingehalten werden

= die Ordnungsmafigkeit und Schadlosigkeit der Abfallentsorgung geprtft wurde

= ein umweltvertragliches Verwertungs-/Entsorgungskonzept vorhanden ist

Spekulationen beim Umgang mit Bodenmaterial sind nur dann moéglich, wenn keine klare Aus-
schreibung erfolgte und die behoérdliche Kontrolle der geplanten EntsorgungsmaRnahmen zu

wiinschen librig lasst.

3. Problem

Die Vergabe von Bauleistungen erfolgt an den Baubetrieb oftmals als Komplettangebot, in dem Bau-

leistung und die Entsorgung des Bodenmaterials und des anfallenden Abfalls in einer Hand liegen.
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Bedingt durch die Tatsache, dass fir die BaumalRnahme keine oder nur unzureichende Unterlagen in
der Ausschreibung Uber die physikalische und chemische Qualitdt des Bodenmaterials vorhanden
sind, obliegt dem Baubetrieb nun auch noch, neben der Entsorgung des Materials, die Deklaration des

Abfalls in eigener Regie.

Laut Ausschreibung geht der Bodenaushub in das Eigentum der Firma Uber und ist zu beseitigen.

,Ein Schelm, wer Boses dabei denkt".

Bei dieser Ausschreibungspraxis ist keine Nachvollziehbarkeit der Massenstrome zu den durch den

Baubetrieb selbst untersuchten Kontaminationen und Entsorgungswegen zu erzielen.

Ob der Baubetrieb bei drei vorhandenen Haufwerken von insgesamt 10.000 m?® bereits 5 oder lediglich
EINE vom Baubetrieb selbst erstellte Analyse angefertigt und damit die Massen deklariert hat, kann in

den wenigsten Fallen geprift werden.

Gleichfalls ist es unmoglich, das Analysenergebnis tatsachlich einem Haufwerk zuzuordnen.

Die behérdliche Uberwachung der Mainahmen, wenn tiberhaupt (iberwacht wird, ist nur sehr schwer

bis gar nicht mdglich, oft auch aus zeitlichen und personellen Griinden nicht umsetzbar.

Ein Nachtrag oder das ,Weganalysieren® eines Problemfalles ist somit unvermeidlich.

Sicherlich ist es flr viele Bauleiter und Kalkulatoren nicht einfach, im Biro vor einer Ausschreibung zu
sitzen und nun auch noch die anthropogenen Schadstoffe zu beachten. Dennoch ist nach DIN 19731

(Verwertung von Bodenmaterial) zu berlicksichtigen, dass:

Lbevor Boden im Rahmen einer Baumallnahme ausgehoben wird, zunédchst durch Inaugenschein-
nahme des Materials und Auswertung vorhandener Unterlagen zu priifen ist, ob mit einer Belastung

durch bodengeféhrdende oder anthropogenen Stoffen zu rechnen ist.“

Daraus folgt, dass der Bauleiter das Objekt VOR der eigentlichen BaumalRnahme einer altlastenrele-
vanten Untersuchung unterziehen muss. Hier gibt es in den einzelnen Landern unterschiedliche He-
rangehensweisen und Auflagen, deren exakte Erfillung und Umsetzung jedoch den Altlastensachver-

stéandigen Uberlassen bleiben sollen.

Der Bauleiter hat jedoch die Aufgabe und Verpflichtung, umfassende Informationen Uber das Umfeld

des Standortes zu erlangen, die Aussagen geben Uber:

= eventuelle Quellen anthropogener Schadstoffe wie Tankstelle, Deponiestandorte, Altstandort einer

industriellen Anlage (Fabrik), Lagerplatz flir Schadstoffe (Fasslager, Schrottplatz usw.),
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= Aussagen Uber den vertikalen und/oder horizontalen Eintrag von Schadstoffen durch eine Bundes-
stral3e in unmittelbarer Nahe, Abgase aus chemischen Fabriken, die Grundwasserbeeinflussung

durch Schadstofffrachten aus Absetz- oder Tankanlagen im weitraumigen Einzugsbereich,

= allgemeine Standortaussagen durch Befragung von Nachbarn, der Recherche in Archiven und Ak-

teneinsicht in den zustandigen Behoérden (z.B. Umweltamt)

In manchen Fallen gelingt es sogar, vom Bauherren bzw. dessen Planer eine allgemeine Einschat-

zung der Standortsituation sowie eine Baugrunduntersuchung zu bekommen.

Auf der Grundlage der sich aus dieser Vorerkundung ergebenden Erkenntnisse ist zu entscheiden, ob
zusatzlich chemisch-analytische Untersuchungen durchzufiihren sind. Nach der DIN 19731 sind diese

in der Regel nicht erforderlich,

= wenn keine Hinweise auf anthropogene Veranderungen und geogene Stoffanreicherungen vorlie-
gen. z. B. bei der Ausweisung von Baugebieten auf Flachen, die bisher weder gewerblich, industriell

noch militarisch genutzt wurden;

» bei Bodenmaterial aus Gebieten, die anthropogen erhéhte Hintergrundwerte an bodengefahrdenden
Stoffen aufweisen, sofern dieses wieder in gleiche Tiefenlage innerhalb des Bodenprofils eingebaut
wird und dessen Verwertung am Ausbauort oder an vergleichbaren Standorten in der Region erfolgt.
Dabei sind eventuell bestehende Nutzungseinschrankungen zu berticksichtigen. Diese Gebiete sind

festzulegen.

= bei Bodenmaterial aus Gebieten, deren Béden geogen erhdhte Gehalte an bodengefahrdenden
Stoffen aufweisen, sofern dieses wieder auf Boden des gleichen Ausgangsmaterials der Bodenbil-
dung aufgebracht wird. Dabei sind eventuell bestehende Nutzungseinschrankungen zu berticksich-

tigen.

= bei Oberbodenmaterial aus Klein- und Hausgarten, sofern dieses wieder auf dasselbe Grundstiick

aufgebracht wird.

= bei Oberbodenmaterial aus Boden unter Waldnutzung, sofern dieses wieder auf Béden unter Wald-

nutzung aufgebracht wird.

Ergibt sich aufgrund der Vorerkundung ein Verdacht auf Belastung des Bodenmaterials durch boden-
gefahrdende Stoffe, sind chemische Untersuchungen erforderlich. Der Umfang dieser Untersuchun-
gen richtet sich nach den erlangten Vorkenntnissen. Im Zweifelsfall sollte immer eine Untersuchung
durchgefihrt werden. Nach § 10, Abs. 2 des SachsABG sind nicht unerhebliche Bodenbelastungen

der zustandigen Behdrde anzuzeigen.

Doch was bedeuten die Begriffe ,nicht unerhebliche Bodenbelastungen®, verunreinigt oder kontami-

niert?
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Hier beginnen sich die Geister zu scheiden, denn in jedem Land, manchmal auch schon zwischen
zwei Regierungsprasidien eines Landes, gibt es hierzu unterschiedliche Regelungen, trotz Bundesbo-

denschutzgesetz.

Sollte bei einer BaumalRahme ein begriindeter Verdacht oder der Nachweis einer schadlichen Boden-
veranderung im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes vorliegen, befinden wir uns bereits im An-
wendungsbereich der BGR 128, also im kontaminierten oder verunreinigten Bereich. Lassen Sie mich
in diesem Zusammenhang einfach kurz abschweifen und noch einmal auf den Begriff unbelastet

zuruckkommen.

Nach der Hessischen VwV ist unbelastet, wenn der Boden oder Bauschutt keine wasser-, boden- und

gesundheitsgefahrdenden Stoffe enthalt.

Nicht selten kommen die Bauleiter zu uns, und sagen, dass die Kippe SOWIESO das Material nicht
annehmen will, weil keine Untersuchung vorliegt. Aber in der Ausschreibung stand doch unbelastet

und somit muss die Kippe es doch als unbelastet auch annehmen kénnen.

Leider nicht, da die Kippen ja auch nach den neuen Verordnungen geprift werden und den Nachweis

der Schadlosigkeit erbringen missen.

Dann hat der Bauleiter endlich die nicht kalkulierte, aber geforderte Untersuchung veranlasst und es
wird festgestellt, dass das Material nicht Z 0 sonder Z 1.2 nach LAGA ist und eben nicht in der geplan-

ten und vor allem kalkulierten Kippe verbracht werden kann.

Problem: Pauschalpreis fiir die angebotenen Leistungen.

Seit der Zeit der Hessischen VwV, also seit 1990, existiert dieser Begriff unbelastet und hat schon fur
viele Probleme bei den Baufirmen gesorgt, aber auch Anlass zu erfolgreichen Spekulationen gege-

ben.

Wenn nun auch noch durch den Baubetrieb die Probenahme und Deklaration des Bodenmaterials
durchgefihrt wird, ist meistens eine Kostenexplosion oder ein ,Weganalysieren“ des Problems die
Folge. Die meisten Fehler entstehen durch eine falsche Probenahme und nicht durch die laborative
Analytik.
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Analysenschritt Fehlerabschatzung

Zieldefinition

Expertendiskussion
ca. 100 %

ca. 1000 %

Probenaufbereitung
o ca. 100 -300 %
- physikalisch
- chemisch
sung allgemein bis 10%

bis zu 50 %

Beantwortung der Ziel-

stellung

Abb.: Vereinfachtes Fehlerschema fir instrumentelle Analytik (verandert nach Markert 1991, in: 2. Tagung des
Arbeitskreises ,Probenahme” Oktober 1996 in Freiberg/Sachsen, TU Freiberg)
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Bei der bisherigen Praxis der ,Bodenentsorgung® fallt immer Bodenmaterial an, welches nicht am Ort
der Baustelle verbleiben kann, sei es aus fehlendem Nachdenken Uber eine direkte Verwertung vor
Ort, eine veranderte behordliche Auflage, schlechte Wetterbedingungen beim Bau, die das Bodenma-
terial in seiner bodenphysikalischen Beschaffenheit verandern oder einfach nur die bisherige Tragheit
in den Ausschreibungen, nachdem der Boden in das Eigentum des Auftragnehmers Ubergeht und

beseitigt werden muss.

Gleichwohl aus welchem Grund, der Baubetrieb ist bestrebt, das anfallende Bodenmaterial so billig
wie mdglich zu ,entsorgen®. Hierbei werden Transporteure, Partnerbaubetriebe, Deponien, Kippen
und manchmal auch Bodenbdrsen in die Preisabfrage einbezogen. Wird ein Preis flr den Transport
und die Kippgebuhr erzielt, der mindestens dem (haufig spekulativ) kalkulierten Angebotspreis ent-
spricht, erfolgt die Vergabe der ,Entsorgung® an den billigsten Abnehmer des Bodenmaterials. Geset-
ze zum Bodenschutz werden dabei nur sehr selten beachtet (mangelnde Kontrolle durch die Behor-
de).

Wie das Bild ,Bisheriges Bodenmanagement® zeigt, erfolgt die Einbeziehung von Fachleuten zur
Bodenverwertung in vielen Fallen erst dann, wenn den Baubetrieben nichts ,Besseres* mehr einfallt
oder eigene Kippstellen durch unvorhersehbare Ereignisse, wie Schlechtwetterphasen, nicht mehr

bedient werden kénnen.

Ein entscheidender Nachteil der bisherigen Bodenverwertung ist die Tatsache, dass die Verwerter
meistens erst unmittelbar mit Baubeginn oder gar erst nach Baubeginn Uber den Massenbedarf oder
Massenanfall informiert werden. Ein rechtzeitiges Eingreifen bereits im Planungsprozess zur Erstel-
lung eines fachlich und 6konomisch fundierten Verwertungskonzeptes ist somit nicht mehr moglich.
Die Verwertung kann dadurch auch dem Faktor der Rohstoffbetrachtung nicht gerecht werden und
realisiert nur eine andere Art der Entsorgung, leider in den seltenen Fallen tatsachlich eine Verwer-
tung im Sinne des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) sowie der Rohstoffgewin-

nung.

Langsam nur setzt sich das Bewusstsein bei den Investoren und Planer durch, dass Bodenaushub
ein wesentlicher Kostenfaktor bei den BaumafRRnahmen darstellt und deshalb schon friihzeitig, also
bereits in der Planungsphase, mit einer entsprechenden Verwertungskonzeption bares Geld gespart

werden kann.
Die nachfolgenden Graphiken stellen das bisherige Bodenmanagement sowie die beim kommunalen

Bodenmanagement planerisch und den Gesetzen des Bodenschutzes entsprechende richtige Heran-

gehensweise schematisch dar.
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Kommunales Bodenmanagement
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4. Losung

Durchfiihrung und Umsetzung eines amtertibergreifenden, aktiven, kommunalen Bodenmanage-

ments.

Bei dieser Form des kommunalen Bodenmanagements bleibt der Bodenaushub im Eigentum des

Auftraggebers und der Bodenaushub ist kein Spekulationsobjekt mehr.

Damit wird eine ursprunglich gewollte Vergleichbarkeit der tatsdchlichen Bauleistung in der Aus-
schreibung ermdglicht und eine Nachvollziehbarkeit der Massenstréme, Kontaminationen und Entsor-

gungswege moglich.

Durch die bereits in der Planungsphase erstellten Verwertungs- und Beseitigungskonzepte sowie der
nach Untersuchung des Materials erfolgten Deklaration kann eine einfache und schnelle Uberwa-
chung der Entsorgungsleistung durch die Behdrde mittels abgestimmtem Verwertungs- und/oder Be-

seitigungskonzept durchgefiihrt werden.

5. Umsetzung

Der 2. Teil des Vortrages soll Wege der Umsetzung eines kommunalen Bodenmanagements am Bei-
spiel der Landeshauptstadt Dresden zeigen. Das Ziel dieses kommunalen Bodenmanagements be-
steht, wie eingangs erlautert, vor allem in einer exakten Deklarierung der bei den Straflenbauvorha-
ben der Landeshauptstadt anfallenden Bodenmassen. Die hierfiir vorgeschlagenen und inzwischen im

Rahmen von mehr als 50 Bauvorhaben praktizierten Teilschritte des Managements bestehen in:

1 Einer Recherche im Altlasten-Kataster des Amtes fiir Umweltschutz auf mdgliche Altlastenver-
dachtsflachen im unmittelbaren Bereich des Strallenum- und -neubaus sowie in der engeren Um-
gebung. Diese Recherche endet mit der Erstellung einer Untersuchungskonzeption fir die Bau-
grunduntersuchungen die Bestandteil der Ausschreibungsunterlagen fur die Baugrunduntersu-

chungen ist.

2 Der Erganzung der Voruntersuchungen zum Baugrund durch gezielte Beprobungen und laborati-
ve Analytik, die eine exakte Deklarierung der anfallenden Aushubmassen erméglichen. Diese De-
klarierungen missen sowohl hinsichtlich einer Wiederverwendung als auch hinsichtlich méglicher

Entsorgungswege aussagefahig sein.

In der Regel und den bisherigen Gepflogenheiten folgend, wird der Schwerpunkt der Voruntersuchun-
gen fur eine StralRenbaumalnahme in den Baugrunduntersuchungen und hierbei vor allem in Unter-
suchungen der bauphysikalischen Parameter wie Lagerungsdichte, Frostsicherheit, Verdichtbarkeit

gesehen.

Durch die beauftragten Baugrund-/Geotechnischen Biros wird in unterschiedlichem Umfang auch die
Qualitat der beim Aushub anfallenden Bodenmassen untersucht und deklariert. Da mit der Ausschrei-

bung dieser Leistungen in der Regel ein Baugrund-/ Geotechnisches Gutachten als Komplettleistung
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ohne explizite Vorgaben zur Untersuchung der Bodenqualitat angefragt ist, liegt es oft im Ermessen

der Baugrundbdiros,

= wie haufig beprobt wird

= in welchen Schichten und Tiefen beprobt wird

= welche Einzelproben zu Mischproben zusammengefasst werden und
= welche laborative Analytik beauftragt wird.

Abgeleitet aus der Altlastenuntersuchung vor allem in der ersten Stufe der Orientierenden Erkundung
wird oft in starren 1 m - Intervallen beprobt und anschlielend analysiert. Aus diesen Analysenergeb-
nissen, die dann meist fir zwei oder mehr Schichten des Stralienober- und Unterbaus reprasentativ
sind, kénnen nur schwer exakte Deklarierungen abgeleitet werden. Nicht berticksichtigt wird eine geo-

gen vorhandene bzw. anthropogen beeinflusste Schadstoffverteilung wie zum Beispiel:

= fuir Chlorid in bindigeren Schichten des Strallenunterbaus
= fir Schwermetall-, Sulfat- PAK-Belastungen in Trimmerschuttmassen

= fir MKW-, und bei Teerasphalt auch PAK-Belastungen der die Asphaltdecke

unterlagernden Schichten (Schottertragschicht, Beton)

Mit den aus den Recherchen und aus unseren Erfahrungen abgeleiteten Vorgaben der ARGE Bo-
denmanagement fur eine Untersuchung der Bodenqualitat kdnnen die Baugrundburos detailliert und
vergleichbar ihre Leistungen anbieten und nahezu in einem Zuge parallel zu den Aufschlissen fur die
geotechnische Charakterisierung Voraussetzungen fiir eine exakte Deklarierung der Aushubmassen
schaffen.

3 Der Bewertung der qualitdtsbezogenen Ergebnisse der Baugrunduntersuchungen und der Erstel-

lung eines Verwertungs-/Entsorgungskonzeptes.

Nach Abschluss der Baugrunduntersuchungen werden die fiir eine Deklarierung der Aushubmassen
relevanten Ergebnisse der Baugrunduntersuchungen an die ARGE Bodenmanagement Ubergeben.

Hier werden die Ergebnisse

» auf Vollstandigkeit (u. a. Beprobungsprotokolle) und

» Aussagefahigkeit (Abweichungen vom Untersuchungskonzept, angetroffene

abweichende Untergrundverhaltnisse) geprift.
Basierend auf diesen Ergebnissen und unter Nutzung der regionalen Kenntnisse und der aktuellen

Gesetzeslage im Boden- und Abfallbereich wird durch die ARGE Bodenmanagement ein Verwer-

tungs-/Entsorgungskonzept erarbeitet. Die Kubaturen der einzelnen Aushubmaterialien werden nach

- 134 -



Abstimmung mit dem betreuenden Architektenbiiro in das Verwertungs-/Entsorgungskonzept eingear-
beitet.

Die gutachterlich im Rahmen des Verwertungs-/Entsorgungskonzeptes vorgeschlagenen Wiederver-

wendungs-, Verwertungs- bzw. Entsorgungswege beruhen

= auf den Uberregionalen Gesetzgebungen wie Bundes-Bodenschutz-Gesetz,

Bundes-Bodenschutz- und Altlasten-Verordnung,

» auf Sachsischen Verwaltungsvorschriften wie den Lieferbedingungen fiir

aufbereitetes Abbruchmaterial zur Wiederverwendung im Stral’enbau,
= auf der Bauabfallsatzung der Landeshauptstadt,
= verwertungsspezifischen (u. a. LAGA-Anforderungen an die stoffliche Verwertung) und

= entsorgungsspezifischen (u. a. TA Abfall, TA Siedlungsabfall, NRW-Liste)

Regelwerken und Empfehlungen

Daruber hinaus werden Hinweise zu den aktuell glltigen Gesetzen, Verordnungen, die aus

abfallrechtlicher, altlastenseitiger und ggf. arbeitsschutzrechtlicher Seite zu beachten sind, gegeben.

Bestandteil dieses Verwertungs-/Entsorgungskonzeptes ist eine in Formularform erstellte Zusammen-
fassung der beim Bauvorhaben anfallenden Aushubmassen mit den zugehérigen Kubaturen, Deklara-
tionen und Analysen. Dieses Formular kann sowohl als Bestandteil von Ausschreibungsunterlagen
verwendet, als auch im Zuge der Beauftragung des bauausfilhrenden Unternehmens als Vertragsbe-
standteil Gbernommen werden. Seitens der bietenden Baufirmen ist in diesem Formular fir jede auf-

gefiihrte Aushubcharge die angebotene Verwertungs-/Entsorgungsvariante zu benennen.

Zu Beginn des Bauvorhabens, im Rahmen der Bauanlaufberatungen wird durch die ARGE Bodenma-
nagement allen Beteiligten das Verwertungs-/Entsorgungskonzept vorgestellt und die vorhabenbezo-

genen Besonderheiten erlautert.

4  Der Gutachterlichen Baubegleitung

Die Kontrolle/Uberwachung des vorgegebenen ggf. chargenweisen Ausbaus, die Ubereinstimmung
mit den vorgenommenen Deklarationen und die Einhaltung der vertraglich fixierten Verwertungs-
/Entsorgungswege obliegt der ARGE Bodenmanagement in Zusammenarbeit mit den Behdérden der
Landeshauptsstadt. Festgestellte Abweichungen von den konzipierten Aushub-Qualitdten und -

Mengen werden vor Ort durch die ARGE uberprift und ggf. Korrekturen vorgenommen.

Bestandteil der Uberwachung der Aushubarbeiten ist die Kontrolle der ordnungsgemaRen Entsorgung
der so deklarierten Aushubmassen. Hierzu erfolgt eine Kontrolle der Ubernahme- und Wiegescheine

durch die ARGE Bodenmanagement. Fir Gberwachungsbedirftige Abfalle erfolgt seitens der ARGE
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die Beantragung/Erstellung der Entsorgungsnachweise bzw. der Vereinfachten Entsorgungsnachwei-
se. Eine ordnungsgemafe Handhabung der Ubernahme-/Begleitscheine wird durch eine weitgehende
Vorab-Ausstellung und eine Vor-Ort-Einweisung zu Beginn der Entsorgungsmaflnahme durch die
ARGE unterstutzt.

6. Zusammenfassung und Ausblick

Durch die Beteiligung der ARGE Bodenmanagement an allen gréRReren BaumaflRnahmen des Strallen-
und Tiefbauamtes besteht die Mdglichkeit, im Rahmen eines Bodenmanagements Aushubmassen
gezielt in anderen Bauvorhaben wiederzuverwenden. Die hierfiir geeigneten Massen werden durch
die ARGE hinsichtlich ihrer Schadstofffreiheit und bauphysikalischen Parameter bewertet. Insofern
belastete Massen (i. d. R. Qualitaten nach LAGA > Z 0) wieder genutzt werden sollen, wird seitens der
ARGE eine Genehmigung des Einbaus unter den gutachterlich vorgeschlagenen Rahmenbedingun-

gen bei der Abfall- und Bodenschutzbehdrde eingehoilt.

Zum gegenwartigen Zeitpunkt bestehen noch Entwicklungsmdglichkeiten des praktizierten Verfah-
rens. Beabsichtigt ist eine Entwicklung/Komplettierung des Bodenmanagements hin zu einem Mana-
gement mit Zwischenlagerflachen, die auch eine zeitversetzte Nutzung von Aushubmassen auf ande-
ren Baustellen ermdglicht. Weiterhin ist beabsichtigt eine Einbeziehung der in die Strallenbauvorha-
ben mit einbezogenen Unternehmen wie Dresdner Verkehrsbetriebe, Stadtentwasserung, DREWAG.
Hierbei kbnnen Ergebnisse unserer gutachterlichen Vorbereitung und der Baubegleitung amteriber-
greifend genutzt werden.

Im Ergebnis der seit Beginn des Jahres schrittweise fiir alle neuen Bauvorhaben angewandten Ver-
fahrensweise des Bodenmanagements konnten Einsparungen der flr die Bauvorhaben bilanzierten
Gelder erreicht werden. Nachtrage auf Grund von falscher Deklarierung von Aushubmassen sind kei-

ne erfolgt. Hierin sehen wir den erfahrungsgeman entscheidenden Faktor der Kosteneinsparungen.
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Bodenmanagement bei GroRbauvorhaben am Beispiel des Startbahn-

baus beim Flughafen Leipzig/Halle

Dipl.-Ing. Klaus Krahl, Dipl.-Ing. Uwe H. Bohm
Flughafen Leipzig/Halle GmbH, Abt. Verkehrsanlagen

1.  Einfiihrung

Die Flughafen Leipzig / Halle GmbH hat 1997 nach &ffentlichem Teilnehmerwettbewerb als Malinah-
me Nr. 11 den ,Grol3rdumigen Erdbau“ gesondert im Verhandlungsverfahren fir die Norderweiterung
nach Leistungsverzeichnis ausgeschrieben. Den Zuschlag fir die Ausfihrung dieser umfangreichen
Erdbauleistungen erhielt unter Berticksichtigung des wirtschaftlichsten Angebotes und eines technisch
ausgereiften Durchfiihrungskonzeptes die Firma Josef Mdbius Bau — Gesellschaft (GmbH & Co.),

Hamburg.

Im folgenden Beitrag sollen die wesentlichen Punkte des zur Lésung des komplexen Aufgabenberei-

ches gewahlten Bodenmanagementes fur das Teillos ,Gro3rdumiger Erdbau® aufgezeigt werden.

2. Grundlagen

Die im Zuge des Teilgewerkes ,,Grofiraumiger Erdbau“ zu bearbeitenden Flachen mit einer GréRe von
rd. 5.600.000 m? gliedern sich in zwei Gruppen mit unterschiedlichen Anforderungen hinsichtlich der
Qualitatsanforderungen an den Verdichtungsgrad bzw. an die Tragfahigkeit im Zustand der Ubergabe

an die Nachfolgegewerke bzw. zur Abnahme

a) Freiflachen: Anforderung Dpr > 97%
b) Flugbetriebsflachen: Anforderung Dpr > 100%
Tragfahigkeit Ev2 > 45 MN/m?

Die Flugbetriebsflachen untergliedern sich weiter in:

= Flugbetriebsflachen (S/L-Bahn und Rollwege)
= Rampen und Rollwege
= Seitliche Sicherheitsstreifen entlang der S/L-Bahn und Rollwege

Die insgesamt rd. 3.900.000 m® zu bewegenden Bodenmassen wurden getrennt in:

= Oberboden, Klasse 1 rd. 590.000 m3®
= Oberboden, Klasse 3und 4 rd. 400.000 m3
= Rohboden, Klasse 3und4 rd. 2.910.000 m3

Die Untergliederung des Oberbodens erfolgte in Abhangigkeit der organischen Bestandteile (Glihver-

luste > 5%), die der Klasse 1 zugeordnet werden.
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Dabei handelt es sich i.M. um die oberen 15 cm, die mit Pflanzenwurzeln durchsetzt sind. Der Ober-

boden der Klasse 3 und 4 wurde zusammen mit dem Rohboden, Klasse 3 und 4, verarbeitet.

Bei den Rohbdden handelte es sich zum tGberwiegenden Teil um Geschiebemergel / -lehm und unter-

geordnet um Schmelzwassersande mit stark wechselnder Kornzusammensetzung.

Auf Grundlage der von der ARGE Geotechnik im Rahmen der Baugrundbegutachtung durchgefuhrten

und der umfangreichen Versuche der Eigeniuberwachung zeigte sich, dass eine enorme Schwan-

kungsbreite der Proctardichten von 1,88 — 2,06 Mg/m® und der optimalen Wassergehalte von 9 bis

13,5% (siehe Grafik) vorlag. Hieraus ergaben sich betrieblich besondere Anforderungen an die Bear-

beitung und Verdichtung der Boden.

3.1

3.2

3.3

3.4

Bauausfiihrung

Der Oberbodenabtrag (KI. 1) erfolgte abschnittsweise vorlaufend in den Ab- bzw. Auftragsbe-
reichen mit Raupen D 8 bzw. Schiirfraupe, um die Oberflachen der darunter anstehenden Bo-
den nicht der Witterung auszusetzen. Der Oberboden wurde in zugewiesene Endlagerflachen

bzw. Freiflachen eingebaut.

Die Auf- und Abtragsbereiche wurden vermessungstechnisch in einem Grobraster mit Pfl6-
cken markiert, wobei die vielfaltigen Absteckungen der Rampen, S/L-Bahn, Rollwege, Freifla-
chen und Rigolenbereiche usw. mit GPS-Technik ersetzt wurden. Die wesentlichen Einbauge-

rate und Planiergerate waren mit 3 D-Steuerung ausgeristet.

Vorbereitend wurde zur Beschleunigung der Dammsetzung ab einer Héhe von ca. 2 m im
Bereich der Rollwege West und Ost und der Holding Bay nach einem Nebenangebot der Ein-
bau von Sand-Vertikal-drans nach statisch belegtem Rasterplan mit Einbindetiefen von 5 — 10
m vorgenommen. Die Flache von rd. 175.000 m? wurde mit einem Geotextil und einem Filte-
kies belegt. Damit konnte ein Konsolidierungsgrad von > 95% innerhalb 6 Monaten nach Ende

der Dammschuttungen erreicht werden.

Unter Berucksichtigung der vorgegebenen Parameter

Menge Bodenbewegung,

zu bearbeitende Flache,

Einbaulagen von 30 cm,

Zugabe von Kalk,

= Bauzeit,

Ubergabe von Teilbereichen an Nachfolgeunternehmen

war eine Einbauleistung von bis zu 20.000 m?® taglich (ca. 67.000 m? Einbauflache) bei standiger Op-

timierung der Arbeitsablaufe unumganglich.
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Der Grundgedanke bei der Herangehensweise zur Verteilung, dem Einbau, der Verdichtung und dem

Verdichtungsnachweis war:

= kurze Transportentfernung,
= Minimierung des Einsatzes von Weil}feinkalk zur Bodenverbesserung,
= genugend Flachen fur die einzelnen Schattlagen fur den Einbau,

= genugend Flachen fur die Verdichtungskontrollen nach FDVK-System.

Aufgrund der Qualitdtsanforderungen an den Verdichtungsgrad 100% Proctordichte mussten fir die
Flugbetriebsflachen (rd. 360.000 m?) alle Béden mit einem naturlichen Wassergehalt > 13% mit Weil-
feinkalk (WFK) verbessert werden. Somit ergab sich fir die Bodenverteilung, dass vorrangig die ,nas-
sen“ Béden in den Freiflachen eingebaut wurden.

Fir die Flugbetriebsflachen, d.h. Flachen unter Betondecke, waren 90 cm unter Erdplanum zu homo-

genisieren bzw. mit WFK zu verbessern, um die erhéhten Anforderungen zu gewahrleisten.

Aufgrund der extremen nassen Witterungsverhaltnisse wurde ab Dezember 1998 das Erdplanum mit
einem hydrophobierten Zement (Pectacrete) stabilisiert.

Somit ergab sich, dass fir die Flugbetriebsflachen die Ebene 60 cm unter Erdplanum (EPL), entspre-
chend der geotechnischen Vorgaben zur Homogenisierung bzw. Verbesserung hergestellt wurde.
Anschlief3end erfolgte der Aufbau der beiden oberen Lagen unter gleichen Gesichtspunkten, wobei

das Erdplanum mit hydrophobiertem Zement stabilisiert wurde.

In den Abtrags- und Ubergangsbereichen wurden der Boden abschnittsweise (Ldnge max. 100 m ) vor
Ort umgeschlagen, d.h. Herstellung der Ebene — 0,60 m EPL, dann Materiallieferung aus dem nachs-

ten Abschnitt, um dort ebenfalls die Ebene — 0,60 m herzustellen.

Um die Verdichtungsqualitat zu gewahrleisten, musste zur Steuerung, Auswertung und Optimierung
eine eigene Bodenpriifabteilung mit ausreichend Fachpersonal standig vor Ort sein. Dieses Personal

(5 Personen) koordinierte auch den Einsatz von

11 Walzenzlgen BW 225 HD-3
BW 219 PDH-3
BW 213 DH-3
4 Prufwalzenziigen BW 213 DH-3
5 Frasen einschl. Baggerfrase,

1 Bodenaufbereiter

Es musste sichergestellt sein, dass alle Einbauanlagen (Schichtdicke 30 cm) vor dem weiteren Uber-
bauen im Rahmen der Eigenlberwachung geprift und dokumentiert waren und die Ergebnisse der
Bauuberwachung vorlagen.
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Der Umfang der Prifflachen betrug rd. 6.500.000 m?, wobei die Flachenleistung einer Prifwalze zwi-
schen 2.500 — 4.000 m?h lag.

Als Messsystem flr die Durchfiihrung und Dokumentation der FDVK-Priffahrten wurde aufgrund der
zur Verfugung stehenden Walzentypen das BCM (Bomag Compaction Measurement) der Firma Bo-

mag verwendet.

3.5 Fdr die vielféltigen Bodenbewegungsarbeiten kamen fiir das Laden & Transportieren folgende

Geratekombinationen zum Einsatz

Bagger / Dumper, innerhalb Baufeld

Bagger / Vierachser von Depot Uber Stral3e

Raupen, im Quertransport in 60 m

Schurfraupen, Transport bis 100 m

Scraper CAT 631 mit Schubraupe CAT D 10 R, Transport bis 1.000 m

o > o N~

Der Bodeneinbau erfolgte mit Raupen CAT D 8 — CAT D 6 und Grader CAT 16, die Profilherstellung
erfolgte mit Raupen D 6, D 5 und Grader CAT 14 mit 3 D-Steuerung.

Zur Bewaltigung der Hauptbodenarbeiten, den ,Randarbeiten® und der Unterhaltung der Fahrwege

waren in den Kernmonaten eingesetzt:

Scraper Cat 631 + 1 Schubraupe CatD 10 R
Ladebagger, Cat 350, PC 360 u.a.

20 Dumper A25-A 35

18 4-Achser

15 RaupenD8N,D6H,D5H, D58

15 Walzen

1 Bodenaufbereiter, 1 Frasraupe
3 Bodenfrasen, 3 Kalkstreuer

6 Grader

Die verschiedenen Einsatzstellen der Gerate in Abhangigkeit bzw. in Beziehung zu den Bodenarten,
den Wassergehalten und den Bodenverbesserungen sowie den Einbauorten ergeben sich aus nach-

folgender Tabelle:
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Boden Wasser- Bodenverbesserung Laden & Einbauort
gehalt Transport
Was Wo
Abtrag Abtrag
<Im >I'm

Oberboden - - - 3,4,1 | Lagerflachen fur
Klasse 1 Oberboden
Oberboden > 13% - - 3,4,5,1 | Freiflachen
Klasse 3 + 4 >13% WFK vor Ort | nach Einbau 54,1 Flugbetriebsflachen

<< 13% 5,4,1
Rohboden > 13% 3,4,5,1 |Freiflachen
Klasse 3 + 4 > 13% WFK | vorOrt |nach Einbau| 54,1 |Flugbetriebsflachen

<< 13% 5,41
ﬁgdﬁn von Depot- | . 130, WFK auf Depot | 1und2 |Flugbetriebsfliachen

achen

Klasse 3 + 4 << 13% - auf Depot Flugbetriebsflachen

Erlauterung zu Laden & Transportieren:

1) Bagger / Dumper

2) Bagger / Vierachser
3) Raupe

4) Schiirfraupe

5) Scrapper
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Fachliche Grundlagen fir Bodenplanungsgebiete am Beispiel der

Stadt Goslar
Dr. Walter Schmotz

Landratsamt Goslar, Amt fiir Wasser- und Bodenschutz

1. Zusammenfassung

Der Landkreis Goslar ist gepragt von den Folgen seiner 1000-jahrigen Geschichte des Bergbaus und
des Huttenwesens im Harz und seinem nérdlichen Vorland. Die reichen Erzlagerstétten des Harzes
waren bekannt fir die Gehalte an Blei, Zink, Kupfer und Silber sowie an Arsen und Cadmium. Die
Gewinnung und Verhittung dieser Erze trug damals dazu bei, dass sich eine der blihensten und
gréRten Industrieregionen Norddeutschlands herausbildete. Die industrielle Entwicklung flihrte aber
auch dazu, dass grofte Flachen in Anspruch genommen wurden. Noch heute zeugen viele Brachfla-
chen und Halden von dieser Industrie. Die Zentren der Montanindustrie waren in den Stadten Goslar,
Langelsheim, Oker, den Oberharzer Bergstadten sowie in den Talern der Harzflisse Oker und Inners-
te angesiedelt. Die Folge davon ist, dass gerade in diesen Siedlungsgebieten sowie in den Flusstalern
und -auen die Bodenbelastungen insbesondere bei Arsen, Cadmium, Blei und Zink die Prif- und
MaRnahmenwerte der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) z.T. weit lber-

schreiten.

Wegen dieser grofl¥flachigen Bodenbelastungen im und am Harz ist der Landkreises Goslar zur Zeit im
Ausweisungsverfahren fiir ein sogenanntes Bodenplanungsgebiet auf der Grundlage des Niedersach-
sischen Bodenschutzgesetzes. Ziel ist es, die Anforderungen des Bodenschutzes nach einheitlichen
Kriterien umzusetzen und auf die Einzelfall-Untersuchungspflichten, die sich aus dem Gesetz ergeben
wirden, weitgehend verzichten zu kénnen. Die erforderlichen MaRnahmen zum Bodenschutz sollen
nach der Belastungshéhe und der tatsdchlichen Nutzung eines Grundstiicke abgestuft werden. Ein-
gebettet in der Bodenplanungsgebiets-Verordnung wird gleichzeitig ein Boden-Aushub-
Managementsystem installiert, welches die ,ordnungsgemafe“ und ,schadlose“ Bodenverwertung
gemal Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW/AbfG) sicherstellt.

Die Umsetzung dieser Ziele ist nur auf der Grundlage umfassender Kenntnisse Uber die Belastungssi-
tuation und deren Auswirkungen auf die Schutzgiter mdglich. Vor diesem Hintergrund wurden beim
Landkreis Goslar seit Mitte der 80er Jahre Daten von allen verfigbaren Bodenuntersuchungen in ei-
ner Datenbank erfasst und seit Mitte der 90er Jahre zu einem Bodeninformationssystem weiterentwi-
ckelt. In den Jahren 1998 bis 2000 sind dann eigene erganzende Untersuchungen der Béden mit Me-

thoden der Bundes-Bodenschutz-Verordnung durchgefiihrt worden

2.  Situation und Ursachen der Bodenbelastungen

Der Harz mit seinen reichen Erzlagerstatten ist stark durch den Bergbau gepragt. Die Gewinnung von

Buntmetallerzen sowie deren Aufbereitung und Verhiittung standen dabei im Vordergrund.
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Bereits seit dem 3. Jhd. n. Chr. ist der Erzabbau am Rammelsberg belegbar. Wahrend des Mittelalters
sind viele kleinere Bergwerke und Ro&stplatze entstanden. Aufgrund des Wasserbedarfs erfolgte die
Erzverarbeitung tUberwiegend entlang der Flussldufe. Dadurch sind die Flussniederungen in besonde-
rem MafRe mit Schwermetallen belastet. Uberschwemmungen und Hochwésser trugen die Erzriick-

stande und Schlacken bis weit in das Harzvorland hinein.

In den letzten Jahrhunderten erfolgte die Erzaufbereitung und Verhittung im industriellen Stil und
konzentrierte sich immer starker auf einzelne Standorte im nérdlichen Harzvorland und im Oberharz.
Im Zuge dieser Montanindustrie kam es zu einem verstarkten und zunehmend weitreichenden
Schwermetallaustrag Uber die Luft. Noch heute sind viele Boden stark belastet und durch den gleich-

zeitigen Schwefelaustrag versauert.

Die Rest- und Abfallprodukte der Erzverarbeitung wurden gern als Baustoff (z.B. Schlackensteine)
verwendet. Pochsande, Abraummaterial und Schlacken wurden haufig im Wegebau und zur Urbar-

machung feuchter Niederungen eingesetzt.

Auf diese Art und Weise kam es zu einer grof¥flachigen Verbreitung der Schwermetalle und zu erheb-
lichen Anreicherungen dieser Schadstoffe in den Bdéden. Je nach Eintragspfad ist diese Belastung auf
wenige Dezimeter beschrankt (atmospharischer Eintrag) oder aber bis in 2 oder 3 Meter Tiefe deutlich

erkennbar (insbesondere durch den Eintrag kontaminierter Baumaterialien).

3. Rechtlicher und politischer Hintergrund

Wegen der groRflachigen Uberschreitung der Priifwerte fiir den Direktpfad Boden-Mensch und der
Uberschreitung von MaRnahmenwerten fiir den Pfad Boden-Nutzpflanze ist die Ausweisung eines so
genannten Bodenplanungsgebietes nach § 21 (3) BBodSchG und § 4 Niedersachsisches Boden-
schutzgesetz (NBodSchG) vom Kreistag beschlossen worden. Der Entwurf einer entsprechenden
Verordnung ist von der unteren Bodenschutzbehdrde erarbeitet und in das gesetzlich vorgeschriebene
offentliche Beteiligungsverfahren gegangen. Die Verordnung soll noch im Jahr 2001 rechtskratftig fest-
gesetzt werden.
Ziel ist es, die Anforderungen des Bodenschutzes im Bereich der Gefahrenabwehr nach einheitlichen
Kriterien umzusetzen und auf die Untersuchungspflichten des BBodSchG weitgehend verzichten zu
kénnen. FlUr den vorsorgenden Bodenschutz unterhalb der Gefahrenabwehr, d.h. unterhalb von Prif-
oder Mallnahmenwerten, gabe es im Niedersachsischen Bodenschutzgesetz keine Ermachtigungs-
grundlage.
Eingebettet in der Bodenplanungsgebietsverordnung ist ein Boden-Aushub-Managementsystem, wel-
ches die ,ordnungsgemafle“ und ,schadlose“ Bodenverwertung gemafl Krw/AbfG und BBodSchG
sicherstellen soll. Diese Regelungen zum Umgang mit Bodenaushub basieren auf verschiedenen
Rechtsgrundlagen.
Der Umgang mit Bdden, die schadliche Bodenverédnderungen aufweisen, ist nach § 4 des Nieder-
sachsischen Bodenschutz-Gesetzes im Bodenplanungsgebiet zu regeln. Dies gilt aber nicht fir Béden
mit maRigen Schadstoffanreicherungen oberhalb der Vorsorgewerte bei gleichzeitiger Unterschreitung
von Prif- und MaRnahmenwerten. Der Umgang mit solchem Bodenaushub muss in Niedersachsen
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direkt auf der Grundlage von §12, (10) der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung geregelt
werden.

Uber die Anforderungen des Bodenschutzes hinaus sind nach dem KrW/AbfG Béden mit schadlichen
Verunreinigungen als besonders tberwachungsbedirftiger Abfall (bi-Abfall) einzustufen und unter-
liegt danach den sehr strengen Nachweisverfahren der Verordnung tber Verwertungs- und Beseiti-
gungsnachweise. In Niedersachsen ist die Uberschreitung der Z2-Werte der LAGA (Landerarbeitsge-
meinschaft Abfall 1995, Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststof-
fen/Abfallen - Technische Regeln) zur Einstufung von bi-Abfall heranzuziehen. Das erforderliche obli-
gatorische Nachweisverfahren macht umfangreiche Prifungen und birokratische Genehmigungsvor-
gange fir jede Bodencharge ab 2 Tonnen notwendig. Da im Landkreis Goslar die Z2-Werte der LAGA
grofR¥flachig Uberschritten werden, wurde bereits im Vorgriff auf die Bodenplanungsgebiets-Verordnung
eine ,Allgemeinverfiigung zum Umgang mit belastetem harztypischen Bodenmaterial“ mit vereinfach-
ten Regelungen zu den behdrdlichen Zustandigkeiten, dem Umgang und dem Nachweisverfahren in

Kraft gesetzt.

Diese Vereinfachung war erforderlich, da andernfalls bei vielen Baumaflinahmen Sonderabfall angefal-
len ware, dessen Beseitigung Kosten in der GréRenordnung der gesamten BaumalRnahme verursacht
hatte.

Sowohl die Stadte und Gemeinden als auch die politischen Vertreter des Landkreises Goslar sind
davon Uberzeugt, dass die Harten, die sich aus dem BundesBodenschutzgesetz (BBodSchG) fur die
Region ergeben nur auf der Grundlage einer solchen Gebietsverordnung auf ein allgemein akzeptier-
tes und in der Praxis durchsetzbares Maf} begrenzt werden kdnnen. Die Erarbeitung der Regelungen
erfolgt in Abstimmung mit dem Kreisgesundheitsamt, der Landwirtschaftskammer, der Bezirksregie-

rung Braunschweig sowie dem Niedersachsischen Umweltministerium.

4. Das Bodeninformationssystem des Landkreises Goslar

Gebietsbezogene Regelungen zum Bodenschutz und zum Umgang mit belastetem Bodenaushub
kénnen nur auf der Basis verlasslicher Informationen und exakter Bodenbelastungskarten festgelegt
werden. Seit Mitte der 80er Jahre wurden beim Landkreis Goslar Daten von allen verfiigbaren Boden-
untersuchungen in einer Datenbank erfasst und seit Mitte der 90er Jahre zusammen mit einem Geo-
graphischen Informationssystem (TopolL) zu einem Bodeninformationssystem weiterentwickelt. Im
Jahre 1998 sind dann eigene erganzende Untersuchungen der Béden mit Methoden der Bundes-

Bodenschutz- und Altlastenverordnung durchgefiihrt worden.

Folgende Daten zur flachenhaften Bodenbelastung sind zur Zeit vorhanden:

= Ca. 2.500 Probenahmestellen = ca. 30.000 Einzelmesswerte

= Gesamtgehalte von Proben bis 3 Meter Tiefe
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= Arsen, Cadmium, Chrom, Cobalt, Kupfer, Quecksilber, Nickel, Thallium, Antimon, Zink, pH-Wert
= Teile der Proben wurden auch auf pflanzenverfiigbare und wasserlosliche Anteile untersucht, um
die Wirkung auf die Schutzgiter gemaR der Bundes-Bodenschutz und Altlasten-Verordnung genau-

er einschatzen zu konnen.

5. Erstellung von Bodenbelastungskarten und Gebietsabgrenzung

Die Flachenausweisung erfolgte durch Auswertung aller im Bodeninformationssystem des Landkrei-
ses Goslar vorgehaltenen Bodenproben fir die Oberbdden mit einer standardisierten Bezugstiefe von
0-30cm unter Gelandeoberflache. Die Berechnung gleichartig belasteter Flachen erfolgte durch geo-
statistische Flachenschatzung der Gesamtgehalte (jeweils fiir die Elemente separat), wobei fiir Tal-
auen, landwirtschaftlich genutzte Flachen und Siedlungsbéden aus statistischen Grinden getrennte
Berechnungen durchgefiihrt wurden'. Der Bezug zu den Flachentypen wurde mittels ATKIS-
Flachennutzung (Landesvermessung und Geobasisinformation Niedersachsen) und Bodenkarte
BUKS50 (NIfB) hergestellt.

Um eine praktische Vollziehbarkeit zu erreichen, sind die Belastungsgrenzen fir alle Nutzungen an-
schlieRend an die jeweils nachstgelegenen markanten Gelandegrenzen (Stral’en, Hauserblocks,
Flurgrenzen, Grenzlinien, Gewasser etc.) gelegt worden. Daraufhin erfolgte nocheinmal ein Abgleich
mit den regionalen und kommunalen Planungen. Dies ist notwendig, da nur diejenigen Flachen ein-
bezogen werden sollen, bei denen die zu regelnden Nutzungen zumindest potentiell zu erwarten sind.
Mit Ausnahme der hdchst belasteten Teilgebiete 1 und 2 sind Regelungen zum Bodenschutz nur fir

den Direktpfad Siedlungsnutzungen erforderlich, nicht aber fiir den Pfad Boden-Nutzpflanze.

Die Gebietsabgrenzung fiir das Bodenplanungsgebiet ist an den Prifwerten fir Kinderspielflachen
nach BBodSchV festgemacht. Je nach Belastungsniveau sind verschiedene Teilgebiete ausgewiesen
worden. Regelungen unterhalb dieser Werte sind rechtlich nicht méglich, da nach § 4 NBodSchG ein
entsprechendes Gebiet nur ausgewiesen werden kann, wenn ... ,schadliche Bodenveranderungen
auftreten oder zu erwarten sind“. Es muss also eine hinreichende Eintrittswahrscheinlichkeit fir das

Vorliegen schadlicher Bodenveranderungen bestehen.

Die Regelungen zum Umgang mit Bodenaushub bei Uberschrittenen Vorsorgewerten (Gebiete mit
erhdhten Schadstoffgehalten) basieren deswegen direkt auf der Grundlage der BBodSchV (§12, Abs.
10).

Ein Uberblick zu den Abgrenzungswerten und Regelungsfeldern der einzelnen Teilgebiete der Ver-

ordnung finden sich in Abbildung 2.

16 Wegen der unterschiedlichen dominierenden Schadstoff-Immissionspfade sind an den Grenzen der drei ge-
nannten Einheiten abrupte Anderungen der Schadstoffgehalte zu beobachten. Aus diesem Grund miissen sie im

Rahmen der geostatistischen Analyse als getrennte Grundgesamtheiten behandelt werden.
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Dadurch, dass die Oberbodengehalte zugrundegelegt wurden - und die tatsachlichen Schadstoffge-
halte i.d.R. mit der Tiefe abnehmen - ist mit der genannten Vorgehensweise fir alle abfallrechtlichen

Einstufungen von Bdden eine weitgehend sichere Situation beschrieben.

Wegen der grundsatzlich unterschiedlichen Schadstoffgehalte und deren jeweiliger Verteilung wurden
bei den hdchst belasteten Gebieten zwei verschiedene Kategorien ausgewiesen: Teilgebiet 1 weist
als Leitparameter insbesondere hohe Blei- und Cadmiumgehalte auf, die zur Gebietsabgrenzung
malgeblich beigetragen haben. Teilgebiet 2 ist insbesondere aufgrund der hohen Arsengehalte aus-
gewiesen worden. Dies soll insbesondere sicherstellen, dass der Transport von Bodenaushub zwi-
schen diesen Teilgebieten nicht zu Verschlechterungen beziglich bestimmter Schutzgiter flihren
kann.

6. Die Regelungen der Bodenplanungsgebiets-Verordnung

Fir den Bodenschutz soll grundsatzlich die Einzelfalluntersuchung der Grundsticke gemafR
BBodSchV entfallen. Stattdessen sollen in Abhangigkeit von der Belastungshéhe und der tatsachli-

chen Nutzung der Grundstiicke Ma3nahmen vorgegeben werden, die zu ergreifen sind.

Folgende Regelungen gelten generell:

1.Freistellung von den Untersuchungspflichten fir den ,liegenden Boden® und Bodenaushub

2.In den vier Teilgebieten sind die Anbau- und Verzehrempfehlungen des Gesundheitsamtes zu be-
achten

3.Wer durch Einzelfalluntersuchungen nachweist, dass geringer belasteter Boden oder Bodenaushub

vorhanden ist, kann von den Regelungen der Verordnung befreit werden
Minimale Regelungen fiir den ,liegenden Boden®:

In Teilgebiet 4 ist der direkte Kontakt Boden-Mensch auf Kinderspielflachen zu unterbrechen. Dies

kann z.B. durch eine dichte Rasendecke erreicht werden.

Maximale Regelungen fiir den ,liegenden Boden*:

In den Teilgebieten 1 und 2 ist der direkte Kontakt auf Kinderspielflachen, Wohngrundstiicken und
Park- und Freizeitflachen zu unterbrechen. Dazu ist auf Kinderspielflachen eine Abdeckung oder ein

Bodenaustausch vorzunehmen.

In den Teilgebieten 1 und 2 gilt ein Anbauverbot fur Weizen

und Verbote fir andere Obst- und Gemusesorten kénnen ausgesprochen werden
Minimale Regelungen fiir den Umgang mit Bodenaushub:

Bodenaushub aus Gebieten mit erhdhten Schadstoffgehalten soll nicht auf Kinderspielflachen, und nur
eingeschrankt auf landwirtschaftlich genutzten Flachen aufgebracht werden.
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Maximale Regelungen fiir den Umgang mit Bodenaushub:

In den Teilgebieten 1 und 2 kann der Boden nur im Einzelfallverfahren nach Anzeige und Genehmi-

gung der unteren Abfallbehdrde verwertet oder beseitigt werden.

Grundprinzipien fiir den Umgang mit Bodenaushub:
1.Keine Verschlechterung am Ort des Auf- oder Einbringens des Bodens. Das heif’t grundsatzlich
keine Verwertung in geringer belasteten Teilgebieten.

2.Kein Einbau in besonders sensiblen Nutzungsformen, wenn Prif- oder Malnahmenwerte Uber-

schritten werden (Kinderspielflachen oder Landwirtschaft).

3.Liegen Anhaltspunkte vor, dass es sich um harzuntypisch belastetes Bodenmaterial (z.B. von Altlas-

tenflachen) handelt, ist eine Untersuchung durchzufihren.
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Erhohte Schadstoffgehalte in Boden der Region Chemnitz-Erzgebirge —
Besonderheiten bei der Bodennutzung und Verwertung von Boden-

material

Steffen Schirer

Staatliches Umweltfachamt Chemnitz
Dr. Friederike Darbinjan
Umweltwirtschaft GmbH, Freiberg
Gunter Rank

Sachsisches Landesamt fiur Umwelt und Geologie

1. Einleitung

Die Verwitterungsbdden Uber Festgestein im sidlichen Teil der Region Chemnitz-Erzgebirge sind
durch erhéhte Gehalte an Schwermetallen, insbesondere Cd, Pb, Cr, Ni, Cu, Zn und As charakteri-
siert. Diese sind auf naturbedingte Ursachen (lithogene Anreicherungen, Erzvorkommen und -
lagerstatten) und grof¥flachige anthropogene Einflisse (800 Jahre Bergbau, Hittenindustrie und Me-

tallurgie) zuriickzuflihren.

Landesweite, flachendeckende stoffliche Untersuchungen der Béden des Freistaates Sachsen und
regionale Spezialuntersuchungen in der Region Chemnitz — Erzgebirge flhrten zu dem Ergebnis,
dass in diesen Gebieten die Hintergrundgehalte z. T. weit Gber denen fiir Sachsen liegen. Neben der
Uberschreitung der Vorsorgewerte, kommt es z. B. im Raum Freiberg zusatzlich zu flachenhaften
Uberschreitungen der Priif- und MaRnahmenwerte (Anhang 2 BBodSchV) insbesondere fir As, Cd,
Pb sowie fiir As im Raum Ehrenfriedersdorf-Geyer fir den Belastungspfad Boden—=Mensch und Bo-
den=Pflanze. Daraus ergeben sich besondere Anforderungen an Gefahrenabwehr und Vorsorge im

Sinne des Umgangs mit Bodenmaterial.

2. Gefahrenabwehr

2.1.  Entstehung der groB3flachigen schéddlichen Bodenverdnderungen

Im Raum Ehrenfriedersdorf-Geyer wurde seit dem Ende des 13. Jahrhunderts bis 1990 Bergbau auf
Zinn betrieben. Der am weitesten verbreitete und am starksten ausgepragte Vererzungstyp ist die
Gang- und Trimervererzung. Neben dem Zinnmineral Kassiterit treten in Paragenese haufig Arsen-
minerale, insbesondere Arsenopyrit (FeAsS) und Léllingit (FeAs,) auf. Besonders in den Bereichen
ausstreichender Gange und Trimer sowie von Zinnseifen bildeten sich im Boden Dispersionshdfe mit
Schwermetall- und Arsenanreicherungen, wobei umweltrelevante Gehalte im Wesentlichen nur das

Arsen erreicht.

Gerade in diesen Bereichen mit erhdhter naturbedingter As-Konzentration kam es zur Uberlagerung

mit montan bedingten Stoffeintragen in den Boden. Seifenerze wurden besonders im Greifenbachtal
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und im Seifenbachtal abgebaut und auf Raithalden abgelagert. In unmittelbarer Nahe der Gruben im
Greifensteingebiet und am Sauberg wurden Bergehalden aufgeschiittet, welche u. a. die vom Zinnerz
getrennten Arsenminerale enthalten. Die Halden wurden im Zuge des Riickganges des Bergbaues z.
T. aufgearbeitet (gekuttet) und damit erneut umgelagert. In der Nahe der Gruben entstanden
Schmelzhitten und Pochwerke und mit ihnen weitere Halden von Aufbereitungs- und Verhattungs-
rickstdnden (Pochsande, Schlacken). Um 1500 arbeiteten z. B. in Ehrenfriedersdorf 22 Pochwerke
bzw. Wéaschen und 7 Hutten, im Greifenbachtal 10 Pochwerke und 8 Hutten. Zur Trennung des Zinn-
steins von kiesigen (arsen- und schwefelhaltigen) Mineralen wurde ab ca. 1526 das Erz ,gerostet".
Die entweichenden Rauchgase und Staube (,Giftmehl* As,03) schlugen sich in der Umgebung nieder.
Die damit verbundenen Schaden fir Mensch, Tier und Pflanze flihrten zum sog. ,Giftstreit* zwischen
Bergleuten und anderen Einwohnern Ehrenfriedersdorfs. Die Herstellung des Arsenik in Arsenhiitten
ab Mitte 16. Jahrhundert stellt eine weitere wesentliche Quelle fir den Schadstoffeintrag in den Boden
dar. Das Schadstoffpotential ist besonders hoch einzuschatzen, da Arsentrioxid als besonders mobil
und als sehr toxisch einzustufen ist. Im Zuge von Baumafnahmen im Raum Ehrenfriedersdorf-Geyer
wurde schliellich Gber Jahrhunderte hinweg montanes Material umgelagert (Baustoffgewinnung, Re-

liefangleichung,...).

2.2. MaBnahmen der Gefahrenabwehr

Die somit heute flachenhafte schadliche Bodenveranderung durch Arsen erfordert die Notwendigkeit
zu prifen, inwiefern sich Pflichen zur Gefahrenabwehr i. S. der Vorschriften des § 4 BBodSchG erge-
ben und MaRnahmen der Untersuchung, Bewertung und Sanierung von Altstandorten und Altablage-
rungen gemal §§ 3, 4 und 5 BBodSchV durchzufiihren sind.

Fir eine Reihe von Standorten mit sensiblen Bodennutzungen (Spielplatze, Kindereinrichtungen,
Schulgarten) wurden durch die Stadt Ehrenfriedersdorf im Ergebnis von Bodenuntersuchungen im
Jahr 1996 bereits SofortmaRnahmen zur Gefahrenabwehr veranlasst. So wurde in Sandkasten kom-
munaler Einrichtungen der Spielsand ausgetauscht. Auf einem Spielplatz wurde stark As-belasteter
Boden ausgehoben und durch unbelastetes Bodenmaterial ersetzt, vegetationsfreie Flachen wurden
begriint. Alle Frei- und Grinflachen der Stadt wurden erfasst und klassifiziert, um sie turnusmaRig zu

bewirtschaften und auf ihre Beschaffenheit zu kontrollieren.

Um im Raum Ehrenfriedersdorf-Geyer Sicherheit und Transparenz hinsichtlich des Gefahrenpotentials
zu schaffen, wurde im Jahr 1996 durch das Landratsamt Annaberg die stufenweise Untersuchung
nach Séachsischer Altlastenmethodik (SALM) veranlasst. Zundchst wurden flachendeckend 296

Standorte und Ablagerungen des Altbergbaus erfasst. Darunter fallen:

227 Halden und verfillte Bingen des Bergbaus
8 Schlackehalden der Hitten
20 Silber-, Zinn- und Arsenhtten

= 31 Pochwerke

= 9 baubedingte Aufschittungen.
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Unter Bericksichtigung der Siedlungsnahe, der Stoffgefahrlichkeit, der GréRe des Standortes und
bekannter Ergebnisse von Voruntersuchungen wurde eine Vorauswahl fiir die weitere Bearbeitung
getroffen. Damit wurden in der Stufe der formalen Erstbewertung /1/ nach SALM 109 Altablagerungen
und Altstandorte bearbeitet und die Daten in das Sachsische Altlastenkataster aufgenommen. Nach
einer Selektierung auf der Grundlage des erreichten Kenntnisstandes erlbrigte sich fur eine Reihe
kleinerer Standorte und fir die Bergehalden weiterer Untersuchungsbedarf, so dass die historische
Erkundung (HE) /2/ nur noch fir 59 Objekte durchgefuhrt wurde. Im Ergebnis der historischen Erkun-
dungen konnte festgestellt werden, dass sich fiur die Mehrzahl der Pochwerke und Schlackenhalden
unter Beibehaltung der gegenwartigen Nutzung kein weiterer Untersuchungsbedarf ergibt. Dringender
Handlungsbedarf wurde hingegen flir Standorte der Schmelz- und Arsenhiitten insbesondere bei ge-
genwartig sensiblen Nutzungen abgeleitet. In der nachsten Bearbeitungsstufe sind 10 Orientierende
Untersuchungen als Integrale Altlastenbehandlung (komplexe Bearbeitung einzelner Objekte mit ortli-
cher Nahe und kausalen Zusammenhangen) entsprechend festgelegter Prioritaten abzuarbeiten. Fir

zwei Objekte liegen bereits Ergebnisse der Detailuntersuchung vor.

2.3. Beispiel Jugendherberge Hormersdorf

Beschreibung der Situation

Die JHB Hormersdorf befindet sich im Greifensteingebiet nordwestlich der Stadt Geyer auf der
Gemarkungsgrenze Hormersdorf. Neben der bergbaulichen Nutzung des Gebietes erfolgte von 1564
bis 1855 am Standort der Betrieb einer Arsenhitte. Bis 1840 wurde Arsenik produziert. Um die
Jahrhundertwende (1888-1907) wurde der Standort zu Herstellung von Dynamit genutzt
(Erzgebirgische Dynamitfabrik zu Geyer). Seit 1925 ist die “Gifthitte” Erhohlungs- und
Ertlichtigungsstatte, seit 1950 Jugendherberge.

Aufbauend auf einer historischen und orientierenden Untersuchung wurde der Altstandort im Auftrag
der unteren Bodenschutzbehérde des Landratsamtes Stollberg in 2000 einer Detailuntersuchung

unterzogen /3/.

Untersuchungsergebnisse

Insgesamt wurden 63 Bodenproben auf ihren Gesamtgehalt an Arsen und den Arsengehalt im Eluat
untersucht. Durch die Ergebnisse der Bodenbeprobungen wurden die Kenntnisse zur horizontalen und
vertikalen Arsen-Verteilung und zum Bodenprofil vertieft. Bis auf 3 Proben von den Sportplatzen wer-
den die Prifwerte nach BBodSchV entsprechend den Nutzungskategorien i.R. deutlich Gberschritten
(n*100 ... n*10000 mg/kg TM). Die geringsten Belastungen, im Mittel 700 mg/kg TM in der obersten
Bodenschicht, befinden sich im Bereich der sensibelsten Nutzungen im Westteil (Sportplatze, Platz fur
Lagerfeuer usw.). Hier erfolgte bereits teilweise ein Auftrag standortfremden, unbelasteten Materials.
Die hochsten Belastungen, im Mittel 17000 mg/kg in der obersten Bodenschicht, befinden sich im
weniger sensibel genutzten Ostteil (Trockenrasen mit Heide). Auf dieser Teilflache lassen die Boden-
profile deutlich Aufflllungsbereiche von Bereichen mit natlrlichem Schichtenaufbau unterscheiden.
Der As-Gehalt nimmt nach der Teufe ab, kann aber durch deszendente Verlagerung bis in den anste-

henden Phyllit reichen (zusatzlich zum geogenen background).
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Neben den sehr hohen As-Gehalten im Feststoff wurden auch sehr hohe Gehalte im Eluat ermittelt
(max. 32 mg/l), was auf das Vorhandensein von Arsentrioxid schliefen lasst. Die Eluierbarkeit ist im
oberen Bodenhorizont am hdchsten. In der LolBlehmdecke erfolgt eine starkere Adsorption des Arsen

an Eisenoxidhydrate.

Die Menge des Staubniederschlages wurde monatlich bestimmt und der Staub auf seinen Arsengehalt
analysiert. Die Ergebnisse der Staubmessungen waren eindeutig und belegen, dass eine Gefahrdung
durch inhalative As-Aufnahme Uber Staubpartikel in der Luft weitestgehend ausgeschlossen werden

kann, wenn eine flachendeckende Bodenbedeckung gewahrleistet ist.

2.4. Bewertung / Schlussfolgerungen

Ausgehend von den Bodenbelastungen und der vorrangigen Nutzung des Grundstiickes (Jugendher-
berge) wird dem Wirkungspfad Boden — Mensch (orale Aufnahme) die grofte Bedeutung und der

Mensch in erster Linie als das zu schitzende Element betrachtet.

Die Untersuchungen ergaben eine flachenhafte Verbreitung der Arsenbelastungen und eine Verlage-
rung des Schadstoffes Arsen bis in eine Tiefe von 2 m u. GOK. Die Belastungen nehmen in die Tiefe
rasch ab. Eine schadliche Bodenveranderung im Sinne des BBodSchG ist nachgewiesen. Die Unter-
suchungsergebnisse flhrten zu der Einschatzung durch das StUFA Chemnitz, dass aufgrund der z. T.
extrem hohen Konzentration, der Stoffgefahrlichkeit und der sensiblen Bodennutzung ein latentes
Risiko fur die Gesundheit sowohl der Gaste als auch der Angestellten / Bewohner besteht. Dies macht
die Sicherstellung der Unterbrechung des Belastungspfades Boden — Mensch erforderlich. Aufgrund

der gegenwartigen Bodenbedeckung ist aber nicht von einer akuten Gefahr auszugehen.

Art, Umfang und Ergebnisse der durchgefiihrten Untersuchungen lassen eine hinreichende Beurtei-
lung der Gefahrensituation im Belastungspfad Boden — Mensch und die Ableitung von notwendigen
Malnahmen zu. Die Bereiche der sensibelsten Nutzung (Spielplatz, Volleyball- und FuRRballplatz) sind
bereits mit unbelastetem Material abgedeckt, so dass hier der Belastungspfad Boden — Mensch be-

reits unterbrochen ist.

Eine Dekontamination (Bodenaustausch) als Sanierungsmaflinahme der anderen Flachen wird auf-
grund der flachenhaften Verbreitung des Schadstoffes aber auch wegen der vorhandenen fast fla-
chendeckenden Vegetaion nicht fur sinnvoll erachtet. Da aber eine Gefahrdung des Schutzgutes
Mensch nicht auszuschlieRen ist, ergibt sich die Notwendigkeit von Sicherungsmallnahmen.

Auf der Grundlage der gutachterlichen Empfehlung wurden von Seiten des StUFA Chemnitz folgende

MaRnahmen zur Gefahrenabwehr abgeleitet und durch die untere Bodenschutzbehdrde veranlasst:

= Errichtung von 145 m Zaun zur Abgrenzung hoch belasteter Bereiche von den Spielflachen (im

westlichen Teil),

= Anpflanzung von 600 m Hecken sowie von Strauchern zwecks Abgrenzung der Sport- und Freizeit-
flachen sowie der Wohnflachen und zur Einschrankung der Zutrittsmdglichkeiten in die belasteten

Bereiche,
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» Bewirtschaftung und Vergrofierung von Aufforstungsflachen

= Begriinen vegetationsfreier Stellen (Fahrspuren, Erosionsrinnen) mit standorttypischen Pflanzen

(z.B. Heidekrautern),

= Durchfihrung jahrlicher Kontrollen des Zustandes der Abdeckungen sowie der Hecken und Zaune

und Nachbesserung bei Bedarf

= Information aller Anlieger und Beteiligten Uber notwendige Verhaltensanpassung und Umgangsre-

geln.

Unter Voraussetzung der Realisierung dieser Sicherungsmaflinahmen, welche bereits umgesetzt wer-
den, ist auch die latente Gefahrdung der Gesundheit der Anlieger, des Betreibers und der Gaste der
Jugendherberge soweit eingeschrankt, dass keine Bedenken zur Fortsetzung der gegenwartigen Nut-

zung bestehen.

2.5. Beispiel Kindertagesstitte auf dem Geldnde des ehemaligen Bahnhofes in
Ehrenfriedersdorf

Beschreibung der Situation

Seit den siebziger Jahren wird das Gelande des ehemaligen Bahnhofes von Ehrenfriedersdorf als
Kindertagesstatte genutzt. Mit der Errichtung des Bahnhofes ab 1906 erfolgte eine Einebnung des
Hanggrundstiickes durch Auffillung mit Bergeversatz und Abraum aus dem Sauberggebiet, welches
geogen bzw. aufbereitungstechnisch mit As angereichert ist. Dieses ist primar sulfidisch im Arsenopy-
rit und Lollingit gebunden und relativ schwer 16slich. In den obersten Bodenhorizonten dirfte das Ar-

sen durch oxidative Umwandlungsprozesse Uberwiegend als Eisen/Aluminium-Arsenat vorliegen.

Nach Auswertung erster Untersuchungsergebnisse /4/ durch das Staatliche Umweltfachamt Chemnitz,
welche einen dringenden Verdacht einer Gefahrdung von spielenden Kleinkindern durch orale Auf-
nahme ergaben, ordnete Mitte der 90-er Jahre die untere Bodenschutzbehdrde des Landratsamtes
Annaberg Sofortmalinahmen zur Gefahrenabwehr an und leitete die weitere Untersuchung nach
SALM ein. Die Stadt Ehrenfriedersdorf veranlasste den Austausch des Spielsandes der Sandkasten
und die Information der Verantwortlichen der Kindertagesstatte tiber notwendige Vorkehrungen, be-
sondere hygienische Sorgfalt und Pflege der Rasenflachen zur Vermeidung freiliegender Bodenfla-
chen. Fir den Standort liegt jetzt nach durchgeflhrter historischer/orientierender Untersuchung eine
Detailuntersuchung /5/ vor auf deren Grundlage weitere MalRnahmen zur Gefahrenabwehr abgeleitet

wurden.

2.6. Untersuchungsergebnisse

Unter Bericksichtigung der Nutzung (Spielrasen, Sandkastenumrandung, Wippe, Spielreifen, Sitz-
banke) auf der ca. 2000 m? groRen unversiegelten AuRenflache wurden 10 Teilflachen unterschieden,
auf denen insgesamt 20 Mischproben (je eine im Intervall 0-10 cm und 10-35 cm) entnommen und auf

As, Cd, Pb, Sn, PAK und MKW analysiert wurden. Umweltrelevante Gehalte erreicht ausschliellich
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das Element Arsen. Der durchschnittliche Gehalt im Horizont 0 - 10 cm betragt 935 mg/kg TS und im
Horizont 10 - 35 cm 714 mg/kg TS. Die Belastung der Boden mit As auf den Teilflachen differiert von
< 500 mg/kg bis > 1000 mg/kg.

2.7. Bewertung / Schlussfolgerungen

Vor dem Hintergrund der 20- bis 50-fachen Uberschreitung der Priifwerte nach Anhang 2 Tab. 4.1
BBodSchV ist eine differenzierte Betrachtung der Wirkmechanismen erforderlich. Relevante Expositi-
onspfade sind die inhalative Aufnahme und Resorption in den Atemwegen sowie die orale Aufnahme
Uber Mund — Handkontakt bei Anhaftung As-haltiger Bodenpartikel. Unter Berticksichtigung der zu
erwartenden Resorption sowie des geringen Abwehungspotentials der Freiflachen (hoher Versiege-
lungs- und Bewuchsanteil) ergibt sich fur die inhalative Aufnahme nach der toxikologischen Beurtei-
lung keine Uberschreitung des TRD-Wertes (tolerierbare, resorbierbare, tagliche Dosis). Die Berech-
nung der taglichen oralen Dosis hingegen fiihrt zu dem 17-fachen des TRD-levels ). Damit stellt die
orale Aufnahme den entscheidenden Belastungspfad und eine latente Gefahrdung flr spielende

Kleinkinder dar.

Relativiert man allerdings die auf theoretischen Annahmen beruhenden Faktoren fir den Berech-
nungsansatz anhand der tatsachlichen Situation (geringer Anteil vegetationsfreier Flache, Bertcksich-
tigung der unbelasteten Spielsande beim Ansatz fur die tagliche Bodenaufnahme und die As-
Konzentration, hygienischer Standard) kommt man zu dem Ergebnis, dass die tagliche orale Dosis
das TRD-level,) unterschreitet. Auch wenn die fir diesen Ansatz verwendeten Annahmen nicht ge-
sichert sind, wird deutlich, dass bei strikter Vermeidung oder Verhinderung des Direktkontaktes mit

dem belasteten Boden die tatsachliche orale tagliche Dosis entscheidend verringert werden kann.

Dementsprechend wurden konkrete teilflachenbezogene, nach dem Gefahrdungspotential priorisierte

Malnahmen zur strikten Unterbrechung des Direktpfades Boden-Mensch abgeleitet. Diese umfassen:

» Bodenaustausch oder Verlegung von Platten oder Rasengittersteinen im unmittelbaren Umfeld um

Sandkasten und Spielgeraten (Wippe, Spielreifen, etc.)

= Ausbesserung von Rasenschaden durch Neuansaat bzw. Bodenaustausch und Neuansaat

Kontrolle der Wirksamkeit der Sicherungsmalfinahmen
= Durchsetzung besonderer hygienischer Anforderungen

= Aufklarung aller betroffenen Personen.
Mit Umsetzung dieser Mallnahmen ist auch die latente Gefahrdung der Gesundheit der spielenden

Kleinkinder soweit eingeschrankt, dass keine Bedenken zur Fortsetzung der gegenwartigen Nutzung

bestehen.
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3. Vorsorge im Sinne des Umgangs mit Bodenmaterial

3.1.  Rechtliche Grundlagen

Die Pflicht zur Vorsorge gegen das Entstehen schadlicher Bodenveranderungen nach § 7 BBodSchG
und § 10 BBodSchV erfordert, die Hintergrundbelastung bei der Verlagerung von Bodenmaterial zu
berlcksichtigen. Auf der Grundlage von § 12 BBodSchV koénnen innerhalb eines Gebietes mit erhdh-

ten Schadstoffgehalten Einzelfallregelungen getroffen werden.

3.2. Belastungszustand unter dem Aspekt der Vorsorge

Im Vergleich mit den Vorsorgewerten der BBodSchV wird in der Region Chemnitz-Erzgebirge gemaf

geochemischen Atlas des LfUG folgender Zustand hinsichtlich des Elementangebotes deutlich:

Bereits von den lithogen bedingten Hintergrundgehalten werden die Vorsorgewerten flachenhaft er-
reicht bzw. gering Uberschritten bei

= Hanglehm Gber mafig basenreichem Festgestein (Paragneise Raum Freiberg) — Pb, Zn

» Hangsand Uber Sandstein (Sandstein Raum Hartha) — Cd, Cr, Hg, Pb, Zn.

In hydrothermal-altbergbaulich und gleichzeitig metallurgisch gepragten Gebieten werden u. a. gemaf
Sachstandsbericht des LfUG zu den Schwermetallgehalten der Boden des Freiberger Raumes die

Vorsorgewerte der BBodSchV deutlich und lokal teilweise dramatisch Uberschritten:

= Cd flachenhaft ca. 2-fach, lokal bis tiber 20-fach

= Pb flachenhaft ca. 6-fach, lokal bis Gber 60-fach.

Auf héher belasteten innerstadtischen Bereichen und Hittenstandorten sind infolge haufiger Uberla-
gerung mehrerer unterschiedlicher technogener Substrate, mehrfacher Uberbauungen, lokaler Ein-
flisse sowohl lateral als auch horizontal héhere Inhomogenitaten im Schadstoffvorkommen zu erwar-

ten als auf den weniger belasteten landlichen Randbereichen. Die Varianz ist im Einzelnen unbekannt.

Die im Sachstandsbericht des LfUG flir den Raum Freiberg ausgewiesenen Belastungen werden
teilweise bei den Untersuchungen zur Deklaration des Bodenmaterials bzw. zur Altlastenerkundung
bestatigt. Teilweise werden aber auch lokal geringere bzw. hdhere Konzentrationen an einzelnen Pa-
rametern festgestellt. Ubereinstimmungen werden auf den weniger belasteten Randbereichen vorge-
funden. Dem entgegen werden im Stadtzentrum und insbesondere in der Nahe von altbergbaulichen

Anlagen deutlich héhere Belastungen nachgewiesen als im Atlas dargestellt.
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Bezeichnend sind fiir den Raum Freiberg weiterhin nur geringe Parametergehalte in den Bodenelua-
ten bei gleichzeitig hohen Konzentrationen im Feststoff. Selbst im hoch belasteten Stadtzentrum wer-

den die fir Vergleichszecke angewendeten Zuordnungswerte Z2 der TR LAGA zumeist unterschritten.

3.3. Derzeitige Vorgehensweise

Untersuchungen zur Deklaration

Grundlage zum Umgang mit anfallendem Bodenaushub sind Untersuchungen zu dessen Deklaration.
Diese Untersuchungen unterliegen keiner systematischen Herangehensweise. Entsprechende metho-
disch-statistische Grundlagen liegen nicht vor.

Zumeist werden aus den im Rahmen der Baugrunderkundung geteuften Aufschlissen jeweils Uber die
voraussichtliche Aushubteufe Sammelmischproben erstellt und auf die freiberg-spezifischen Parame-

ter im Feststoff und im Eluat untersucht.

Eine Einbeziehung der in den Kartenwerken des LfUG dargestellten Kenntnisse und ein Abgleich der

erzielten mit den bereits vorhandenen Ergebnissen ist eher untblich.

Wiederholt wurden bereits mehrere Gutachter auf ein und derselben Baustelle eingesetzt, um hohere
Sicherheiten in der Richtigkeit der Aussage zu erzielen. Hierbei erzielte variierende Untersuchungser-
gebnisse sind nicht auf unzureichende Qualifikationen der Probenehmer und Laboratorien zuriickzu-
fihren bzw. sogar absichtlich verursacht, sondern haben ihren Ursprung in den gegebenen Inhomo-

genitaten.

Umgang mit Bodenmaterial

Eine Verwertung bzw. Beseitigung von Bodenmaterial aul3erhalb der o. g. Belastungsbereiche sowie
aulerhalb entsprechend zugelassener Anlagen (Deponien etc.) ist gemaly Verschlechterungsverbot

nicht zuldssig.

Der Umgang mit Bodenmaterial ist, sofern dieses nicht von SanierungsmalRnahmen stammt, gesetz-
lich nicht genehmigungspflichtig. Es besteht dementsprechend keine generelle behdrdliche Uberwa-

chung des Umgangs mit aus Baumalfinahmen stammendem Bodenmaterial.

Derzeit unterliegt der Umgang mit dem belasteten Bodenmaterial, sofern an die Behdérde herangetra-

gen, behdrdlichen Einzelfallentscheidungen. Generelle Lésungen liegen nicht vor.

Es wird darauf orientiert, das im Rahmen von Baumalnahmen anfallende belastete Bodenmaterial,
sofern bautechnisch sinnvoll, wieder am Standort einzubauen. Uberschiissiges Bodenmaterial muss
einer sachgemaflen Verwertung/Entsorgung zugefiihrt werden.

In der Praxis bestehen deutliche Unsicherheiten bei der Ausschreibung zur Verwertung/Entsorgung

des belasteten Bodenaushubes. Keine bzw. unzulangliche Angaben zum Belastungsstatus des Bo-
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denmaterials konnen, wie die Praxis zeigt, zu Nachtragen und zu erheblichen Einbuf3en fiir den Auf-

traggeber flhren.

Hierzu ist ein Beispiel von unsachgemafler Aufbringung belasteten Bodenmaterials zu nennen. Fir
Freiberger Verhaltnisse nur relativ gering belastetes Material wurde zu Modellierungsarbeiten in einem
Baugebiet im unbelasteten Iandlichen Raum im Landkreis Mittweida eingesetzt. Nach dem festgestellt
wurde, dass das Material aus dem Freiberger Raum stammt und die Bevdlkerung sensibilisiert war,
wurde entsprechende Untersuchungen angestellt. Seitens der Behdrde wurde ein Riickbau angeord-

net.

Der Raum Freiberg verfligt tiber einzelne Sonderlésungen zur Verwertung des im Rahmen von Bau-

malnahmen anfallenden entsprechend belasteten Bodenmaterials:

So besteht fir die umfangreichen Sanierungsarbeiten auf den Standorten der ehemaligen Huttenin-
dustrie der SAXONIA GmbH ein grofer Bedarf an Bodenmaterial fur Gelanderegulierungen, fur Ab-
deck- und Rekultivierungsschichten. Die hier zugelassenen stofflichen Einbaukriterien orientieren sich
im Wesentlichen an den Zulassungskriterien der TR LAGA sowie fiir die freiberg-spezifischen Para-
meter an den Mittelwerten des Raumes Freiberg. Die speziell zugelassenen Einbaukriterien reflektie-
ren die freiberg-spezifische Situation bereits gut. Aufgrund aktueller Untersuchungsergebnisse ist
derzeit eine Neufassung der Einbaukriterien in Arbeit.

Eine weitere Verwertungsmadglichkeit besteht auf der Baumalinahme des Industriegebietes Nord in
Brand-Erbisdorf. Die zugelassenen Einbaukriterien entsprechen ebenfalls generell der Freiberger

Belastungssituation.

Ein Einbau des von BaumafRnahmen aus dem Altstadtgebiet Freiberg stammenden hoch belasteten
Bodenmaterials auf den o. g. Malnahmen ist allerdings nicht méglich, da die jeweiligen Einbaukrite-

rien Uberschritten werden.

3.4. Empfehlungen

Abschlieftend sind folgende Schritte/Aspekte zur Untersuchung und zum Umgang mit Bodenmaterial

aus einem flachenhaft belasteten Raum wie Freiberg zu empfehlen:
Es sind gebietsbezogene behérdliche Regelungen im Sinne einer Allgemeinverfigung zu treffen.
Hierbei sollten die Mdglichkeit des § 12 (10) der BBodSchV sowie die Moglichkeit der Ausweisung von

Bodenplanungsgebieten geman § 9 (6) des AWG genutzt werden.

Fir die auszuweisenden flachenhaft belasteten Gebiete sind methodisch-konzeptionelle Grundlagen

fur ein nachvollziehbares 6kologisch und 6konomisch sinnvolles Bodenmanagement zu erstellen.

Ein Bestandteil dieses Konzeptes sollten Empfehlungen zur Vorgehensweise bei der Untersuchung

sein, wie u. a.
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» Recherche bereits vorhandener Unterlagen (Kartenwerke LfUG, Unterlagen Altbergbau, Gutachten, ...)

= Ableitung und Ausfiihrung jeweils spezifisch erforderlicher Untersuchungsprogramme in Abhangig-

keit vom Kenntnisstand und von den potentiellen Verwertungs-/Entsorgungsmaoglichkeiten.

Als Grundlagen sind u. a. statistisch-methodische Untersuchungen zur Varianz der Belastungssituati-
on und entsprechende Ableitungen Uber das Erfordernis, die Ausfihrung und die Aussagekraft von

Untersuchungen zur Deklaration des Bodenmaterials erforderlich.

Die vorhandenen Kartenwerke sind zu aktualisieren.

Ein weiterer Bestandteil des Konzeptes sollten Empfehlungen zum Umgang mit dem belasteten Bo-

denmaterial sein, wie

= Anzeigepflicht
= behordliche Uberwachung der Verwertungs-/Entsorgungswege
» vorrangige Verwertung innerhalb des Herkunftsgebietes

= geringstmogliche Entsorgung aufderhalb des Herkunftsgebietes auf Deponien.

Eine wesentliche Grundlage besteht in der Planung und Genehmigung von speziellen Verwertungs-
moglichkeiten, welche eine Aufnahme des spezifisch hoch belasteten Bodenmaterials innerhalb des
Herkunftsgebietes ermdglichen. Empfehlenswert ist in diesem Zusammenhang eine Anpassung von
Einbaukriterien fur Ausgleichs-/Abdeckmaterialien an die Hintergrundbelastungen des entsprechend
vorgepragten Umfeldes unter Beachtung der weiteren Nutzungen (u. a. fir Standorte der SAXONIA in
Arbeit).
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und Bewertung der Bodenbelastung mit Arsen im Raum Ehrenfriedersdorf, im Auftrag des Séachs.
Landesamtes fir Umwelt und Geologie, Stollberg Marz 1994

/5/ SKB HARLES Umweltberatung GmbH (2000): Kindergarten Max-Wenzel-Stralke Ehrenfrieders-

dorf, Detailuntersuchung im Auftrag des Landratsamtes Annaberg, Altenburg Mai 2000

- 159 -



Impressum

Herausgeber:

Offentlichkeitsarbeit:

Redaktion:

Redaktionsschluss:
Titelfoto:

Auflagenhodhe:

Verteilerhinweis

Sachsisches Staatsministerium fur Umwelt und Landwirtschaft
01075 Dresden
Internet: www.smul.sachsen.de

Tel: (0351) 5 64-68 14, Fax: (0351) 5 64-20 74
E-Mail: info@smul.sachsen.de

Referat 65, Sachsisches Staatsministerium fir Umwelt und
Landwirtschaft

November 2001
Ronald Symmangk, Sachsisches Landesamt flir Umwelt und Geologie

250 Exemplare

Diese Informationsschrift wird von der S&chsischen Staatsregierung im Rahmen der Offentlichkeit
herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von Wahlhelfern zum Zwecke der Wahlwerbung
verwendet werden. Dies gilt fur alle Wahlen.

- 160 -



	Inhaltsverzeichnis
	Tagungsablauf
	Anschriften der Referenten und Moderatoren
	Eröffnung
	Bodenschutz – katastrophale Entwicklung oder Kata
	Urbane Entwicklung/Auswirkungen auf Bodenschutz �
	Bodenschutz und Naturschutz – gemeinsames Interes
	Flächenressourcenmanagement
	Bodenschutz in der Bauleitplanung
	Umweltqualitätsziele in der Raumplanung
	Bodenschutz im Landschaftsplan
	Bodenbewertung
	Versorgender Bodenschutz – Aktuelle Aufgaben im L
	Bodenschutz aus Sicht einer kreisfreien Stadt
	Stadtbodenkartierung Zwickau – aktuelle und zukü�
	Auslegung / Hinweise zum Vollzug des § 12 BBodSc�
	Zusammenarbeit von Berg- und Bodenschutzfachbehö�
	Kommunales Bodenmanagement für innerstädtischen 
	Bodenmanagement bei Großbauvorhaben am Beispiel �
	Fachliche Grundlagen für Bodenplanungsgebiete am�
	Erhöhte Schadstoffgehalte in Böden der Region Ch
	Impressum

